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Lesehinweise und Aufbau der Broschüre 
Wird ein neuer Tarifvertrag, eine Betriebs- oder Dienstverein- 
barung entwickelt und dann verhandelt, so empfiehlt sich  
ein schrittweises Vorgehen. Das erste Kapitel gibt Hinweise zur  
Gestaltung des beteiligungsorientierten Prozesses.

Der weitere Aufbau dieser Broschüre folgt der Systematik von  
Vereinbarungen. Zunächst sollten die Ziele der Vereinbarung  
klar dargelegt werden. Das geschieht in der Regel in der Präambel. 
Regelungsgegenstände und Begrifflichkeiten müssen zu Be- 
ginn definiert und erläutert werden. Es folgen die Festlegung der  
Geltungsbereiche und wichtige Regelungsthemen.

Zu den Themen werden Empfehlungen für Vereinbarungen  
gegeben. Dabei werden die wesentlichen Themenkomplexe be- 
nannt und einige Textbeispiele aus bestehenden Regelungen  
präsentiert.

Veränderungsprozesse im Kontext digitaler Arbeit sind ein  
Thema mit breitem Handlungsspektrum. Daher wird in dieser  
Broschüre auch unterschiedlichen Rechtsgrundlagen, An- 
lässen und Motiven sowie den betrieblichen Prozessen Raum  
gegeben.

Es handelt sich um die vierte Broschüre aus der ver.di-Publika- 
tionsreihe »Praxis gestalten«. Um allzu viele Wiederholungen zu  
vermeiden, finden sich bisweilen Verweise auf Passagen in den  
früheren Broschüren. Der Anhang enthält eine Liste von Hand
lungshilfen und Fundstellen, die für das Thema wichtig sind.

	� Tipps und Quellenangaben

	� Verweise auf Gesetze und andere Rechtsquellen

	� Beispiele aus Vereinbarungen

	→ Verweise auf andere Kapitel
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Vorwort 

In allen Bereichen zeigt und verstärkt die Corona-Pandemie beste-
hende Entwicklungen. Das gilt auch und gerade bei der Digitalisie-
rung. Nicht überall waren Betriebe gut darauf vorbereitet, Arbeitsab-
läufe zu digitalisieren und ihren Beschäftigten die Nutzung digitaler 
Endgeräte zu ermöglichen. Deutlich wurden sowohl die Potenziale als 
auch die Probleme, die mit der verstärkten Techniknutzung einherge-
hen. Es ist davon auszugehen, dass der Einsatz digitaler Technik infol-
ge der Pandemie einen weiteren Schub erhält. Umso nötiger ist es, die 
Digitalisierung so zu gestalten, dass sie Gute Arbeit befördert und ren-
ditegetriebener Rationalisierung sowie Überwachung und Kontrolle 
einen Riegel vorschiebt.

Digitalisierung, wie sie bislang betrieben wurde, bedeutet für viele 
Beschäftigte Verunsicherung, sehr oft zunehmenden Arbeitsstress. In 
vielen Bereichen stehen Arbeitsplätze zur Disposition. In dieser Situa-
tion brauchen Beschäftigte Sicherheit und Schutz. Die Beschäftigten 
und ihre Interessenvertretungen müssen von Beginn an in die Verän-
derungsprozesse einbezogen werden. Das ist letztlich auch im Sinne 
der Unternehmen. Denn Digitalisierung gegen die Beschäftigten kann 
nicht gelingen. Damit ist nicht nur gemeint, sie und ihre Interessen-
vertreter*innen frühzeitig zu informieren. Beschäftigten und Interes-
senvertretungen müssen ernsthaft in Strategie- und Entscheidungs-
prozesse einbezogen sein.

Dafür müssen die individuellen und kollektiven Rechte der Beschäf-
tigten gestärkt werden. Eine Aufweichung gesetzlicher Schutzstan-
dards, wie sie beispielsweise in der letzten Zeit unter dem Schirm so-
genannter Experimentierklauseln im Arbeitszeitgesetz versucht wird, 
ist genau das falsche Rezept. ver.di wird sich dagegen zur Wehr set-
zen. Vielmehr ist der Gesetzgeber gefordert, gute Rahmenbedingun-
gen für eine gelingende Digitalisierung in Betrieben und Verwaltun-
gen zu schaffen. 
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Betriebs- und Personalräte sowie Mitarbeitervertretungen brauchen 
mehr und wirksamere Mittel, digitale Veränderungsprozesse im Sin-
ne der Kolleg*innen mitzugestalten. Dazu gehören unter anderem die 
Möglichkeit, einfacher externen Sachverstand hinzuzuziehen, und ein 
Initiativrecht bei der Einführung betrieblicher Berufsbildungsmaß-
nahmen. Bei drohendem Personalabbau und Betriebsübergängen 
sind erweiterte Mitbestimmungsinstrumente nötig, mit denen In-
teressenvertretungen Beschäftigte zum Beispiel durch Weiterqualifi-
zierung vor Arbeitsplatzverlust bewahren können. Dass die Gewerk-
schaften betriebliche Kommunikationswege zur Verbreitung von In-
formationen und Mitgliederwerbung nutzen können, muss gesetzlich 
klargestellt werden. 

Nicht nur gesetzlich, sondern vor allem durch Vereinbarungen der 
Tarif- und Betriebsparteien ist sicherzustellen, dass der Einsatz neu-
er Technik nicht zu weiterer Arbeitsverdichtung, Entgrenzung und 
Überforderung von Beschäftigten führt. Denn den Preis für eine sol-
che Fehlentwicklung zahlen nicht nur die Betroffenen, sondern die 
Gesellschaft als Ganzes. Die vorliegende Broschüre zeigt Wege auf, wie 
auf digitale Veränderungsprozesse mit den Mitteln der tarif- und be-
triebspolitischen Gestaltung Einfluss genommen werden kann. Ver-
einbarungen können die Schnelllebigkeit technischer Umbrüche ein-
beziehen und Rahmenbedingungen für eine wirksame Begleitung 
schaffen. Hierfür enthält die Broschüre eine Vielzahl von Praxisbei-
spielen, an denen sich Tarifkommissionen, gesetzliche Interessenver-
tretungen und ver.di-Aktive im Sinne von »good practices« orientie-
ren können. Stets mit dem Ziel, gute Arbeitsbedingungen zu beför-
dern. So geht Zukunft.

Andrea Kocsis		  Christoph Schmitz
Stellvertretende		  Mitglied des 
ver.di-Vorsitzende		  ver.di-Bundesvorstands
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Allgemeine Hinweise  
zu dieser Reihe
Empfehlungen zu Regelungen digitaler Arbeit
Mit dieser Broschüre zu Veränderungsprozessen in der Digitalisierung 
liegt der vierte Leitfaden aus der ver.di-Publikationsreihe »Praxis ge-
stalten« vor. Sie beinhaltet Empfehlungen zur Regelung verschiedener 
Aspekte, die für Beschäftigte wichtig sind, wenn Digitalisierungsvor-
haben umgesetzt werden. Die Leitfäden zielen auf gute digitale Arbeit. 
Sie sind nicht als Mustervereinbarungen zu verstehen. Sie enthalten 
Vorschläge und Anregungen, wie eine gute Gestaltung der digitalen 
Arbeitswelt mittels Tarifverträgen sowie Dienst- und Betriebsverein-
barungen unterstützt werden kann. Damit sollen die Chancen, die di-
gitale Arbeit den Beschäftigten bietet, genutzt werden.

Checkliste für Regelungsbedarfe
In der Broschüre werden unterschiedliche Handlungsfelder aufge-
zeigt. Dazu finden sich Ansätze, Hebel und Instrumente für Interes-
senvertreter*innen, um initiativ zu werden: von der Gestaltung ei-
ner Prozessvereinbarung bis hin zu zentralen Aspekten wie Beschäf-
tigungssicherung oder Qualifizierung. Die Inhaltsübersicht ist eine 
Art Checkliste für die betrieblichen Gestaltungsoptionen: Welche Re-
gelungsgebiete gibt es? Welche Tipps und Lösungen aus bestehenden 
Vereinbarungen liegen vor? Welche Felder sind für mein Unterneh-
men oder meine Dienststelle besonders relevant? Die Vorschläge und 
Empfehlungen sind jeweils auf die branchen- oder betriebsspezifische 
Situation anzupassen.

Gute Beispiele, aber keine Mustervereinbarungen
An vielen Stellen der Publikation finden sich Passagen aus abgeschlos-
senen Vereinbarungen, Hinweise auf arbeitswissenschaftliche Er-
kenntnisse nebst einschlägiger Rechtsprechung. Diese Informatio-
nen sind Hilfestellungen und Anregungen. Sie können keine eigenen 
Überlegungen, keinen Bezug zum Betrieb oder zur Dienststelle und 
zur passenden Einzelvereinbarung ersetzen. Immer ist zu beachten: 
Textbausteine aus bestehenden Regelungen sind auf spezifische Pro-
blemlagen, intensive Diskussionen und Aushandlungsergebnisse vor 
Ort zurückzuführen.
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Die in der Broschüre enthaltenen Anregungen dienen dem Ziel, kon-
sequent aus der Sicht der Beschäftigten gute digitale Arbeit zu fördern, 
zu realisieren und verbindlich zu regeln. Die Auswahl der Handlungs-
felder und die Empfehlungen sind Fingerzeige, neue Aufgaben und 
Herausforderungen für die Interessenvertretungen in der digitalen 
Arbeitswelt zu erkennen – und sie anzunehmen. Der Leitfaden kann 
für die Tarifvertragsgestaltung ebenso wie für die Gestaltung von Be-
triebs-/Dienstvereinbarungen genutzt werden.

Beteiligung ist das A und O
Der Nutzen von Regelungen ist am größten, wenn die betroffenen Be-
schäftigten von Beginn an einbezogen werden. Deshalb enthält jeder 
Leitfaden dieser Reihe Vorschläge, wie der Prozess von der Idee bis 
zum Abschluss und zur Umsetzung einer Vereinbarung gemeinsam 
von Beschäftigten, betrieblicher Interessenvertretung und Gewerk-
schaft forciert und gestaltet werden kann. Die Beteiligung der Er-
werbstätigen ist das Kernelement Guter Arbeit – dem muss der Pro-
zess hin zu einer Regelung wie die Regelung selbst Rechnung tragen.

Die erste Aufgabe der Interessenvertretung ist, mit den Beschäftig-
ten die Probleme am Arbeitsplatz und die konkreten Ziele einer Ver-
einbarung zu diskutieren. Folgende Fragen sind dabei wichtig: Wie hat 
die Vereinbarung konkret auszusehen, so dass sie gute digitale Arbeit 
bestmöglich und wirksam unterstützt? Wie kann die Vereinbarung ge-
meinsam durch- und umgesetzt sowie praktiziert werden?

Wie sind die Empfehlungen entstanden?
Die Initiative für diese Reihe geht von der tarifpolitischen Grundsatz-
abteilung und dem Bereich Innovation und Gute Arbeit der Gewerk-
schaft ver.di aus. Diese Bereiche haben 2016 eine Arbeitsgruppe »Gute 
digitale Arbeit – tarif- und betriebspolitisch gestalten« ins Leben ge-
rufen. Der Arbeitsgruppe gehört auch der ver.di-Bereich Mitbestim-
mung an.

Themenorientiert kooperiert die Arbeitsgruppe mit Projekten, die 
sich z. B. mit mobiler oder agiler oder anderen Aspekten digitaler Ar-
beit auseinandersetzen und an denen ver.di beteiligt ist (innovation-
gute-arbeit.verdi.de/ueber-uns/forschungsprojekte).
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Zum Vorgehen in der Arbeitsgruppe: Zunächst werden die wichtigs-
ten Themen der betrieblichen Gestaltung identifiziert, z. B. Arbeitszeit. 
Über die Recherche und Diskussion bisheriger Regelungen werden 
erste Empfehlungen abgegeben. Zu diesen Themen werden anschlie-
ßend Workshops unter breiter Beteiligung organisiert: mit haupt- und 
ehrenamtlichen Kolleg*innen aus möglichst allen ver.di-Fachberei-
chen. Gemeinsam werden die Empfehlungen zu den ermittelten Re-
gelungsbedarfen geprüft, diskutiert und weiterentwickelt. Die Ergeb-
nisse werden danach von der Arbeitsgruppe inhaltlich ausgearbeitet 
und in dieser Reihe veröffentlicht. Die Leitfäden sollen den Tarifkom-
missionen sowie den betrieblichen Interessenvertretungen Orientie-
rung und Unterstützung bieten.

Bisher sind in der Reihe »Praxis gestalten« die Leitfäden »Mobi-
le Arbeit«, »Agiles Arbeiten« und »Gesunde Arbeit« erschienen. Nun 
folgt mit dieser Broschüre zur Gestaltung von Veränderungsprozessen 
in der Digitalisierung der vierte Leitfaden.
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Einleitung 

Die Dynamik der Digitalisierung im Arbeitsleben ist ungebrochen. 
Technische Umbrüche stellen zunehmend bestehende Beschäfti-
gungsverhältnisse zur Disposition. In den Betrieben und Verwaltun-
gen bewirken sie veränderte Tätigkeiten, Abläufe und Arbeitsbedin-
gungen für Beschäftigte. Wichtig ist: Digitalisierung ist von Menschen 
gemacht, ihre Ausgestaltung ist Ergebnis von Aushandlung und Ent-
scheidung. Diese Prozesse frühzeitig im Sinne der Beschäftigten und 
mit ihnen zu gestalten, ist gemeinsame Aufgabe von ver.di als gewerk-
schaftlicher Interessenvertretung und den Betriebs- und Personalrä-
ten sowie Mitarbeitervertretungen in Dienststellen und Betrieben.

Die Bilanz der bisherigen Digitalisierung zeigt: Technische Neue-
rungen führen längst nicht im Selbstlauf zu Entlastung und besse-
ren Arbeitsbedingungen. Stattdessen gibt die Mehrheit der Beschäf-
tigten laut DGB-Index Gute Arbeit an, dass die Arbeitsmenge infol-
ge der Digitalisierung gewachsen ist. Auch Multitasking, die Zahl der 
gleichzeitig zu bewältigenden Aufgaben, nimmt zu. Größere Entschei-
dungsspielräume werden nur ausschnittweise realisiert und stehen 
verstärkten Möglichkeiten der Überwachung gegenüber. Vor allem: 
Nur eine kleine Minderheit der Beschäftigten berichtet, vom Unter-
nehmen in digitale Veränderungsprozesse einbezogen zu werden.

Kurz: Es besteht Handlungs- und Gestaltungsbedarf. Und das auf 
allen Ebenen und als sofortige Weichenstellung für die Zukunft. Die 
Gewerkschaften bringen die Interessen der Beschäftigten in die ge-
sellschaftlichen Debatten ein und drängen dafür auf den Ausbau der 
Mitbestimmung, den Schutz der Persönlichkeitsrechte und vieles 
mehr (verdi.de/themen/digitalisierung/beschluesse-und-positionen). 
Mit Tarifverträgen setzt ver.di einen Gestaltungsrahmen mit Ansprü-
chen auf Beteiligung, erweiterte Mitbestimmung, Qualifikation und 
Weiterbeschäftigung, im Fall der Fälle auch auf sozialverträgliche Lö-
sungen bei Stellenabbau. Betriebliche Interessenvertretungen neh-
men über Betriebs- bzw. Dienstvereinbarungen Einfluss auf die Aus-
gestaltung von Digitalisierungsprozessen. Die Chancen steigen, wenn 
sie dies möglichst frühzeitig und unter intensiver Beteiligung der Be-
troffenen tun.
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Eine Herausforderung ist dabei der prozesshafte Charakter der Digi-
talisierung. Mittel- und langfristige Entwicklungen und deren Wir-
kungen sind nicht immer absehbar. Dies muss durch anders ange-
legte Vereinbarungen berücksichtigt werden. Es sollten Prozeduren 
festgelegt werden, wie die Beschäftigten und ihre Interessenvertre-
tungen frühzeitig informiert und in Entscheidungsprozesse einbezo-
gen werden. Oft muss dies in mehreren Schleifen erfolgen. Auf der Ba-
sis von Beteiligung sollten folgende Gestaltungsaspekte Berücksich-
tigung finden:

	– �Ziel und Zweck der angestrebten Veränderungen, inklusive  
einer Abschätzung der Folgen und Risiken aus Beschäftigtensicht

	– �Definition und Ausgestaltung der Schnittstellen zwischen  
Mensch und Technik

	– �Gestaltung der Arbeitsorganisation und der Aufgaben- 
verteilung – sie soll Raum für Autonomie und zugleich Schutz  
vor Entgrenzung bieten.

	– �Weiterentwicklung von Tätigkeitsprofilen und Qualifizierung  
von Beschäftigten für die in Zukunft benötigten Aufgaben, was auf 
Fachkräftesicherung, Beschäftigungsfähigkeit und persönlich-
keitsförderliche Arbeit zielt

	– �Regelungen zum Monitoring von Entwicklungen und zur 
Evaluation von Vereinbarungen, um diese gegebenenfalls anzu-
passen und weiterzuentwickeln

Gemeinsames Ziel muss es sein, den Technikeinsatz so zu gestalten, 
dass er von den Beschäftigten nicht als Bedrohung empfunden wird, 
sondern beeinflusst werden kann und zu besseren Arbeitsbedingun-
gen führt. Das ist auch im Sinne von Arbeitgebern, deren Pläne allzu 
oft scheitern, wenn sie in der Belegschaft nicht auf Akzeptanz stoßen. 
Ein Appell an Sozialpartnerschaft fruchtet aber nicht immer. Im Zwei-
fel muss die Belegschaft in der Lage sein, ihren Interessen im Kon-
flikt Gehör zu verschaffen. Ein hoher gewerkschaftlicher Organisati-
onsgrad, durchgehende Beteiligung und ein gut abgestimmtes Vor-
gehen der betrieblichen Interessenvertretungen mit ver.di sind dabei 
entscheidend.
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Mit dieser Broschüre geben wir Hilfestellung bei der Erarbeitung pas-
sender betrieblicher Vereinbarungen zur Gestaltung digitaler Verän-
derungsprozesse. Sie soll Anregungen bieten und Praxisbeispiele auf-
zeigen, wie die Digitalisierung so reguliert werden kann, dass sie zu 
Guter Arbeit beiträgt. Zudem wird auf rechtliche Grundlagen und wei-
terführende Literatur zu den angesprochenen Themen verwiesen. 

Danksagung
Wir bedanken uns bei den haupt- und ehrenamtlichen Teilnehmer*in-
nen des Workshops »Veränderungsprozesse und Qualifizierung in der 
Digitalisierung tarif- und betriebspolitisch gestalten« für die inhalt-
lichen Impulse. Der Workshop hat im Rahmen des Projekts diGAP im 
September 2020 in der ver.di-Bundesverwaltung stattgefunden.
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Schritt für 
Schritt –  
von der Idee 
zur Verein
barung
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Die Erfahrung lehrt, dass die vorausschauende aktive Bearbeitung von 
Themen, die den Beschäftigten wichtig sind, erfolgreicher ist als abzu-
warten, bis das Management Bedarf anmeldet, etwas zu regeln. Gera-
de bei tiefgreifenden Veränderungsprozessen, wie sie im Zuge der Ein-
führung digitaler Technik entstehen und viele Arbeitsprozesse erfas-
sen, ist es wichtig, als Interessenvertretung aktiv die Initiative für gute 
Arbeitsgestaltung zu ergreifen: mit Blick auf die neuen Herausforde-
rungen und Aufgaben, die auf die Beschäftigten zukommen oder be-
reits zu bewältigen sind. Dabei sind alle Hebel der Mitbestimmungs-
rechte zu nutzen und die Instrumente in Bezug auf Qualifizierung und 
Beschäftigungssicherung zu schärfen.

Die gewerkschaftlichen und betrieblichen Interessenvertretungen 
geraten in die Defensive, wenn sie sich den Problemen erst widmen, 
wenn die Unternehmensleitung Fakten schaffen will oder geschaffen 
hat. Die folgenden Schritte beschreiben einen Prozess, in dem zusam-
men mit den Beschäftigten ein Leitbild für gute Arbeit in der digitalen 
Transformation entworfen wird. Davon sollen Regelungen zum Schutz 
sowie zur Unterstützung der Beschäftigten abgeleitet, weiterentwi-
ckelt und mit den Mitbestimmungsrechten und starken Mitbestim-
mungsstrukturen verzahnt werden.

1. Schritt: Thema mit den Beschäftigten diskutieren
Zunächst gilt es, Kompetenz aufzubauen und sich kundig zu machen. 
Selbstverständlich verfügen die gewählten Interessenvertreter*innen 
nicht für alle Bereiche der Digitalisierung über Expertise. Die gewerk-
schaftlichen und betrieblichen Interessenvertretungen können be-
reits vorliegende Informationen nutzen (siehe Quellen und Literatur 
am Ende dieser Broschüre). Sie können ihre Kompetenzen durch die 
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen erweitern, so-
fern ein Bezug zu ihren Aufgaben gegeben ist (§ 37 Abs. 6 und 7 BetrVG). 
Besonders wichtig: Das Gesetz gibt ihnen die Möglichkeit, sich sach-
kundige Unterstützung (externe Expertise – fachlich oder juristisch) 
zu organisieren, wovon bei komplexen Themen unbedingt Gebrauch 
gemacht werden sollte. Für Sachverständige muss nach dem Betriebs-
verfassungsgesetz (BetrVG) bzw. dem Personalvertretungsrecht der 
Betrieb/Arbeitgeber bzw. die Dienststelle die Kosten tragen.
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	 �80 Abs. 3 BetrVG: Die Kosten für das Hinzuziehen des/der Sachver-
ständigen trägt der Arbeitgeber gemäß § 40 Abs. 1 BetrVG, wenn die 
Voraussetzungen von § 80 Abs. 3 BetrVG erfüllt sind. Dies sind im Ein-
zelnen: Erforderlichkeit der Hinzuziehung des/der Sachverständigen 
zur Erfüllung gesetzlicher Aufgaben; ordnungsgemäßer Betriebsrats-
beschluss zur Beauftragung des/der Sachverständigen; vorherige Zu-
stimmung des Arbeitgebers zur Kostenübernahme.

	 �46 Abs. 1 BPersVG: Nach dem BPersVG bildet § 46 Abs. 1 die rechtliche 
Grundlage für die Hinzuziehung eines Sachverständigen.

	� Bei der Gewerkschaft ver.di, den Technologieberatungsstellen und ge-
werkschaftlichen Bildungsträgern können Expert*innen angespro-
chen, Informationsmaterial beschafft und Bildungsangebote genutzt 
werden. Ver.di hat eine Reihe von Gestaltungsempfehlungen für eine 
qualitativ gute Arbeitsgestaltung in der Digitalisierung veröffentlicht, 
siehe dazu Quellen (1).

Ein wichtiges Anliegen der Tarifkommission und der betrieblichen In-
teressenvertretung ist der Dialog mit den Beschäftigten, den ver.di-
Mitgliedern und den Vertrauensleuten, um die aufkommenden Ver-
änderungen hinsichtlich der Organisation, Formen, Strukturen und 
Prozesse der Arbeit zu erkennen und zu diskutieren. Die Auswirkun-
gen und Folgen von technischen Entwicklungen sind konkret vor Ort 
mit den Beschäftigten auszuleuchten, damit alle Beteiligten ein Ge-
spür für Gefahren und Chancen entwickeln können.

Dadurch können frühzeitig die betrieblich anstehenden Verände-
rungen mit dem Leitbild für die Digitalisierung und der Digitalisie-
rungsstrategie zusammengebracht werden: Wie können mit der Digi
talisierung Potenziale für Entlastung und bessere Arbeitsbedingun-
gen genutzt werden? Welche Belastungen bzw. Überlastungen sind bei 
der Arbeit in schwächer und stärker digitalisierten Bereichen festzu-
stellen? Wo herrscht ein Mangel an arbeitserleichternden digitalen 
Lösungen – und wo gibt es Beispiele mangelhaft umgesetzter Digitali-
sierung, wo diese zu Fehlorganisation und Arbeitshetze beiträgt? Diese 
Fragen sind bei großen Digitalisierungsvorhaben immer in längerfris-
tiger Perspektive zu stellen: es geht um Auswirkungen auf die Arbeits-
plätze, Arbeitsbedingungen und neue Qualifikationsanforderungen. 
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Im Dialog mit den Beschäftigten und Vertrauensleuten aus den be-
troffenen Betriebsteilen oder Unternehmen/Verwaltungen kann dann 
vertieft ermittelt werden, welche Probleme bestehen und wie sie anzu-
gehen sind. Ergebnisse können auf Betriebsversammlungen präsen-
tiert, dort kann ein Stimmungsbild eingeholt werden.

Es geht darum, sich einen Überblick zu verschaffen und Trends 
festzuhalten sowie bereits eingetretene Verschiebungen und Verän-
derungen einzuordnen. Mit der Technik ändern sich in aller Regel die 
Arbeitsformen. Werden neue Systeme und sonstige Arbeitsmittel ein-
gesetzt? Wie entwickeln sich Aufgabenprofile, Arbeitsmengen, der Ar-
beitsort und die Umgebungsfaktoren, die Personalwirtschaft, die Qua-
lifizierungs- und Aufstiegsoptionen, die Führungs- und Betriebskul-
tur? Alle diese Faktoren können auf die Arbeitsqualität rückwirken.

Workshop-Formate, die von den Interessenvertretungen, auch zu-
sammen mit ver.di, genutzt werden, eignen sich für die vertiefte Auf-
arbeitung der betrieblichen »Problemzonen«, wie Beschäftigungs-
sicherung, Qualifizierung und Personalentwicklung, Arbeitszeit, Ar-
beitsintensität und Stressbelastung, Ergonomie und Datenschutz.

2. Schritt: Zielsetzung und Regelungsinhalte  
mit den Beschäftigten erarbeiten
Im Dialog mit den Beschäftigten, Vertrauensleuten, ver.di-Mitgliedern 
und Expert*innen werden die Ziele eines Tarifvertrags oder einer be-
trieblichen Vereinbarung ausgearbeitet. Diese Ziele werden als Leit-
bild für gute digitale Arbeitsgestaltung zusammengefasst. Die Vor-
schläge der Beschäftigten sind dabei zu beachten. Folgende Fragen 
können als Orientierung genutzt werden:

	– �Wie ist der aktuelle Stand der Digitalisierung? Welche Entwick
lungen sind in den nächsten fünf Jahren zu erwarten?

	– �Welche Chancen und Risiken verbinden Beschäftigte, Betriebs- und  
Personalräte und Gewerkschaften mit der Digitalisierung?

	– �Welche Rationalisierung-, Humanisierungs-, Prekarisierungs- und 
Qualifizierungspotenziale gibt es?

	– �Welche strategischen Handlungsfelder sollen adressiert werden?
	– �Wie sieht gute digitale Arbeit aus? Was gehört dazu: z. B. gute 

Arbeitszeiten, Personalressourcen und -entwicklung, Beteiligungs-  
und Lernmöglichkeiten, Gestaltungsspielräume für eine ver
besserte Work-Life-Balance, Gesundheitsschutz etc.?
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Wenn die Leitideen gesammelt sind, können hiervon ausgehend die 
Regelungsthemen identifiziert und systematisch zusammengestellt 
werden. Als wichtige Bereiche, auf die sich Regelungen richten kön-
nen, haben sich herausgestellt:

	– �Beschäftigungssicherung
	– �Arbeitszeitgestaltung/-reduzierung: entlastende, lebensphasen-

sensible Arbeitszeitmodelle, Nichterreichbarkeitsregelungen etc.
	– �demografischer Wandel: Übergabe von Know-How, 

sozialvertragliche Ausstiegsoptionen etc.
	– �Gestaltung neuer Tätigkeitsprofile
	– �Qualifizierung und Personalentwicklung: betriebliche 

Weiterbildung, berufliche und Aufstiegsqualifizierung etc.
	– �Arbeitsintensität, Stress und Belastungsschutz  

(psychische Belastungen)
	– �Arbeitsorganisation und neue Formen der Arbeit wie agile Arbeit, 

mobile Arbeit/Homeoffice/alternierende Telearbeit etc.
	– �die Einhaltung des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG)  

und eine schlüssige Arbeitsschutzorganisation mit Gefährdungs-
beurteilung

	– �(gesundheitsförderliche) Führungs- und Unternehmenskultur
	– �Ausweitung der Mitbestimmung auf neue (»digitale«) 

Anforderungen: z. B. beim Technik-/IT-Einsatz, bei der Nutzung 
künstlicher Intelligenz usw.

Auch hier ist es wichtig, das Meinungsbild möglichst vieler Beschäf-
tigter einzuholen. Neben Belegschaftsbefragungen und Betriebsver-
sammlungen können die Interessenvertretungen eigene Befragungen 
online oder per Papier organisieren. Sie können auch Wandzeitungen 
nutzen. Die Beschäftigten können Klebepunkte anbringen, um anzu-
zeigen, wo der stärkste Handlungsbedarf besteht. Solche Methoden 
können die betriebliche Diskussion fördern.

Bei Befragungen sollte die Interessenvertretung sich Unterstützung 
von Sachverständigen holen und die Fragen sorgsam vorbereiten. Die 
Besonderheiten des Unternehmens/der Dienststelle (Arbeitsformen, 
Tätigkeiten, Arbeitsmittel etc.) sind zu berücksichtigen, um die Aus-
sagekraft der Befragung zu untermauern.
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Für Beschäftigtenbefragungen ist der DGB-Index Gute Arbeit ein ge-
eignetes Instrument. Er ist flexibel einsetzbar und kann um spezi-
fische Fragen zu den besonderen dienstlichen/betrieblichen Gege-
benheiten ergänzt werden: etwa zur neuen IT-Ausstattung, zu neuen 
Schichtplänen, einer geänderten Arbeitsorganisation (mehr Homeof-
fice, digitale Aktenführung etc.) usw.

	� Weitere Informationen zu den Wandzeitungen Gute Arbeit und zum 
Index Gute Arbeit finden sich in den Quellen (2).

	→ Elemente einer Vereinbarung zu Digitalisierungsvorhaben

3. Schritt: Erarbeitung eines Entwurfs  
für eine Vereinbarung
Die Arbeit am Entwurf für einen Tarifvertrag oder eine Betriebs-/
Dienstvereinbarung ist mit den Schritten 1 und 2 gut vorbereitet. Er-
gebnisse von Diskussionen, Befragungen und Workshops sowie ge-
werkschaftliche Informationen, v. a. aus dieser Broschüre, können in 
den Entwurf einfließen.

Um am Regelungsentwurf zu arbeiten, haben sich kleinere Work-
shops bewährt, an denen Mitglieder der Tarifkommission/Interessen-
vertretung, Beschäftigte und Expert*innen wie z. B. Jurist*innen teil-
nehmen. Es können auch kreative Methoden wie Design Thinking ein-
gesetzt werden.
Zu beachten ist: Im digitalen Wandel stellen sich auch veränderte 
Schutzaufgaben. Gerade in Umbruchsituationen, wo zusätzlich zu 
den fachlichen Aufgaben und neuen »Geschäftsmodellen« der Wan-
del der technischen Anforderungen und Arbeitsformen zu bewältigen 
ist, kann sich das Belastungsgeschehen zuspitzen. Oft müssen neue 
Wege der Unterstützung der Beschäftigten gefunden werden. Diese 
Fragen müssen sich in den Vereinbarungen und Tarifverträgen wi-
derspiegeln.

	� Bei der Entwicklung eines Tarifvertrags oder einer Betriebs-/Dienst-
vereinbarung kann auf einen reichen Fundus von Regelungen zur di-
gitalen Transformation zurückgegriffen werden. Sinnvoll ist es, be-
währte Praxisbeispiele und Regelungen zu sammeln und zu durch-
forsten, Tipps dazu in den Quellen (3).
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Eine Vereinbarung/ein Tarifvertrag regelt ein mitbestimmtes Verfah-
ren und betont die Sicherung der mitbestimmungsrechtlichen Beteili-
gung der Interessenvertretungen, sobald eine (neue) betriebliche Um-
stellung ansteht, die den Themenkomplex berührt. Zudem werden die 
Beteiligungsrechte der Beschäftigten möglichst präzise festgeschrie-
ben. Für die rechtliche Bewertung des Regelungsentwurfs ist juristi-
scher Sachverstand hinzuzuziehen.

Dann ist zu klären, wie die Vereinbarung in das Gefüge der beste-
henden tariflichen/betrieblichen Regelungen und die übergeordnete 
tarif- und betriebspolitische Strategie eingeordnet wird und eingreift. 
Ein neuer Tarifvertrag/eine neue Vereinbarung darf nicht in Wider-
spruch zu vorhandenen Regelungen, die sich bewährt haben, gera-
ten. Vielmehr ist ein Abgleich nötig, um bereits erreichte Standards 
und Errungenschaften auf die neuen Arbeitsprozesse auszuweiten 
oder die Standards weiterzuentwickeln. Bei Digitalisierungsvorhaben 
sind eine Vielzahl von Themenbereichen angesprochen, die sinnvol-
lerweise für sich geregelt werden, aber anschlussfähig mit der neuen 
Regelung sein müssen, z. B. IT-Vereinbarungen, Regelungen zu mobi-
lem Arbeiten und Homeoffice, Arbeitszeitregelungen etc. Generell ist 
zu berücksichtigen:

	– �Gesetzliche, tarifliche, betriebliche und soziale  
Standards sind zu wahren.

	– �Neue Regelungen oder Aktualisierungen bestehender  
Regelungen dürfen das erreichte Schutzniveau  
für die Beschäftigten nicht absenken, sondern müssen  
möglichst spürbare Verbesserungen bewirken.

	– �Das Leitbild »Gute digitale Arbeit« zielt darauf ab,  
die Standards der Arbeitsqualität im gesamten Unternehmen 
(nach und nach) zu verbessern.

	– �Regelt ein Tarifvertrag/eine neue Vereinbarung z. B. zur  
Arbeitszeit bestimmte Grundsätze, so ist auf bestehende und  
sinnvolle Regelungen zu verweisen: etwa auf gültige  
Vereinbarungen zu mobiler Arbeit, zur Schichtarbeit etc.

Wird Neuland betreten, können Regelung in Form einer »Pilotverein-
barung« im ersten Schritt nur für einen Pilotbereich und zeitlich be-
fristet abgeschlossen werden. Das gilt besonders, wenn sich beide Ver-
tragspartner einig sind, dass sie ein Regelungsthema evaluieren und 
eine Vereinbarung weiterentwickeln wollen. Nach einer festgelegten 
Erprobungszeit (z. B. ein oder zwei Jahre) werden die Regelungen auf 
ihre Wirksamkeit hin überprüft und ggf. angepasst oder ergänzt.
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Wird von der Arbeitgeberseite Druck ausgeübt, um rasch zu einem Ab-
schluss zu kommen, geht es meist darum, Forderungen durch Kom-
promisslösungen abzuschwächen. Umso wichtiger ist es, von vornhe-
rein genügend Zeit für die Erarbeitung der Inhalte (2. Schritt) und des 
Entwurfs (3. Schritt) einzuplanen.

4. Schritt: Verhandlung mit dem Unternehmen
Der Weg zum erfolgreichen Abschluss einer Vereinbarung beruht auf 
einer guten Vorbereitung, einem möglichst hohen gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad, starken Betriebs- sowie Personalräten und einer 
kontinuierlichen Beteiligung der Beschäftigten, Mitglieder und Ver-
trauensleute. Zeitnahe Rückmeldungen an und die Rückkopplung mit 
der Belegschaft zum Stand der Verhandlungen und zu den Verhand-
lungszielen sorgen für Glaubwürdigkeit, Rückenwind und Stärke. Po-
sitionen aus dem Feedback können in die Verhandlungen einfließen. 
In den Verhandlungssitzungen sind Kompromissvorschläge zu hin-
terfragen, die eigene Position muss regemäßig geschärft, die Regelun-
gen müssen u. U. weiterentwickelt werden. Dafür sollten immer wie-
der Expert*innen und Beschäftigte konsultiert und in die Überarbei-
tung und Lösungsfindung eingebunden werden.

Bei Tarifverhandlungen bietet sich das Modell der »Tarifberater*in-
nen« an, wie es bei der Charité praktiziert wurde und wird. Die Tarif-
berater*innen fungieren als Vermittler*innen zwischen den Beschäf-
tigten und der ver.di-Tarifkommission.

	� Für weitere Informationen zu den Tarifberater*innen siehe Quellen 
(4).

Während der Verhandlungen wird die Unternehmensseite erfah-
rungsgemäß entweder Zeitdruck ausüben oder die Verhandlungen 
verschleppen. Geraten die betrieblichen Verhandlungen ins Stocken 
oder scheitern sie, ist die Einigungsstelle anzurufen.

	 �87 Abs. 2 BetrVG: Kommt eine Einigung über eine Angelegenheit nach 
Absatz 1 nicht zustande, so entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch 
der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat.

	 �76 BetrVG: Eine Einigungsstelle wird bei Bedarf gebildet, um Kon-
flikte und Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat beizulegen. 
Durch Betriebsvereinbarung kann eine ständige Einigungsstelle er-
richtet werden.
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	 �73, 74 BPersVG bzw. 70 ff BPersVG: Auch in den Dienststellen des Bun-
des oder der Länder kann, soweit die Vereinbarung ein echtes Initia-
tivrecht des Personalrates betrifft, unter Einhaltung des Verfahrenswe-
ges bei vorhandener Stufenvertretung die Einigungsstelle angerufen 
werden. Zu beachten ist, dass nur in den Fällen, in denen ein uneinge-
schränktes Mitbestimmungsrecht (§ 79 Abs. 1 BPersVG) besteht, die Ei-
nigungsstelle verbindlich entscheiden kann (vgl. § 75 Abs. 1 BPersVG). 
In Fällen des eingeschränkten Mitbestimmungsrechtes (§ 78 Abs. 1 
BPersVG) gibt sie lediglich eine Empfehlung ab (vgl. § 75 Abs. 3 BPersVG).

5. Schritt: Einführung und Umsetzung
Mit Abschluss der Verhandlungen werden die Ergebnisse den Be-
schäftigten bzw. ver.di-Mitgliedern vorgestellt und mit ihnen disku-
tiert. Verhandlungsergebnisse beinhalten in der Regel Kompromisse, 
deren Hintergründe und Zustandekommen zu verdeutlichen sind. Der 
Fahrplan für die konkrete Umsetzung und das »Wie« sind mit den Be-
schäftigten zu besprechen. Dazu gehört etwa:

	– �betriebsinterne Information über die neue Regelung
	– �Fragen der Zuständigkeit, Verantwortliche oder 

Ansprechpartner*innen
	– �ggf. Durchführung einer vollständigen Gefährdungsbeurteilung 

(einschließlich psychischer Belastungen) angesichts  
geänderter Technik und Arbeitsorganisation sowie die (nötige) 
Neufassung von Unterweisungen

	– �Planung und Aufsetzen der (erforderlichen) 
Qualifizierungsprogramme sowie Anpassung bestehender 
Schulungen und Qualifizierungen 

	– �bei der Planung von Qualifizierungen die Beteiligung der 
Beschäftigten (Bedarfe, Umfang)

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Gesundheitsschutz

6. Schritt: Überprüfung der Wirksamkeit
In einem Tarifvertrag oder einer Betriebs-/Dienstvereinbarung ist zu 
regeln, zu welchen Anlässen und in welchen Zeitabständen die Tarif- 
bzw. Betriebsparteien zusammenkommen, um bei den Regelungen 
nachzusteuern und diese weiterzuentwickeln. Bei einer Pilotvereinba-
rung wird nach der Erprobungsphase – bevor die Regelungen auf wei-
tere Bereiche erstreckt werden – überprüft, welche Regelungen wirk-
sam sind und beibehalten werden, welche angepasst werden müssen 
und welche als nicht zweckmäßig entfallen und ggf. durch andere Re-
gelungen ersetzt werden. 
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Bei einer Prozessvereinbarung können Überprüfungen bzw. »Check-
points« in die vereinbarte Prozessstruktur integriert werden und in 
den Aufgabenbereich des paritätisch besetzten Steuerungskreises für 
das Digitalisierungsprojekt fallen.

	→ Voraussetzungen und Grundsätze, Verfahren

Auch bei der Überprüfung sind die Beschäftigten zu beteiligen, da sie 
ihre Situation am besten einschätzen und Vorschläge für Veränderun-
gen als Expert*innen in eigener Sache machen können. Dies kann in 
Feedbackrunden passieren, in denen z. B. psychische Belastungen 
und die Qualität der Arbeitsbedingungen bewertet werden (Rückgriff 
auf die Workshops). Auch eine Folgebefragung gegen Ende der Erpro-
bungsphase kann sinnvoll sein. Die Entwicklung der Fragen und ge-
eigneter Maßnahmen sind zwischen den Betriebsparteien abzustim-
men, wofür möglichst zeitliche Fristen in der Vereinbarung geregelt 
sind. Die Beteiligung der Beschäftigten an der Evaluation und Maß-
nahmenentwicklung sollte am besten in der (Pilot-)Vereinbarung fest-
geschrieben werden.

Die Eckpunkte für eine Wirksamkeitsprüfung und Begleitung sind 
also Teil der Vereinbarung (z. B. in Form einer Anlage) und sollten u. a. 
folgende Klärungen enthalten:

	– (Pilot-)Bereiche, die sich für die Erprobung eignen
	– Pilotierungs- und Evaluierungszeitraum
	– �Wirksamkeitskriterien für Regelungen, anhand derer  

geprüft werden soll
	– �Regelungen für die Begleitung während der Pilotlaufzeit  

(Koordination mit den Aufgaben des paritätischen Steuerungs-
kreises für das Digitalisierungsprojekt), außerdem die Art  
und Weise der Evaluation und der Maßnahmenentwicklung, die 
Beteiligung der Beschäftigten und externen Sachverstands  
sowie ein Konfliktmanagement

	– �eventuell die Beauftragung wissenschaftlicher Begleit- 
forschung (Finanzierung durch Arbeitgeber oder ein Projekt  
mit Forschungsförderung)
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Elemente 
einer 
Vereinbarung 
zu Digitali- 
sierungs- 
vorhaben
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Definition und 
Vereinbarungsgegenstände
Zunächst sind die Begriffe zu definieren, auf welche sich die Verein-
barung stützt. Es muss benannt und abgegrenzt werden, um welche 
Digitalisierungsvorhaben es sich handelt. Dabei sollten nach Mög-
lichkeit Schwellenwerte festgelegt werden, ab welchem Ausmaß der 
Veränderung die Vereinbarung greift, etwa: In wie vielen Bereichen 
verändert neue digitale Technik Arbeitsbedingungen und Abläufe? 
Auf dieser Grundlage können die Verhandlungsparteien festlegen, bei 
welchen Digitalisierungsvorhaben die Regelungen angewendet wer-
den – z. B. ab einer Mindestzahl betroffener Beschäftigter je Bereich. 
Dabei umfasst die Regelung immer bereits Vorhaben im Stadium der 
Planung und Konzeption.

Ein Tarifvertrag zur sozialen Gestaltung von Automatisierungs- 
und Digitalisierungsprozessen in einem Hafenbetrieb definiert den 
Begriff »Automatisierung« und legt zugleich eine Grenze fest, ab wel-
cher der Begriff im Sinne des Tarifvertrags verwendet wird:

	 �TV Hafenlogistik: »Die Automatisierung einer Anlage oder Maschine 
hat zur Folge, dass diese ganz oder teilweise ohne menschliche Mit-
wirkung bestimmungsgemäß arbeitet. Unter den Begriff der Automa-
tisierung im Sinne dieses Tarifvertrags fallen daher arbeitgeberseitig 
veranlasste Änderungen der Arbeitstechnik und/oder der Arbeitsor-
ganisation durch Übertragung von Funktionen vom Menschen auf 
künstliche Systeme, die zu weniger Personalbedarf, veränderten Ar-
beitsanforderungen oder geänderten Arbeitsbedingungen für [mind.] 
10 % der von der Automatisierungsmaßnahme direkt oder indirekt 
betroffenen Arbeitnehmern führen können.«

Auch für die zu ergreifenden Maßnahmen ist es relevant, wie stark 
sich die geplanten Änderungen auf Arbeitsabläufe und Beschäftigung 
auswirken. In der zitierten Vereinbarung wird eine Bewertung auf ei-
ner Skala von 1 (gering) bis 10 (hoch) entlang folgender Kriterien vor-
genommen:

	– Anzahl der betroffenen Beschäftigten
	– Grad der Änderungen des Arbeitsablaufs
	– Grad der Verbesserung der internen Produktivität
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Anhand der Werte wird ein »Rationalisierungsschutzfaktor« berech-
net, nach dem, in der Höhe abgestuft, Maßnahmen vorgesehen sind. 
Ist eine konkrete Einschätzung zu Projektbeginn noch nicht möglich, 
wird die Bewertung zu einem späteren Zeitpunkt vorgenommen. Zu-
dem sollten die Szenarien kontinuierlich weiterentwickelt und Ein-
trittswahrscheinlichkeiten immer wieder neu kalkuliert werden.

	 �TV Hafenlogistik: Bewertungsmethodik 
	� Folgende Werte können für das jeweilige  

Wesentlichkeitskriterium vergeben werden:
	
	 X = Zahl der betroffenen MA:

	– wenige	 1 – 3
	– �mehr als die Hälfte der MA einer Abteilung 
oder mehr als 60 gesamt	 4 – 6

	– der überwiegende Teil aller Mitarbeiter	 7 – 10
	
	 Y = Änderung des Arbeitsablaufes: 

	– gering	 1 – 3
	– wesentlich	 4 – 6
	– grundlegend	 7 – 10

	
	� Z = Verbesserung der internenn Produktivität der  

betroffenen Abteilung (gemessen an Steigerung der pro  
Mitarbeiterstunde umgeschlagenen Boxen):

	– gering	 1 – 3
	– wesentlich	 4 – 6
	– deutlich	 7 – 10

Um Transparenz zu schaffen zu den geplanten Veränderungsprozes-
sen, sollte vereinbart werden, sie in einem standardisierten Verfah-
ren schriftlich zu beschreiben. Dies kann in Projektsteckbriefen erfol-
gen. Diese geben Kategorien vor, nach denen die Projektverantwortli-
chen schriftlich Auskunft geben und die für eine Bewertung aus Sicht 
der Interessenvertretung wichtig sind. Die Steckbriefe enthalten un-
ter anderem eine Beschreibung der Technik und ihrer beschäftigungs- 
und datenschutzrelevanten Inhalte, des Projektablaufs sowie die Nen-
nung der Projektverantwortlichen. Zudem werden die Beschäftigten-
gruppen und die Art und Weise, wie sie an der Einführung der neuen 
Technik beteiligt werden, sowie die erwarteten Auswirkungen auf die 
Arbeitsplätze dargestellt.
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	 �GBV Luftfahrttechnik: Die Gesamtbetriebsvereinbarung regelt die 
Umsetzung aller Industrie-4.0-Projekte. Sie legt die Grundsätze und 
Prinzipien der Zusammenarbeit bei allen Digitalisierungs-Projekten 
des Unternehmens dar und verpflichtet die Betriebsparteien zu ei-
nem konstruktiven Dialog. Sie formuliert Leitlinien zur Kommuni-
kation mit den Beschäftigten und Grundsätze für Qualifizierung und 
Beteiligung.

	� Mehr Informationen im Porträt »Factory of the Future« der Hans-
Böckler-Stiftung, siehe Quellen (5).

Exkurs: Künstliche Intelligenz
Besonders schwierig ist die Bewertung digitaler Systeme bei der An-
wendung Künstlicher Intelligenz (KI). Schon die Abgrenzung, wann 
es sich tatsächlich um KI handelt, ist bisher nicht ausreichend geklärt. 
Vorgeschlagen wird, dass das System in der Lage sein muss, sich selbst 
weiterzuentwickeln, deswegen ist auch von »lernenden Systemen« 
die Rede. Viele KI-basierte Systeme sind nach dem menschlichen Ge-
hirn modelliert – als sogenannte Neuronale Netzwerke. Da diese viele 
Schichten haben, wird von »tiefem Lernen« (deep learning) gespro-
chen. Die Netzwerke werden oft zur Mustererkennung eingesetzt. Eine 
wichtige Anwendung ist z. B. die medizinische Bildverarbeitung und 
Diagnostik, etwa zur Erkennung von Tumorerkrankungen.

	� Zu Künstlicher Intelligenz hat ver.di Positionen und ethische Leitli-
nien veröffentlicht, siehe Quellen (6).

Wie weit Anwendungen Künstlicher Intelligenz geregelt werden müs-
sen, hängt davon ab, ob und wie weit die Systeme in die Autonomie 
der Beschäftigten eingreifen, und mit wieviel Risiko diese Eingriffe 
behaftet sind. Dies spiegelt sich in den sogenannten Kritikalitätsstu-
fen wider. Zwischen den Polen »Mensch entscheidet« und »autono-
mes Entscheiden der Maschine« (wie beim autonomen Fahren) wer-
den Kategorien nach »Kritikalität« (d. h. Wahrscheinlichkeit des Über-
gangs in einen kritischen Zustand) gebildet. Regelungen im Bereich 
der KI können dann so angelegt werden, dass sie je nach Kritikalitäts-
stufe greifen. 
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Grundsätzlich gilt: Je weiter die KI in die Arbeitsbedingungen und 
-organisation eingreift, desto umfassender müssen die Beschäftigten 
und ihre gewerkschaftlichen und betrieblichen Interessenvertretun-
gen in die Konzeption, Einführung und Evaluation der KI einbezogen 
werden. Die Interessenvertretungen haben die Persönlichkeitsrech-
te und die Souveränität der Beschäftigten zu schützen und Fehlbean-
spruchungen bei der Anwendung algorithmischer Entscheidungssys-
teme zu verhindern. Es ist elementar, hierfür eine vorausschauende 
Gefährdungsbeurteilung durchzuführen.

	→ Gesundheitsschutz
	→ Mitbestimmungsrechte bei Veränderungsprozessen

	� Zum Thema Persönlichkeitsrechte und Datenschutz gibt es in den vor-
herigen Broschüren der Reihe »Praxis gestalten« aus verschiedenen 
Perspektiven Regelungsempfehlungen. Sie finden sich zusammen mit 
weiteren Gestaltungshilfen bei der KI-Einführung in den Quellen (7).

Exkurs: Agile Transformation  
in der öffentlichen Verwaltung
In der Arbeitswelt sind neue Arbeits- und Projektformate entstanden. 
Auch agile Arbeit gehört dazu. Sie fördert Selbstorganisation, setzt auf 
Rollen statt Hierarchie und bietet neue Methoden für Kollaboration. In 
dem von ver.di initiierten Projekt »Gute agile Projektarbeit in der digi-
talisierten Welt« (diGAP) ist ausgehend von der Softwareentwicklung 
untersucht worden, inwiefern Agilität Chancen für Gute Arbeit bietet. 
Inzwischen wird auch in der öffentlichen Verwaltung diskutiert, ob 
und wie »agiles Projektmanagement« sinnvoll einsetzbar wäre. Gibt 
es Potenziale, die auch für die Verwaltungsarbeit genutzt werden kön-
nen? Wie können Regelungen dabei die Beteiligung der Beschäftigten 
stärken und ihre Interessen wahren?

»Die« Verwaltung – gemeint sind Verwaltungsträger mit ganz un-
terschiedlicher Organisation und Funktion – ist massiv mit Verände-
rungen durch die Digitalisierung konfrontiert. Das Online-Zugangs-
gesetz verpflichtet die Verwaltungen, in relativ kurzer Frist Struktu-
ren und Rahmenbedingungen für die digitale Leistungserbringung 
zu schaffen. Dabei werden Impulse aus der Wirtschaft aufgenom-
men, wenn etwa in aktuellen Konzepten des Verwaltungshandelns 
Bürger*innen als Kund*innen betrachtet werden. 
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Zugleich fordern Bürger*innen und Interessengruppen erweiter-
te Partizipationsmöglichkeiten ein. Dieser Veränderungsdruck trifft 
auf knappe Ressourcen infolge von Sparpolitik sowie einen eklatan-
ten Fachkräfte- und Nachwuchsmangel. Eine »agile Verwaltung« ver-
spricht »nach außen« z. B. vereinfachte Verwaltungswege durch die 
Nutzung digitaler Dienstleistungen. Nach »innen« sollen mit den neu-
en Methoden größere Gestaltungsspielräume für die Beschäftigten 
entstehen und die Verwaltungsarbeit auch für Bewerber*innen at-
traktiver werden.

Diesen Ansätzen scheinen Besonderheiten des Verwaltungshan-
delns entgegenzustehen: Verwaltungen agieren im Spannungsfeld 
politischer Zweckvorgaben, rechtlicher Kontrolle sowie spezifischer 
Regulierungsumfelder. Die Arbeitsprozesse sind hochgradig arbeits-
teilig, folgen weitgehend Regeln und Verfahrensvorschriften und müs-
sen formalen Beurteilungskriterien (z. B. beim Einsatz von Steuermit-
teln) Stand halten. Zugleich ist die Verwaltung eine relativ unabhän-
gige, professionelle Organisation.

Eine »agile Verwaltung« ist demgegenüber durch Vernetzung cha-
rakterisiert. Ressortübergreifende Zusammenarbeit in Teams soll 
schnelleres und flexibleres Reagieren auf Veränderungen des exter-
nen Umfelds erlauben und die Beteiligten und »Betroffenen« (v. a. 
Bürger*innen und Interessengruppen) besser, möglichst schon bei der 
Bedarfsermittlung und Planung, einbinden, wie es z. B. in der Stadt-
entwicklung gefordert wird. Die Teams sind idealerweise durch ei-
nen hohen Grad an Autonomie, Mitbestimmung und Gleichberechti-
gung geprägt – anstelle ›klassisch‹ hierarchisch strukturierter Rollen 
und Zuständigkeiten. Auch standardisierte Prozesse, insbesondere in 
schwächer strukturierten Bereichen des Verwaltungshandelns, kön-
nen somit neu betrachtet werden. Insgesamt soll die Kommunikation 
stärker in Richtung auf eine horizontale, problemorientierte – nicht 
mehr hierarchische, top-down ausgerichtete – Zusammenarbeit ent-
wickelt werden.

Umstritten ist, wo und wie agile Arbeit im Verwaltungskontext 
sinnvoll ansetzen kann. Sie stößt stets an Grenzen der Verwaltungs-
logik, deshalb können agile Vorgehensweisen und Methoden nicht di-
rekt an das Modell der Softwareentwicklung (z. B. das verbreitete Rah-
menwerk Scrum) angelehnt werden. Hürden können die Einpassung 
in vorweg festgelegte Prozesse sein, die Forderung nach fehlerfreien 
oder »gerichtsfesten« Arbeitsergebnissen oder fehlender Zugriff auf 
Ressourcen. Agile Arbeit ist hier also immer »hybride Arbeit«, bei der 
hierarchische Strukturen und eine agile Arbeitsweise verbunden wer-
den müssen. 
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Dies birgt ein besonderes Belastungsrisiko für die Beschäftigten, weil 
die unterschiedlichen Steuerungs- und Kooperationslogiken nicht rei-
bungsfrei ineinandergreifen und zusätzlich zur fachlichen Arbeit oft 
organisatorische und kulturelle Gräben überbrückt werden müssen.
Die Anforderungen an »Gute agile Arbeit« gelten grundsätzlich auch 
für die Umsetzung in der öffentlichen Verwaltung. Es ist notwendig, 
zu Beginn die Leitideen und Prinzipien zwischen Beschäftigten, Mit-
bestimmungsgremien und Führungskräften zu klären. Besonderes 
Augenmerk ist darauf zu richten, wo und wie im Verwaltungshandeln 
Freiräume geschaffen werden können, in denen Themen sinnvoller 
Weise in agilen Projektstrukturen ausgegliedert werden, und welcher 
Schutzrahmen für Beschäftigte nötig ist, die innerhalb der hierarchi-
schen Organisationsstruktur parallel in neuen Rollen und Verantwort-
lichkeiten arbeiten. Empirisch fundierte wissenschaftliche Auswer-
tungen und Fallstudien, die zur Begleitung dieser Veränderungspro-
zesse in der Verwaltung genutzt werden können, sind kaum verfügbar. 
Interessenvertretungen betreten mit Regelungen Neuland, auch wenn 
es bereits Betriebsvereinbarungen in anderen Branchen gibt. 

Als Leitgesichtspunkte für die Gestaltung von Veränderungspro-
zessen – hier zunächst die Festlegung der ‚Gegenstandsbereiche‘ und 
erste Ansatzpunkte für Regelungen – können die nachfolgenden, in 
verschiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung (Stadtverwal-
tung, kommunales Krankenhaus, Polizei, Bundesministerium) gewon-
nenen Empfehlungen aus dem diGAP-Projekt genutzt werden:

	– �Vorteile bewährter Strukturen bewahren, gleichzeitig mit  
den Beschäftigten Vorteile agiler Methoden diskutieren und 
Einsatzbereiche darstellen

	– �Parallelität von Linienaufgaben (Hoheitsaufgaben, Gesetzes- 
vorgaben) und Projektaufgaben abbilden und transparent 
 ›managen‹: Zeitressourcen für Projektarbeit zur Verfügung  
stellen, auch zusätzlichen Zeitbedarf für agile Rollen

	– �Rollenkonflikte bei der Übertragung agiler Rollen in den Ver
waltungskontext nicht ausblenden, sondern Aushandlung  
der Rollen ermöglichen und Aufgaben/Verantwortung trans- 
parent machen

	– �Leitplanken schaffen, die das Verhältnis von Selbstorgani- 
sation und organisatorischer und politischer Weisungsbefugnis  
definieren; besonders wichtig: Klärung von Führungs- vs. 
Ergebnisverantwortung; Prüfung, ob für agile Projekte Voraus
setzungen wie Ressourcenzugriff und Fehlermöglichkeiten  
gegeben sind
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	– �Führungskräfte als Schirmfrau/herren der neu zu schaffenden 
agilen Organisationsstrukturen und Rollen einsetzen: Aufgaben 
sind v. a. die Heranführung der mittleren Führungsebene an  
den Veränderungsprozess und die Unterstützung der neuen agi-
len Rollen

	– �nicht implementierte agile Rollen »sinngemäß« in der 
Führungsstruktur verankern: wenn es z. B. keinen Scrum Master 
gibt, muss die Aufgabe, das Team vor Belastungen und Druck  
von oben zu schützen, so als Führungsaufgabe abgebildet werden, 
dass diese Unterstützung geleistet werden kann (ggf. Verfahren 
zur Konfliktregulation)

	– �Qualifizierungsangebot für alle interessierten Beschäftigten  
und die Interessenvertretungen und Aufbau einer Praktiker*innen- 
Community im Zuge der Einführung von Agilität 

	– �Ausbildung von agilen Coaches im eigenen Haus (nicht vorwiegend  
externe Coaches), die in allen Abteilungen verankert sind

	– �auch niedrigschwellige Anwendung von agilen Methoden unter-
stützen: Sensibilisierung und »Wissensduschen« statt Oktroyieren  
von Agilität, Ausprobieren von Methoden/Tools im je eigenen 
Aufgabenbereich, Zusammenarbeit mit Fach-Kolleg*innen in selbst  
initiierten kleinen ›Projekt‹-Teams, v. a. abteilungsübergreifende 
Projekte unterstützen

	– �Querschnittsbereiche, besonders wenn sie zentral an der Digi
talisierung beteiligt sind, wie Datenschutz und IT-Abteilung, in die 
Transformation einbeziehen

	→ Voraussetzungen und Grundsätze, Verfahren
	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Führungskultur

	� Die Darstellung zu Agilität in der öffentlichen Verwaltung folgt der 
»Handreichung agile Verwaltung« (2021) des diGAP-Projektteams am 
ISF München. Weitere Empfehlungen zur Gestaltung und Regelung 
agilen Arbeitens aus dem Projekt diGAP und anderen Projekten fin-
den sich in den Quellen (8).
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Zielsetzung – die Präambel
Die Vereinbarung sollte zu Beginn deutlich machen, welche Ziele er-
reicht werden sollen. Das geschieht meist in einer Präambel, die Ori-
entierung gibt. Sie stellt Rahmenbedingungen dar und formuliert eine 
geteilte Sicht oder Haltung, durchaus so, dass die jeweiligen Interes-
sen der Betriebsparteien deutlich werden. Die Zielstellungen sollten 
aus Beschäftigtensicht möglichst klar formuliert sein. Die Präambel 
ist zwar kein notwendiger Bestandteil einer Vereinbarung und damit 
nicht rechtlich bindend, sie wird jedoch bei Konflikten zur Auslegung 
und Interpretation der Vereinbarung herangezogen. Sie sollte klarma-
chen, dass die Beschäftigten bei Veränderungsprozessen frühzeitig 
und intensiv beteiligt werden und dass es von Anfang an um eine gut 
verankerte Mitbestimmung in dem Prozess geht.

	 �Eckpunkte TV Sozialversicherung: »Die Tarifvertragsparteien wollen 
vor dem Hintergrund der sich wandelnden Arbeitswelt Sicherheit für 
die Beschäftigten schaffen. Der gemeinsame Fokus liegt dabei auf der 
Beschäftigungssicherung im Rahmen von Veränderungsprozessen.«

	 �DV Sozialversicherung: »Grundlage für die Gestaltung guter Arbeit 
ist eine sozial austarierte neue Arbeitswelt, die Flexibilität und Sicher-
heit durch Maßnahmen zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und 
damit Beschäftigungssicherheit bietet. Gerechte und ausgewogene 
Arbeitsbedingungen sind die Grundlage dafür, dass Menschen sich 
für Veränderungen öffnen und auf Lernprozesse einlassen. Dadurch 
wird die Entwicklung eines kreativen Arbeitsklimas gefördert, in dem 
Innovationen entstehen können.«

In der Präambel können wichtige Handlungsfelder benannt werden.

	 �TV Bund: »Mit diesem Tarifvertrag findet […] Arbeitsplatzsicherung 
statt. In diesem Tarifvertrag finden sich deshalb auch keine Regelun-
gen, die den Abbau von Arbeitsplätzen betreffen, sondern Regelun-
gen für den Umgang mit Veränderungen aufgrund von Digitalisie-
rung. Der Qualifizierung kommt dabei eine Schlüsselrolle zu.«
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	 �TV Hafenlogistik: Mit diesem Tarifvertrag sollen die Folgen von Au-
tomatisierungsmaßnahmen für die Arbeitnehmer*innen »sozialver-
träglich und mitbestimmt gestaltet werden. Dabei sind folgende Fel-
der von herausragender Bedeutung:

	– Wandel von Arbeitsprofilen
	– Transfer und Erhalt von Know-how
	– Qualifizierung
	– Mobilitätsförderung
	– Besitzstandsregelungen und Entgeltsicherung
	– Arbeitszeitregelungen sowie
	– beschäftigungssichernde Maßnahmen«

Welche Ziele ins Zentrum gerückt werden, hängt von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen ab. Droht ein größerer Stellenabbau, stehen 
Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung und zur sozialverträgli-
chen Umsetzung im Vordergrund. Bei veränderten Tätigkeiten und 
Anforderungen sind Regelungen zur Qualifizierung und Weiterbil-
dung der Betroffenen gefragt. Auch der Abbau von Belastungen und 
gesunde Arbeitsbedingungen sind wichtige Ziele.

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Gesundheitsschutz
	→ Beschäftigungssicherung
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Geltungsbereich
Die Bestimmung, für wen und was der Tarifvertrag oder die Betriebs- 
bzw. Dienstvereinbarung gelten soll, muss in der Vereinbarung zwin-
gend enthalten sein. Der Geltungsbereich kann räumlich, persönlich, 
sachlich-organisatorisch und zeitlich festgelegt werden.

Persönlicher Geltungsbereich
Er definiert, für welche Personen die Vereinbarung grundsätzlich gilt. 
Das können alle Beschäftigten eines Betriebes sein. Es kann auch nö-
tig sein, explizit zu benennen, um welche Beschäftigtengruppen es 
sich handelt, z. B. nicht nur gewerbliche, sondern auch kaufmänni-
sche und technische/betriebliche Beschäftigte. In Betrieben, wo auch 
Beamte tätig sind, kann festgelegt werden, dass die Vereinbarung 
auch für diese gilt, soweit das Beamtenrecht keine abweichenden Re-
gelungen vorsieht. Ob Auszubildende von den Regelungen erfasst sind, 
sollte ebenfalls festgehalten werden.

Sachlich-organisatorischer Geltungsbereich
Mit Blick auf die Veränderungsprozesse ist festzulegen, bei welchen 
Projekten oder Maßnahmen die Regelungen zur Anwendung kommen. 
In manchen Fällen wird die sachliche Anwendung allgemein auf »Ver-
änderungsprozesse im Rahmen von Digitalisierung und Automatisie-
rung« bezogen – oder auch, mit Bezug auf den persönlichen Geltungs-
bereich, auf alle Beschäftigten, die von personellen Maßnahmen im 
Rahmen solcher Veränderungen betroffen sind. Als Bezugspunkt kön-
nen die zuvor definierten Begriffe dienen.

	→ Definition und Vereinbarungsgegenstände

Um konkreter zu werden, kann der Anwendungsbereich des Tarifver-
trags durch die Art und Reichweite der Veränderungen definiert wer-
den, die das »Gesamtprojekt« bilden.
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	 �TV Hafenlogistik: »Dieser Tarifvertrag findet Anwendung bei Pro-
jekten, die Technik und/oder die Organisation betreffen, soweit diese 
Projekte

	– �zu neuartigen operativen Zielen und grundlegend  
neuartigen Arbeitsmethoden führen und

	– �wesentliche Rationalisierungseffekte haben oder zu  
messbaren Arbeitsverdichtungen führen und

	– unternehmerische Tragweite haben und
	– �eine unmittelbare Auswirkung auf die Arbeitsweise der  
Beschäftigten in den Abteilungen […] haben und

	– zu dauerhaften, nachhaltigen Änderungen führen.
	� Maßgeblich ist der planerische Gesamtprojektumfang. Ein planerisch 

zusammenhängendes Projekt darf nicht künstlich in Einzelmaßnah-
men/Teilprojekte aufgegliedert werden; planerisch nicht zusammen-
hängende Einzelprojekte nicht künstlich zu einem größeren Projekt 
zusammengefasst werden.«

Räumlicher Geltungsbereich
Der räumliche Aspekt bezieht sich bei Tarifverträgen zumeist auf die 
Festlegung des geographischen Gebietes, für das sie gelten sollen. Bei 
Haustarifverträgen werden das betreffende Unternehmen oder ein-
zelne Standorte benannt. Bei Betriebs- oder Dienstvereinbarungen be-
schreibt der räumliche Geltungsbereich die inländischen Standorte, 
Abteilungen oder Bereiche eines Betriebs oder einer Verwaltung, für 
die der jeweilige Betriebs- oder Personalrat zuständig ist, der sie ab-
geschlossen hat.

Zeitlicher Geltungsbereich
Die Vereinbarung muss den Zeitpunkt ihres Inkrafttretens beinhal-
ten und sollte Regelungen zu Laufzeit bzw. Kündigungsmöglichkeiten 
treffen. Auf jeden Fall ist es sinnvoll, eine Kündigungsfrist zu vereinba-
ren sowie einen Zeitpunkt, zu dem der Vertrag gekündigt werden kann. 
Es kann z. B. festgeschrieben werden, dass sich die Vereinbarung um 
einen Zeitraum X (zum Beispiel zwei Jahre) verlängert, falls sie zum 
benannten Zeitpunkt nicht gekündigt wird. Sie kann auch unbefris-
tet weiterlaufen, bis sie von einer der Parteien mit dem entsprechen-
den Vorlauf der Kündigungsfrist beendet wird. Wird ein Tarifvertrag 
nicht von einem einzelnen Arbeitgeber oder einem Verband, sondern 
von mehreren Arbeitgebern geschlossen, sollte festgeschrieben wer-
den, dass diese den Vertrag nur gemeinschaftlich kündigen können.
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In der Vereinbarung kann eine Verhandlungsverpflichtung für den 
Fall enthalten sein, dass sich die Rahmenbedingungen – z. B. gesetz-
liche oder tarifvertragliche Grundlagen – gravierend ändern. Auch 
für den Fall einer Beendigung der Vereinbarung können sich beide 
Seiten zur Aufnahme von Verhandlungen verpflichten. Oft bestehen 
Arbeitgeber auf einer Klausel, wonach »bei einer gravierenden Ver-
schlechterung der wirtschaftlichen Lage« auf Verlangen einer Partei 
Verhandlungen über eine Beendigung oder Modifikation der Verein-
barung geführt werden müssen. In diesem Fall sollten möglichst kon-
krete Kriterien festgelegt werden, die erfüllt sein müssen, um diesen 
Mechanismus in Gang setzen zu können.

In jedem Fall sollte geklärt sein, ob die Vereinbarung eine Nachwir-
kung entfaltet. Bei Mobilitätshilfen wie der Übernahme von Umzugs- 
oder Fahrtkosten kann z. B. die Festlegung notwendig sein, dass aus 
der Vereinbarung entstehende Ansprüche oder zugunsten Beschäf-
tigter getroffene Regelungen unter den jeweiligen Voraussetzungen 
nach Laufzeitende fortgelten. Wenn der Abschluss eines Tarifvertrags 
zu derselben Thematik erwartet wird, kann die Laufzeit einer Dienst-
vereinbarung auch an dessen Inkrafttreten geknüpft werden.

Vereinbarungen zur Gestaltung digitaler Veränderungsprozes-
se enthalten oft innovative Elemente, deren Wirkungen nicht genau 
abzusehen sind. Dann kann den Vertragsparteien im beiderseitigem 
Einvernehmen die Möglichkeit eingeräumt werden, den Kontrakt je-
derzeit schriftlich und ohne Einhaltung einer Frist aufzuheben, zu 
ersetzen, zu ändern oder zu ergänzen. Bestehenden Unsicherheiten 
kann auch mit einer Erprobungsphase begegnet werden, innerhalb 
der die Vereinbarung ohne Nachwirkung gekündigt werden kann. Zu-
dem kann die Vereinbarung mit einer Option zur Weiterentwicklung 
während ihrer Laufzeit versehen werden.

	 �DV Sozialversicherung: »Die Dienstvereinbarungsparteien werden 
die getroffenen Regelungen zu Beginn des Jahres […] auf die beab-
sichtigten Wirkungen hin überprüfen und beabsichtigen, diese Rah-
mendienstvereinbarung unter Berücksichtigung der gewonnenen Er-
kenntnisse sowie der weiteren Digitalisierungsdynamik fortzuentwi-
ckeln und getroffene Regelungstatbestände, soweit bewährt, stimmig 
einzuarbeiten bzw. anderweitig sachgerecht zu verorten. Dabei wird 
eine unmittelbare zeitliche Anknüpfung angestrebt.«
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Voraussetzungen und 
Grundsätze, Verfahren
Prozessvereinbarungen sollen die frühzeitige Information und Betei-
ligung der Beschäftigten sowie der Interessenvertretungen, also der 
Gewerkschaften sowie Betriebs- und Personalräte, stärken und über 
die gesetzlichen Bestimmungen hinaus erweitern. Die Vereinbarung 
bezieht sich zum einen auf die Prozesse und beschreibt die Verfah-
ren, mit denen diese gestaltet werden. Zum anderen enthält sie meist 
direkt Regelungen zu bestimmten Maßnahmen, die im Prozess ver-
einbart und dann durchgeführt und bewertet werden. In diesem Ab-
schnitt geht es um Information und Beteiligung sowie eine erweiter-
te Mitbestimmung bei Digitalisierungsvorhaben, in den darauffolgen-
den Kapiteln um die zu vereinbarenden Maßnahmen.

	→ Mitbestimmungsrechte bei Veränderungsprozessen

Rechtzeitige Information
Voraussetzung für die Beteiligung der Beschäftigten und ihrer Inter-
essenvertretungen von Beginn an ist die Information über die geplan-
ten Digitalisierungsprozesse und -projekte.

	 �TV Sozialversicherung: »Der Arbeitgeber und die Personalvertretung 
führen einen regelmäßigen Dialog zu anstehenden und zukünftig 
notwendigen Maßnahmen, die diesen Tarifvertrag tangieren könn-
ten. Ziel ist es, Möglichkeiten der Gestaltung auszuloten.«

	 �DV Sozialversicherung: »(1) [Das Unternehmen] unterrichtet den 
Gesamtpersonalrat bzw. den zuständigen örtlichen Personalrat, die 
zuständige Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen/die 
Gesamtschwerbehindertenvertretung sowie die Gleichstellungsbe-
auftragte rechtzeitig, umfassend und fortlaufend über die geplan-
ten organisatorischen und personellen Maßnahmen. (2) Rechtzeitig 
bedeutet, dass die Unterrichtung zu einem Zeitpunkt erfolgt, in wel-
chem die personellen Maßnahmen noch gestaltbar sind und ausrei-
chend Zeit zur Verfügung steht, um die geplanten Auswirkungen der 
beabsichtigten Maßnahme festzustellen.«

Pr
ax

is
 g

es
ta

lt
en

 —
 D

ig
it

al
e 

A
rb

ei
t  3

7



Auch die Form der Unterrichtung kann festgeschrieben werden – z. B. 
dass sie schriftlich zu erfolgen hat und die Vorlage sämtlicher relevan-
ter Unterlagen umfasst. Neben der Interessenvertretung müssen auch 
die betroffenen Beschäftigten selbst von ihrer Führungskraft »recht-
zeitig, angemessen und adressatengerecht« über sie betreffende Än-
derungen informiert und zugleich über mögliche Angebote und Al-
ternativen unterrichtet werden. Der Informationsfluss kann über eine 
Kommission gebündelt werden.

	 �TV Hafenlogistik: Der Arbeitgeber informiert »die Kommission un-
aufgefordert und regelmäßig über die Planungen sowie über den Sach-
stand der Umsetzung von Automatisierungsmaßnahmen, hierzu ge-
hören auch Investitionsvorhaben und Produktivitätsentwicklung. Dies 
gilt insbesondere für eine mit der Automatisierungsmaßnahme ein-
hergehende übergreifende Personalplanung sowie eventuelle Perso-
nalmaßnahmen (Leitplanken für Automatisierung). Die Kommission 
soll in die Lage versetzt werden, sich über den Umfang und die Aus-
wirkungen einer Automatisierungsmaßnahme (z. B. Wegfall, Neuent-
stehung oder Veränderung von Tätigkeitsfeldern) ein Urteil zu bilden 
und auf die Willensbildung vor einer abschließenden Entscheidung 
Einfluss zu nehmen.«

Erweiterung der gesetzlichen Mitbestimmung –  
Beteiligung der Gewerkschaften sowie der Beschäftigten
Insbesondere die Einführung Künstlicher Intelligenz, aber auch ande-
re Digitalisierungsprozesse zeigen, wie wichtig es für Beschäftigte und 
Interessenvertretungen ist, von vornherein am Prozess der Technik-
einführung beteiligt zu sein. Dieses Prinzip haben die Gewerkschaf-
ten mit »Gute Arbeit by Design« überschrieben. Es bedeutet, ange-
lehnt an den Grundsatz »Privacy by Design« aus der europäischen 
Datenschutzgrundverordnung, dass bei der Technikeinführung stets 
die Arbeitsgestaltung mitgedacht werden muss. Nur dann können die 
Arbeitsbedingungen vorausschauend verbessert und Gefährdungen 
frühzeitig erkannt werden. Der Blick richtet sich u. a. auf Beschäfti-
gungsperspektiven, Qualifizierung, Persönlichkeitsrechte, Gesundheit 
und Autonomie. »Der Mensch im Mittelpunkt« kann also nur Realität 
werden, wenn die Menschen, die mit den digitalen Anwendungen ar-
beiten, auch an deren Gestaltung aktiv beteiligt sind, gerade wo es um 
die Schnittstellen zwischen Mensch und Technik geht.
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Akzeptanz und Erfolg der Veränderungen hängen großenteils von 
umfassender und rechtzeitiger Beteiligung ab. Ängste der Betroffe-
nen sind ernst zu nehmen. Die Beschäftigten können am besten beur-
teilen, was in der betrieblichen Praxis sinnvoll ist und was nicht. Des-
halb sollte auch den Unternehmen daran gelegen sein, die Beschäftig-
ten frühzeitig einzubinden und ihre Expertise zu nutzen.

Neben Konzepten zur Information und Kommunikation sollten kon-
krete Beteiligungsformen vereinbart werden. Ein wichtiges Instrument 
sind Beschäftigtenbefragungen, deren Ergebnisse, zeitnah ausgewertet 
und kommuniziert, zur Grundlage des weiteren Vorgehens gemacht wer-
den können. Hierfür hat es sich bewährt, den DGB-Index Gute Arbeit ein-
zusetzen, dem weitere spezifische Fragen hinzugefügt werden können.

	→ Schritt für Schritt

Beteiligung kann auch durch nutzerorientierte Vorgehensweisen er-
höht werden, die von den Bedarfen und Problemen derjenigen aus-
gehen, die mit der neuen digitalen Technik im Alltag umgehen. So 
kann z. B. vereinbart werden, Design Thinking-Workshops durchzu-
führen, bei denen die Anforderungen der Anwender*innen den Aus-
gangspunkt für die Suche nach guten Lösungen bilden. 

Im Prinzip kann durch eine Vereinbarung festgelegt werden, dass 
die Interessenvertretungen über das gesetzlich vorgeschriebene Maß 
hinaus auch zu einem früheren Zeitpunkt tatsächlich in der Mitbe-
stimmung und Mitgestaltung sind.

	� Die notwendige Erweiterung der gesetzlichen Mitbestimmung, wie sie 
z. B. aus den Befragungsergebnissen des ver.di-Innovationsbarometers 
2019 zu Künstlicher Intelligenz hervorgeht, s. Quellen (9), ist ein wich-
tiges Ziel von ver.di.

Kern der Vereinbarung ist die Regelung eines Prozesses. Zu Beginn 
wird ein Digitalisierungsprojekt definiert, das Beteiligung und Mitbe-
stimmung auslöst. Dabei ist festzulegen, welche Art/Form der Beteili-
gung und Mitbestimmung zu erfolgen hat (z. B. bei der Entscheidung 
über Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsqualität). Frühzei-
tig ist eine Folgenabschätzung für das Digitalisierungsprojekt vorzu-
nehmen, für die ebenfalls Regelungen erforderlich sind. Dadurch er-
geben sich Anhaltspunkte hinsichtlich der Beschäftigungswirkung, 
möglicher Arbeitsverdichtung, einer Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingungen usw., was auf Qualifizierungsbedarfe, zukünftig veränder-
te Eingruppierungen etc. hin ausgewertet werden kann. Neben einer 
Technikfolgenabschätzung ist auch eine vorausschauende Gefähr-
dungsanalyse durchzuführen.
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	 �TV Hafenlogistik: »Die Unternehmensleitung informiert den Be-
triebsrat regelmäßig über aktuelle oder geplante Projekte im sachli-
chen Anwendungsbereich dieses Tarifvertrags. Die Betriebsparteien 
können bedarfsweise eine gemeinsame Arbeitsgruppe einrichten, die 
in Vorbereitung der Maßnahmenberatung zwischen den Betriebspar-
teien Empfehlungen aussprechen kann. Die Rechte des Betriebsrats 
nach dem BetrVG bleiben hiervon unberührt.«

Für die Ausgestaltung der prozessbezogenen Mitbestimmung sind die 
§§ 65, 66 LPVG NRW ein gutes Beispiel. Die betrieblichen Interessen-
vertretungen sollen nicht erst dann tätig werden, wenn ihnen im Rah-
men von Mitbestimmungsverfahren Maßnahmen vorgelegt werden. 
Eine »Maßnahme« wird vielmehr in dem Sinne interpretiert, dass sie 
bereits vorliegt, »wenn durch eine Handlung eine mitbestimmungs-
pflichtige Maßnahme vorweggenommen oder festgelegt wird«. (ebd.)

Per Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung kann festgeschrieben wer-
den, dass die Interessenvertretung bereits vor Beginn des herkömm-
lichen Mitbestimmungsverfahrens in Projekt- und Arbeitsgruppen 
vertreten ist und Einsicht in alle relevanten Unterlagen erhält, wo-
bei zugleich klargestellt wird, dass dies den Arbeitgeber nicht von der 
Einhaltung seiner Informations- und Beteiligungspflichten gegenüber 
dem Gremium entbindet. Zur Sicherung und Förderung von Beschäfti-
gung kann der Betriebsrat auch selbst die Initiative ergreifen und dem 
Arbeitgeber eigene Vorschläge unterbreiten, die dieser mit der Interes-
senvertretung beraten muss (§ 92a BetrVG). Umgesetzt werden müs-
sen diese Vorschläge allerdings nicht zwingend, was es umso wichtiger 
macht, dass die Regelung unterstützende Verfahren vorsieht.

Mit Hilfe einer sogenannten Betriebslandkarte kann sich die be-
triebliche Interessenvertretung einen Überblick über den Stand der 
Digitalisierung im Unternehmen verschaffen. Auf ihr sind die vor-
handenen digitalen Technologien sowie die von ihnen ausgehenden 
Risiken für die Beschäftigten verzeichnet, um abschätzen zu können, 
wie sich die Digitalisierung im Unternehmen weiterentwickeln und 
auf die unterschiedlichen Bereiche und Beschäftigten auswirken wird.

Selbstverständlich können die gewählten Interessenvertreter*in-
nen nicht Expert*innen für alles sein. Gerade in Bezug auf digitale 
Technik fehlt es innerhalb der Gremien oft an Kompetenzen. 
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Daher haben sie sowohl das Recht, sich von sachkundigen Arbeit-
nehmer*innen aus dem Unternehmen, als auch von externen Sach-
verständigen beraten zu lassen (§ 80 Abs. 2 und 3 BetrVG; § 46 Abs. 1 
BPersVG). Zudem können sie ihre eigenen Kompetenzen durch die 
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen erweitern, so-
fern ein Bezug zu ihren Aufgaben gegeben ist (§ 37 Abs. 6 und 7 BetrVG). 
Möglichkeiten wie die Hinzuziehung von Sachverständigen oder sach-
kundigen Arbeitnehmer*innen können in den Vereinbarungen be-
kräftigt oder in erweiterter Form festgeschrieben werden. Eine wich-
tige Rolle bei der Gestaltung digitaler Veränderungsprozesse können 
auch die gewerkschaftlichen Vertrauensleute spielen. Sie sind oft sehr 
nah am Geschehen und können dazu beitragen, dass Vereinbarungen 
verbindlich umgesetzt und die Belange der Beschäftigten berücksich-
tigt werden.

	→ Mitbestimmungsrechte bei Veränderungsprozessen

Letztlich sollte der vereinbarte Prozess evaluiert, also bewertet werden, 
ob der Zeitpunkt und das Ausmaß der Beteiligung die erwünschten 
Effekte mit Blick auf eine gute Arbeitsgestaltung erfüllt.

Gemeinsame Arbeitsgruppen, runde Tische,  
paritätische Kommissionen
Kernbestandteil vieler Vereinbarungen zur Prozessgestaltung ist die 
Einrichtung sozialpartnerschaftlicher Kommissionen. Für eine so-
zialpartnerschaftliche Gestaltung digitaler Veränderungsprozesse 
müssen Arbeitgeber- und Beschäftigtenvertreter*innen die Verände-
rungen im Sinne der vereinbarten Zielsetzungen begleiten und be-
einflussen. Sie haben die Aufgabe, für einen guten Informationsfluss 
und direkte Kommunikation zu sorgen, gehen in vielen Fällen aber 
darüber hinaus.

Bei der Einrichtung einer paritätisch besetzten Kommission soll-
te auch die Möglichkeit vorgesehen sein, Gewerkschaftssekretär*in-
nen zu beteiligen und Expert*innen hinzuzuziehen. Ihre Aufgabe ist 
es, Standards für Digitalisierungsprozesse zu setzen und diese im Sin-
ne der vereinbarten Ziele mitzugestalten. Unzureichend für eine so-
zialpartnerschaftliche Gestaltung sind vom Arbeitgeber einseitig ein-
gerichtete Gremien wie Stabs- und Koordinierungsstellen. Diese kön-
nen zwar als zentrale Ansprechpartner*innen für Führungskräfte und 
Interessenvertretungen fungieren und die Kommunikationswege da-
durch strukturieren, die Vertreter*innen der Beschäftigten sind damit 
aber von Entscheidungsprozessen ausgeschlossen.
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	 �BV Zukunftsvereinbarung: »Damit die Ziele dieser Vereinbarung er-
reicht und die beschriebenen Handlungsfelder nachhaltig abgearbei-
tet werden, setzen wir einen gemeinsamen Steuerungskreis ein, der in 
fest vereinbarten, regelmäßigen Abständen tagt. Dieser wird zu glei-
chen Teilen von Vertretern der Geschäftsleitung und des Betriebsrates 
besetzt. Hierbei können die Beteiligten im Bedarfsfall auf externe Part-
ner sowie jederzeit auf Experten der Tarifvertragsparteien zurückgrei-
fen. Hauptaufgabe des Steuerungskreises ist die Initiierung und Steue-
rung der Veränderungsprozesse und -projekte. Die einzelnen Projekte 
werden über Steckbriefe definiert und über deren Fortschritt im Steue-
rungskreis von den Projektleitern berichtet. Zusätzlich stellt der Steu-
erungskreis sicher, dass die Kommunikation und Information im Un-
ternehmen ausreichend und rechtzeitig erfolgt.«

Runde Tische und regelmäßige Jour fixes können den Informations-
austausch erleichtern und sicherstellen, dass beide Seiten über die 
Themen beraten. Damit wird Transparenz geschaffen – mehr aller-
dings nicht. Gleiches gilt für von Arbeitgebern eingerichtete Beiräte, 
in die (auch) Beschäftigtenvertretungen berufen werden. Eine Betei-
ligung auf Augenhöhe ist damit ebenfalls nicht sichergestellt. Hierfür 
sind paritätisch besetzte Gremien nötig.

Laut § 28a BetrVG können Betriebsräte in Unternehmen mit mehr 
als 100 Beschäftigten Aufgaben auf Arbeitsgruppen übertragen. Insbe-
sondere bei Digitalisierungsthemen kann diese Form der Spezialisie-
rung sinnvoll sein, um die entsprechenden Themen im Detail zu be-
handeln. Dabei ist allerdings eine enge Einbeziehung des gesamten 
Gremiums und die Rückverlagerung an dieses sicherzustellen, sobald 
wichtige Entscheidungen zu treffen sind. Klar ist, dass letztlich der Be-
triebsrat seine Beteiligungsrechte wahrzunehmen hat.

Paritätisch besetzte Ausschüsse haben die wichtige Funktion, kon-
tinuierliche Kooperation bei digitalen Veränderungsprozessen zu ins-
titutionalisieren. Oft werden wegen der inhaltlichen Komplexität Un-
terstrukturen gebildet. So können z. B. paritätische Ausschüsse zu den 
Themenfeldern Bildung, Beschäftigtendatenschutz, Arbeitsschutz/Ar-
beitsmedizin und strategische Personalplanung eingerichtet werden. 
Für jeden Ausschuss regelt eine eigene Betriebsvereinbarung, dass 
technische Projekte nach einer vorgeschriebenen Prozedur geprüft 
und dokumentiert werden müssen. Bei einem anderen Unterneh-
men wird der Konzernbetriebsrat im Rahmen eines »strategischen 
Dialogs« kontinuierlich einbezogen, dessen Mitglieder von Seiten der 
Interessenvertretung für die Dauer von zwei Jahren bestimmt werden.
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Die paritätisch besetzten Gremien können auch bei der Lösung von 
Konflikten eine zentrale, vermittelnde Stellung einnehmen; etwa nach 
folgendem Beispiel durch ein mehrstufiges Verfahren, das durch Be-
schwerden in der paritätischen Kommission in Gang gesetzt wird und 
auf Einigung zielt: 

	 �BV Zukunftsvereinbarung: »Die Paritätische Kommission fordert die 
andere Partei, gegenüber der die Beschwerde ausgesprochen wurde, 
auf, schriftlich zu dem Anliegen des Mitarbeiters Stellung zu nehmen. 
Aufgabe der Paritätischen Kommission ist es primär, zwischen den 
Beteiligten zu vermitteln und auf eine Einigung hinzuwirken. […]

1. Stufe: Unter Moderation der Paritätischen Kommission findet 
ein Austausch zwischen den Beteiligten statt, mit dem Ziel, eine ein-
vernehmliche Lösung zu finden. Dazu kann ein Mediations- oder 
Coaching-Verfahren angeregt werden oder auch ein erweiterter Per-
sonenkreis (nächsthöhere Führungskraft, Personen aus dem be-
troffenen Team etc.) geladen werden. Kann keine einvernehmliche 
Einigung zwischen den Beteiligten gefunden werden, so wird das 
Scheitern erklärt. 

2. Stufe: Kann in der 1. Stufe keine einvernehmliche Lösung gefun-
den werden, so entscheidet eine Paritätische Kommission nach den 
vorliegenden Fakten mit einfacher Mehrheit.«

Das folgende Beispiel zeigt, wie im Tarifvertrag eines Hafenbetriebs 
die Einrichtung einer »Automatisierungskommission« vereinbart 
wurde. Die Tarifvertragsparteien entsenden die gleiche Zahl an Mit-
gliedern in die Kommission, wobei die »Arbeitnehmervertreter« je 
zur Hälfte vom Konzernbetriebsrat (es sollten freigestellte Betriebs-
ratsmitglieder sein) und von der Gewerkschaft (hauptamtliche Ver-
treter*innen) bestimmt werden. Betreffen die Maßnahmen ein Joint 
Venture, wird die Beteiligung des Gemeinschaftsunternehmens durch 
die Aufnahme je eines zusätzlichen Vertreters bzw. einer zusätzlichen 
Vertreterin beider Seiten sichergestellt. Geleitet wird die Kommission 
»gemeinsam durch einen Arbeitnehmervertreter und einen Arbeitge-
bervertreter«, wobei der Vorsitz alle sechs Monate wechselt. Beschlüs-
se werden mit einer Mehrheit von 75 % der Stimmen gefasst, so dass 
keine Seite überstimmt werden kann. Die Kommission soll eine ganz-
heitliche Betrachtung von technischen Neuerungen und die frühzei-
tige Willensbildung der Betriebsparteien befördern.
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	 �TV Hafenlogistik: »Hierfür informiert der Arbeitgeber die Kommis-
sion unaufgefordert und regelmäßig über die Planungen sowie über 
den Sachstand der Umsetzung von Automatisierungsmaßnahmen, 
hierzu gehören auch Investitionsvorhaben und Produktivitätsent-
wicklung. Dies gilt insbesondere für eine mit der Automatisierungs-
maßnahme einhergehende übergreifende Personalplanung sowie 
eventuelle Personalmaßnahmen (Leitplanken für Automatisierung).«

Der Arbeitsgeber hat im Falle einer Automatisierungsmaßnahme ein 
»nachhaltiges Personalkonzept« zu erstellen und in die Kommissi-
on einzubringen. »Die Kommission berät« darüber »und überarbei-
tet dieses gegebenenfalls, mit dem Ziel, die Instrumente dieses Tarif-
vertrags zu nutzen, um Beschäftigung so weit wie möglich zu sichern«. 
Der Kommissionsbeschluss zum Personalkonzept ist bindend.

	 �TV Hafenlogistik: »Wird in der Kommission ein Nachhaltiges Per-
sonalkonzept mit der erforderlichen Mehrheit beschlossen, so ist der 
Arbeitgeber hieran unter der Voraussetzung gebunden, dass unter-
nehmensübergreifend von allen gemäß Betriebsverfassungsgesetz 
jeweils zu beteiligenden Betriebsratsgremien die erforderlichen Be-
schlüsse zeitgleich zu diesem geschlossen werden.«

Kommt es in der Kommission nicht zu einer Einigung, muss der Ar-
beitgeber dem jeweiligen Betriebsrat die unterschiedlichen Vorschlä-
ge und bestehenden Meinungsverschiedenheiten im Rahmen von 
Verhandlungen über einen Interessenausgleich darlegen. Die Kom-
mission kann auch initiativ tätig werden und Informationen über 
mögliche Entwicklungen beim Arbeitgeber einfordern.
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Qualifizierung und 
Personalentwicklung
Die Digitalisierung der Arbeitswelt konfrontiert Beschäftigte mit ei-
ner Vielzahl neuer Anforderungen. Arbeitsprozesse werden infolge 
der Nutzung digitaler Technik zumeist anspruchsvoller, vernetzter 
und komplexer. Kenntnisse müssen permanent erweitert werden, 
Lösungen werden immer öfter in kooperativen Zusammenhängen, 
in Zusammenarbeit mit Expert*innen und Nutzer*innen, entwickelt.

Nicht nur, dass bisherige Fähigkeiten nicht mehr ausreichen. Es 
finden permanent Umstrukturierungen statt, an deren Ausrichtung 
und Gestaltung die Beschäftigten zu wenig beteiligt werden. Oft lau-
fen sie auf Personalabbau heraus. Viele Beschäftigte haben angesichts 
der Arbeitsverdichtung kaum ausreichende Möglichkeiten und kein 
geeignetes Umfeld, um Kompetenzen aufzubauen.

Die neuen Anforderungen betreffen zum einen unmittelbar den Um-
gang mit digitaler Technik, etwa den Transfer von Wissensbeständen 
und Arbeitsschritten in IT-Systeme, bis hin zu Programmieraufgaben. 
Zum anderen sind verstärkt soziale Kompetenzen, wie Kommunika-
tion, Interaktion und Kooperation, gefragt. Fachkenntnisse und Erfah-
rungswissen spielen weiterhin eine bedeutende Rolle. Daneben braucht 
es Überblickswissen zu Arbeitsprozessen und -systemen sowie zuneh-
mend auch die Fähigkeit, Verantwortung für offene Prozesse zu über-
nehmen. Gerade bei Projektarbeit sind zudem kreatives Denken und 
der Transfer von Wissen über fachliche Grenzen hinweg wichtig.

All das spielt sich im Rahmen der Veränderung von Tätigkeiten 
durch die Digitalisierung ab und erfordert eine vorausschauende 
und kontinuierliche Qualifizierung der Beschäftigten. Sie soll Über-
forderung verhindern und Beschäftigungsfähigkeit erhalten. Quali-
fizierung ist aber auch entscheidend dafür, dass die Souveränität der 
Beschäftigten in der Arbeit gestärkt wird und Arbeit somit persönlich-
keitsförderlich ist. Ohne die Beteiligung der Beschäftigten an Technik-
entwicklung, Innovation und Arbeitsgestaltung trägt die digitale Ver-
änderung nicht zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
zur Humanisierung der Arbeit bei.

Um dies zu gewährleisten und den Interessen der Beschäftigten in 
den Digitalisierungsprozessen Nachdruck zu verleihen, braucht es eine 
viel stärker initiative Rolle der betrieblichen Interessenvertretungen. 
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Sie müssen ebenfalls vorausschauend tätig werden, sich bereits bei 
der Digitalisierungsstrategie einschalten und Qualifizierung für 
»Gute digitale Arbeit« offensiv einfordern. Allzu oft versäumen es Ar-
beitgeber, die Kompetenzen in der Belegschaft über eine strategische 
Personalplanung gezielt und prospektiv weiterzuentwickeln. Auch auf 
Seiten der Betroffenen kann es Ängste und Widerstände gegen not-
wendige Veränderungen geben, was es umso wichtiger macht, dass 
die gesetzliche Interessenvertretung sie unterstützt und die Prozesse 
von Beginn an im Sinne der Beschäftigten begleitet. Unter anderem 
sollte sie darauf drängen, das bestehende Personal durch Weiterbil-
dung in die Lage zu versetzen, neue Aufgaben zu bewältigen, statt auf 
externe Kompetenzen und Fachwissen zurückzugreifen. 

	 �TV Hafenlogistik: »(1) Als Folge der Automatisierung verändern sich 
Arbeitsplätze und neue Formen von Arbeit werden entstehen. Quali-
fizierungsmaßnahmen sind ein wichtiges Instrument in diesem Ver-
änderungsprozess. Unter Qualifizierung sind dabei Maßnahmen zum 
Aufbau, Erhalt und Ausbau von Fähigkeiten und Fertigkeiten zu ver-
stehen, die zur Bewältigung beruflicher Anforderungen an einem Ar-
beitsplatz notwendig sind.

(2) Das Ziel dieser Regelung ist die Beschäftigung und Qualifikati-
on zu erhalten und zu entwickeln, um den Arbeitnehmer eine beruf-
liche Zukunft zu ermöglichen und dem Unternehmen qualifizierte 
Arbeitnehmer zu erhalten.«

	 �TV Sozialversicherung: »Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, 
dass der digitale Wandel in der [Firma] neue Qualifikationen erfordert. 
Die anforderungsgerechte und zukunftsorientierte Qualifizierung der 
Beschäftigten ist ein wichtiger Beitrag zur Beschäftigungssicherung«.

Die Mitbestimmungsrechte statten die Betriebs- und Personalräte mit 
einer Reihe von Möglichkeiten aus, die genutzt werden können, da-
mit die Beschäftigten Sicherheit und Selbstbestimmung im digitalen 
Wandel gewinnen. Zur Übersicht wird auf das BetrVG Bezug genom-
men, entsprechende Stellen im BPersVG sind im Kapitel zur Mitbe-
stimmung aufgeführt:

	 �90 ff: Betriebsräte haben das Recht, vom Arbeitgeber über die Planung 
von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Ar-
beitsabläufen oder deren Neueinführung und die Änderung von Ar-
beitsplätzen unterrichtet zu werden – rechtzeitig und umfassend.
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	 �92 a: Initiativrecht des Betriebsrats bei der Entwicklung von Vorschlä-
gen zur Beschäftigungssicherung – u. a. durch Qualifizierung der Be-
schäftigten. Beratungspflicht des Arbeitsgebers und Begründungs-
pflicht, wenn er die Vorschläge des Betriebsrats für ungeeignet hält.

	 �96: Generelle Pflicht der Betriebsparteien zur Förderung der Berufs-
bildung. Der Betriebsrat kann die betriebliche Ermittlung des Quali-
fizierungsbedarfs erzwingen. Dabei sind Veränderungen durch Pla-
nungen und der Bedarf der Beschäftigten zu berücksichtigen.

	 �97: Wird aufgrund neuer Technologien ein Qualifizierungsdefizit of-
fenbar und die Tätigkeit kann nicht mehr ausgeführt werden, hat der 
Betriebsrat bei der Frage des »Ob« mitzubestimmen. Er kann dann 
etwa auch Erhaltungsqualifizierungen initiativ gegen den Willen des 
Arbeitgebers durchsetzen. Zudem besteht eine Beratungspflicht bei 
der Einführung von Weiterbildungsmaßnahmen. Das Mitbestim-
mungsrecht betrifft die Planung und Ausgestaltung der betrieblichen 
Berufsbildung und der Teilnahme an außerbetrieblichen Bildungs-
maßnahmen.

	 �98: Bei der Auswahl der Teilnehmenden, den Inhalten und der kon-
kreten Durchführung von Berufsbildungsmaßnahmen (u. a. Beauf-
tragte, Kosten, außerbetriebliche Angebote) hat der Betriebsrat mit-
zubestimmen.

	→ Voraussetzungen und Grundsätze, Verfahren
	→ Mitbestimmungsrechte bei Veränderungsprozessen

Strategische Beteiligung der Interessenvertretung
Die im Rahmen von Prozessvereinbarungen eingerichteten paritä-
tisch besetzten Steuerungskreise oder Lenkungsausschüsse (s. o.) soll-
ten durch ebenfalls paritätisch besetzte Ausschüsse für Qualifizierung 
und Personalplanung flankiert werden, die sich auf strategischer Ebe-
ne mit der Bildungsplanung befassen. Konkret geht es darum, künfti-
ge Bedarfe festzustellen und die Personalentwicklung sowie betriebli-
che Bildungsplanung darauf auszurichten. Wichtig ist, neben der indi-
viduellen Qualifizierung dabei die Organisationsentwicklung im Blick 
zu haben. Nicht nur der oder die Einzelne muss sich auf veränderte 
Anforderungen und Arbeitsformen einstellen, sondern die Organisa-
tion als Ganzes muss in Richtung auf gute Arbeitsbedingungen und 
Zukunftsfähigkeit für die Beschäftigten entwickelt werden.
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Dabei spielt eine wichtige Rolle, Leitlinien für Führungskräfte (weiter) 
zu entwickeln und diese gezielt für ihre Rolle in den neuen Arbeitsfor-
men zu qualifizieren. So werden z. B. beim agilen Arbeiten an Führung 
andere Anforderungen gestellt als in der herkömmlichen Arbeitsorga-
nisation. Führungskräfte müssen den Teams weitaus größere Freiräu-
me für eigene Entscheidungen lassen, da in den Teams neue fachlich 
definierte Rollen entstehen.

Die betriebliche Interessenvertretung sollte frühzeitig einfordern, 
den Beteiligungsrahmen und die Leitlinien für die Qualifizierung 
im digitalen Wandel zu vereinbaren. Folgende Ziele, Grundsätze und 
Schritte sollten in der Vereinbarung verankert werden.

	– �Ziel ist eine dauerhafte, kontinuierliche und allen Beschäftigten 
zugängliche Qualifizierung im Sinne lebenslangen Lernens;  
dazu gehört fachliche Weiterbildung ebenso wie Entwicklungs-
qualifizierung und Aufwärtsmobilität in der Belegschaft.

	– �Der Qualifizierungsausschuss muss an der Strategieentwicklung 
für die digitale Transformation beteiligt werden.

	– �Beginnend mit der Erhebung des Ist-Zustandes wird eine sys
tematische, vorausschauende Bildungsplanung mit regelmäßig 
wiederholten Bildungsbedarfsanalysen durchgeführt.

	– �Im Zuge der Strategieentwicklung und Bedarfsanalyse werden 
auch die Führungskräfteleitlinien überprüft und ggf. weiter
entwickelt.

	– �In den Arbeitsbereichen des Betriebs/der Verwaltung, in denen 
digitalisiert werden soll, können ebenfalls paritätisch besetzte Kreise  
gebildet werden, die folgende Fragen mit der Personalabteilung 
bearbeiten und in den Steuerungskreis einbringen: Welche Verän- 
derungen sind absehbar? Was genau soll in unserem Bereich 
verändert werden (Beispiel aus der Verwaltung: Einführung der 
E-Akte)? Welche Unterstützung brauchen wir dafür?

	– �Es wird ein Konfliktlösungsverfahren bei Fragen der Qualifizie-
rung und Personalentwicklung vereinbart.

	– �Mitglieder des Gremiums (des Betriebs-/Personalrats) haben 
selbst Zugang zu Qualifizierungsangeboten (z. B. zu neuen digitalen  
Technologien und Arbeitsformen oder zu digitalen Ansprache- 
und Beteiligungsformen) und den dabei genutzten Tools, so dass 
entsprechende Kompetenzen auch für die Arbeit der Interessen-
vertretungen genutzt werden können.
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	 �TV Gesundheitswesen: »Geschäftsführung und Personalrat arbeiten 
unter Einbeziehung des Vertrauensmannes der Schwerbehinderten 
in einer Bildungskonferenz regelmäßig zusammen und beraten über 
grundsätzliche Fragen, Ziele und Instrumente der Qualifizierung und 
Personalentwicklung. Hierzu gehören insbesondere die

	– Bedarfsermittlung und Konzepterstellung,
	– Qualifizierungs- und Entwicklungsplanung für das Folgejahr,
	– Entwicklung von Führungskräfteleitlinien […] zu überprüfen,
	– �Regulierung von Konflikten, die im Rahmen von Personal
entwicklungsmaßnahmen auftreten.«

	 �DV Öffentliche Verwaltung: »Dem Gesamtpersonalrat wird grund-
sätzlich die Teilnahme für jede Schulung eingeräumt. Form und Um-
fang der Teilnahme werden einvernehmlich [mit der Leitung der 
Dienststelle] geregelt.«

Die Betriebsparteien leiten eine umfassende Bestandsaufnahme ein, 
die alle strategisch relevanten Handlungsfelder einbezieht (s. nachfol-
gende Tabelle). Wichtige Elemente sind:

	– �Einstufung der qualitativen und quantitativen Veränderung  
der Tätigkeiten: Bedarf an Schlüsselkompetenzen, veränderte fach-
liche Anforderungen, Wegfall und Ersatz (Substitution) von  
Tätigkeiten, strukturelle oder konjunkturelle Anfälligkeit von  
Tätigkeiten

	– �Auswertung der Altersstruktur und Demografie im Hinblick auf 
zukünftige Bedarfe

	– �Feststellung überfachlicher Kompetenzbedarfe, um den für neue 
Arbeitsformen erforderlichen ›Kulturwandel‹ zu unterstützen 
(auch in Richtung Führungskräfte)

	– �Auswertung der vorhandenen Aus- und Weiterbildungsangebote
	– �Durchführung von Potenzialanalysen und Darstellung von  

Karrierepfaden
	– �Sicherung von Know-how und Wissenstransfer
	– �Prüfung der Lernförderlichkeit bestehender Arbeitsprozesse  

sowie der technischen bzw. arbeitsorganisatorischen Neuerungen
	– �soziale Unterstützung bei der Qualifizierung, Beratungsangebote
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Handlungsfeld Fragen, die auf nötige Maßnahmen verweisen

Umstellungen  
und Kompetenzen 
planen

Welche technischen Innovationen, 
Digitalisierungsschritte, Produktumstellungen, 
Umstrukturierungen stehen an?
Welche Arbeitsbereiche haben sich bereits durch  
die Digitalisierung/Modernisierung stark verändert?
Ergeben sich neue Tätigkeiten und Berufsfelder? 
Welche Kompetenzen und Tätigkeiten sind weniger 
gefragt oder entfallen? 
Gibt es neue (zusätzliche) Personalbedarfe? 
Wie viel Zeit ist für interne Qualifizierungsprozesse 
einzuplanen (Ausbildung, Einarbeitung, Weiterbildung)?

Altersstruktur 
analysieren

Wie stark sind welche Altersgruppen vertreten? 
Mit welchen Abgängen (Rente, Fluktuation etc.) ist  
zu planen?
Welche Qualifikationen gehen kurz- und  
mittelfristig verloren?

Ausbildungen  
und Weiterbildung 
bilanzieren

Welche Angebote zur beruflichen Weiterbildung  
gibt es intern bisher?
Gibt es Modelle zur beruflichen Nachqualifizierung? 
Welche Gruppen partizipieren bisher an der  
beruflichen Weiterbildung? 
Wird mit internen/externen Bildungsträgern kooperiert? 
Wo besteht Erweiterungsbedarf?

Potenziale erheben Finden regelmäßig Personalgespräche zur Abklärung 
formaler und informeller Kompetenzen statt? 
Gibt es eine Aufstiegsberatung? 
Wurden zusätzliche Qualifikationen formal oder  
informell erworben? 
Welche Karriereziele und Weiterbildungsinteressen 
haben die Beschäftigten? Wie sehen die persönlichen 
Voraussetzungen und Perspektiven aus? 
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Handlungsfeld Fragen, die auf nötige Maßnahmen verweisen

Know-how sichern Wie ist die Einarbeitung neuer Mitarbeiter*innen  
zu organisieren (Coaching, feste Einarbeitungs-
partner*innen)? 
Wie kann der Wissenstransfer im Unternehmen ver- 
bessert werden (Mentor*innen, Nachfolgeregelung mit 
Einarbeitung, altersgemischte Arbeitsteams etc.)?
Sind allgemein zugängliche Informations- und Wissens
managementsysteme vorhanden bzw. machbar? 
Sind Tätigkeitswechsel möglich, wenn z. B. gesundheit- 
liche oder soziale Probleme am Arbeitsplatz auftreten? 

Potenziale erhalten 
und stärken

Sind die Arbeitsprozesse und -aufgaben lernför- 
derlich gestaltet?
Können sich Kolleg*innen ausreichend  
informell austauschen?
Wird die Durchlässigkeit in andere Tätigkeits- 
bereiche und der Aufstieg erleichtert  
(Stichwort Quereinsteigerprogramme)? 
Werden Innovationen gut kommuniziert und eingeführt? 
Werden dabei Ängste, Befürchtungen, Wünsche  
und Ideen der Beschäftigten berücksichtigt?
Können Teilzeitkräfte sich weiterentwickeln? 
Wird soziale Unterstützung am Arbeitsplatz gesichert?

Lernförderliche 
Innovationen

Werden beim Einsatz neuer Maschinen  
und IT-Systeme Zeiten für die Weiterbildung  
und Einarbeitung eingeplant? 
Gibt es danach arbeitsbegleitend Ansprech- 
partner*innen für Fragen/Probleme?
Werden Handlungsspielräume und die Kreativität der 
Beschäftigten durch Innovationen eingeschränkt? 

	� Die Broschüre »Gesunde Arbeit«, der diese Tabelle entnommen ist, gibt 
weitere Hinweise zu Qualifizierung und Personalentwicklung aus dem 
Blickwinkel gesundheitsförderlicher digitaler Arbeit, siehe Quellen 
(10).

	→ Führungskultur
	→ Gesundheitsschutz
	→ Beschäftigungssicherung
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	 �BV Energiedienstleister: Hauptaufgaben der Beschäftigungs- und 
Kompetenzplanung »bestehen darin

	– die großen Trends in der Industrie frühzeitig zu erkennen, […],
	– �die sozialen Veränderungen im Zusammenhang mit  
größeren industriellen, organisatorischen und technologischen 
Projekten des Konzerns frühzeitig zu erkennen,

	– �darauf zu achten, dass das Berufsverzeichnis  
weiterentwickelt wird,

	– �die Umsetzung und die Ergebnisse der verschiedenen  
in den jeweiligen Ländern eingeleiteten Maßnahmen unter 
diesem Aspekt zu beobachten,

	– �die demografischen Daten auf europäischer Ebene zu 
untersuchen.«

	 �BV Energiedienstleister: Die Beschäftigungs- und Kompetenzpla-
nung stützt sich »auf eine Bestandsaufnahme sowie vorhersehbare 
Faktoren, die eine frühzeitige Erkennung von Entwicklungen bei fol-
genden Tätigkeiten ermöglichen. Dies erfolgt unter Zuhilfenahme des 
[Firma]-Berufsverzeichnisses und den in den einzelnen Ländern gel-
tenden Verzeichnissen der beruflichen Qualifikationen: 

	– �Tätigkeiten, die sich in quantitativer Hinsicht erheblich 
entwickeln,

	– �strategische Tätigkeiten: Tätigkeiten, bei denen es darum  
geht, die Kontinuität des Know-hows und der Kompetenzen des  
Unternehmens gegenüber seinen Kunden und Lieferanten 
sicherzustellen,

	– �mit Zwängen behaftete Tätigkeiten: Tätigkeiten, für die das  
Angebot längere Lehrzeit erfordern,

	– �Tätigkeiten mit sich stark ändernden fachlichen Anforderungen: 
Tätigkeiten, bei denen sich der Umfang der Fachkenntnisse stark 
ändert, und die ein bedeutendes Anpassungsprogramm erfordern,

	– �Tätigkeiten, die aufgrund struktureller, konjunktureller oder 
technischer Änderungen anfällig sind.«

Liegt eine Auswertung vor und gibt Auskunft zu den Handlungsfel-
dern, kann die konkrete Personalplanung und die Entwicklung von 
Qualifizierungskonzepten in Angriff genommen werden.

	– �In regelmäßigen Abständen wird eine Skillplanung (Blick nach 
vorn auf die Kompetenzbedarfe) für das gesamte Unternehmen 
durchgeführt; dabei werden Übergänge von auslaufenden in  
neue Jobprofile geschaffen (Requalifizierungsmatrix). Welche Fer-
tigkeiten erfasst werden und wie sie dokumentiert werden  
(z. B. in einer Skill-Datenbank), unterliegt der Mitbestimmung.
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	– �Qualifizierungskonzepte werden entwickelt und im Steuerungs-
kreis abgestimmt; dabei geht es auch um die konkrete Umsetzung, 
etwa die Eignung von Instrumenten (z. B. Schulung, Coaching, 
Training on the job, Unterstützung durch »Key User«), Formaten 
(z. B. E-Learning-Angebote vs. Präsenzschulungen), Anbietern usw. 

	– �Qualifizierungsprogramme sind zeitlich auf die Einführung  
neuer Technologien abzustimmen (begleitende Qualifizierung)

	– �Der Qualifizierungsausschuss erhält nach festgelegten Trans- 
parenzregeln Einsicht, welche Angebote es aktuell gibt und welche  
Beschäftigten welche Qualifizierungsmaßnahmen durchlaufen. 
Die den Mitgliedern des Steuerungskreises zur Verfügung zu stel-
lenden Informationen werden in der Vereinbarung möglichst 
schon beschrieben.

	– �Im Qualifizierungsausschuss werden Kriterien zur Qualitäts
prüfung, -sicherung und -entwicklung für die (Weiter-)Bildungs-
angebote festgelegt. Die Befragung der Beschäftigten ist ein 
wesentlicher Baustein. Nach Möglichkeit sollten dauerhafte Feed-
backschleifen eingerichtet werden, deren Ergebnisse z. B. in  
einem Wiki dokumentiert sind.

	– �Zwischen Weiterbildungsträgern und betrieblichen Prakti
ker*innen sollte es möglichst früh Austausch geben, damit zentrale  
Bedarfe und Hindernisse adressiert werden und die Praxisrele- 
vanz der Angebote erhöht wird.

	→ Mitbestimmungsrechte bei Veränderungsprozessen

	 �BV Telekommunikationsdienstleister: »Gegenstand der Unterrich-
tung und Beratung […] sind folgende Bereiche der strategischen qua-
litativen Personalplanung: […]

	– �Darstellung und Beratung der Requalifizierungsmatrix  
([…] welche aktuellen Jobprofile können auf künftige Jobprofile 
umqualifiziert werden)

	– �Darstellung der Ursachen von signifikanten Veränderungen  
des Personal- und Skillbedarfs […] gegenüber der letzten strate
gischen qualitativen Planung

	– �Darstellung und Beratung von umgesetzten Personal- und 
Requalifizierungsmaßnahmen des zurückliegenden Jahres […]

	– �Darstellung und Beratung von Planungsszenarien und Annah- 
men der beabsichtigten Personal- und Requalifizierungsmaßnah-
men für das kommende und die folgenden Planungsjahre.«
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	 �BV Versicherung: »Folgende Unterlagen können bei Bedarf durch 
den Personalplanungsausschuss angefordert werden bzw. sind im 
Bedarfsfalle durch den Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen: Funkti-
onsbeschreibungen, Stellenpläne, Stellenbesetzungspläne und Anfor-
derungsprofile; Arbeitszeitvolumen und Einsatzzeiten der Arbeitneh-
mer einschließlich der Einrichtung zusätzlicher Arbeitsschichten und 
Absetzung von Schichten; Rationalisierungsmaßnahmen; Absatzpro-
gnosen; Produktionsprognosen; Personalprognosen, wie Pensionie-
rungen aus Altersgründen, Elternzeit, Ableistung des Wehrdienstes 
und geschätzte Fluktuationsbewegungen sowie weitere Personalsta-
tistiken); Qualifikationsübersichten; Statistiken über die Struktur der 
Belegschaft, wie altersmäßige Zusammensetzung, Gliederung nach 
Beschäftigungsarten, Zahl der weiblichen, männlichen und jugendli-
chen Arbeitnehmer, der schwerbehinderten Arbeitnehmer sowie der 
Teilzeitbeschäftigten, befristet Beschäftigten, Leiharbeitnehmer, Aus-
zubildenden, auf der Grundlage von Werkverträgen Beschäftigte und 
sonstige Externen.«

	 �BV Softwareentwicklung: »Aus der Gegenüberstellung von Bedarfs- 
und Bestandsplanung resultiert der Handlungsbedarf, der durch die 
verantwortliche Führungskraft monatlich gegenüber dem Mobilitäts-
büro dargestellt wird. Das Mobilitätsbüro informiert darüber regel-
mäßig die örtlichen Interessenvertretungen.

Sollte sich aus dem Planungsprozess eine Differenz zwischen Be-
darfs- und Bestandsplanung ergeben, so sind die Arbeitsplätze deren 
Tätigkeit sich zu mehr 50 % ändert, unter allen Mitarbeitern auszu-
schreiben. Die Mitarbeiter der betroffenen Organisationseinheit sind 
bei der Auswahl vorrangig zu berücksichtigen.«

	 �BV Telekommunikationsdienstleister: »Den Mitarbeitern werden 
die Ergebnisse der strategischen qualitativen Personalplanung […] in 
geeigneter Weise […] transparent dargestellt. Das beinhaltet eine Indi-
kation darüber, in welchen Jobprofilen zukünftig erhöhter Bedarf er-
wartet wird bzw. in welchen Jobprofilen der zukünftige Bedarf sinken 
wird.«
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	 �BV Telekommunikationsdienstleister: »Die Betriebsparteien sind 
sich einig, dass ein Change Konzept die Entwicklung u. a. der Social 
Skills (z. B. Selbstmanagement, Selbstmotivation und veränderte Füh-
rung) der Beschäftigten positiv begleitet. Ziel ist es, den Kulturwandel 
langfristig hin zu neuen Arbeitsformen und -methoden zu begleiten 
und die Teamfähigkeit und Eigenverantwortung, Wissenstransfer un-
tereinander […] etc. zu verbessern. Das Change Konzept wird mit dem 
Betriebsrat abgestimmt.«

	 �BV Softwareentwicklung: »Der Gesamtbetriebsrat erhält Einblick 
in die im Wiki oder an anderer Stelle dokumentierten Ergebnisse der 
Feedbackschleifen. Auf Wunsch erhält der Betriebsrat Informatio-
nen zu Art und Umfang der durchgeführten Schulungsmaßnahmen.  
Weitere Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats gemäß BetrVG blei-
ben bestehen.«

Zugänge schaffen – zielgruppenspezifisch und individuell
Große technologische Umbrüche treffen potenziell alle Beschäftig-
ten, allerdings in unterschiedlicher Intensität und Form. Den gewerk-
schaftlichen und betrieblichen Interessenvertretungen geht es dar-
um, Vereinbarungen zu treffen, von denen alle Betroffenen profitieren 
und die eine Spaltung der Belegschaft verhindert (Stichwort »digitale 
Kluft«). »One size fits all« ist dennoch bei der Qualifizierung das fal-
sche Rezept. Also nicht das eine Qualifizierungsangebot für alle Be-
schäftigten – vielmehr zeigen Qualifizierungsbedarfsanalysen, wo für 
Beschäftigte Übergänge in Richtung auf zukünftig gefragte Tätigkei-
ten geschaffen werden können.

Digitale Arbeit ist insgesamt mit Anforderungen verbunden, die 
»in die Breite« und »in die Tiefe« gehen, also sowohl flexibel einsetz-
bare Schlüsselqualifikationen erfordern (plus Kommunikationsfähig-
keit), als auch Fachwissen und Expertise (»T-Shape«). Diese Anforde-
rungen treffen auf die individuellen Bedürfnisse und Perspektiven der 
Beschäftigten. Ein wichtiges Instrument, um eine Passung zwischen 
(sich verändernden) Anforderungen und den Wünschen der Beschäf-
tigten herzustellen, ist die Potenzialanalyse, bei der zusammen mit 
den Beschäftigten neue Kompetenzen und Entwicklungsfelder abge-
leitet werden. Gerade für die Gewinnung von Fachkräften spielt die 
Verbindung von Fachlichkeit, Gestaltungsspielräumen und guten Ar-
beitsbedingungen eine große Rolle.
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Die Interessenvertretungen haben darauf zu achten und hinzuwirken, 
dass der Betrieb die Möglichkeiten zur Qualifizierung ausschöpft und 
den Beschäftigten faire Chancen und passende Zugänge bietet. Die 
Angebote sollten zielgruppenspezifisch und individuell ausgestalt-
bar sein, damit Beschäftigte in unterschiedlicher Ausgangslage und 
Lebenssituation teilhaben können. Regelungen sollten u. a. folgende 
Aspekte berücksichtigen:

	– �Zur Verankerung der Maßnahmen für berufliche Weiterbildung 
und Qualifizierung muss ein ausreichendes Budget eingeplant und  
auf Dauer gestellt werden. Das Unternehmen kann jährlich 
bestimmte Beträge in einen Weiterbildungsfonds einzahlen.

	– �Alle Beschäftigten haben einen Anspruch auf berufliche 
Weiterbildung und die dazu erforderliche bezahlte Freistellung 
von der beruflichen Tätigkeit.

	– �Die (Weiter-)Bildungsangebote sind zielgruppenspezifisch 
auszugestalten, etwa nach Alter, Herkunft, Geschlecht, Bildung,  
möglichweise auch körperlichen Fähigkeiten und anderen 
Kriterien (also auch Teilzeitbeschäftigte, Ältere, Menschen mit 
Behinderungen, Beschäftigte in Elternzeit usw.); das gilt  
auch für die Ansprache, didaktisch-technische Vermittlung 
(»Methodenmix«), zeitliche Lage usw.

	– �Auch vermeintlich »einfache« Tätigkeiten werden durch die 
Digitalisierung erfasst – diese Beschäftigtengruppen sind bei 
Angebot und Auswahl gezielt in den Blick zu nehmen.

	– �Im Hinblick auf einen fairen Zugang zu Weiterbildungsmaß
nahmen ist festzulegen, welche Voraussetzungen zur Teilnahme 
erfüllt sein müssen; hier sind Mitbestimmungsrechte nach  
§ 98 BetrVG und § 78 Abs. 1 Nr. 13 BPersVG einschlägig.

	– �Eine Überforderung durch gleichzeitig steigende Anforderungen 
fachlicher Art und Zeitanteile für Digital-Qualifizierung ist  
durch realistische Zeitplanung/Leistungsziele auszuschließen – 
dies besonders im Fall von arbeitsintegriertem Lernen.

	– �In regelmäßigen persönlichen Gesprächen werden die individu
ellen Perspektiven und Wünsche des/der Beschäftigten vor  
dem Hintergrund des künftigen Kompetenzbedarfs im Unterneh-
men und unter Beteiligung der Interessenvertretung erfasst.

	– �Die Durchführung qualifizierter Personal- und Weiterbildungs
gespräche ist hinsichtlich Information, Zeitabständen, Inhalten, 
verantwortlichen Personen, Eigeninitiative usw. zu regeln.

	– �Die Beschäftigten haben einen Anspruch auf ein Zertifikat über  
die durchgeführte Weiterbildung.

Pr
ax

is
 g

es
ta

lt
en

 —
 D

ig
it

al
e 

A
rb

ei
t  5

6



Die damit umrissenen Ansprüche der Beschäftigten können weiter 
ausgestaltet werden, z. B. im Hinblick auf Zeitmodelle und Beratung.

	– �Weiterbildungszeit ist Arbeitszeit. Die Weiterbildungszeiten 
(Stunden) sind auch für Teilzeitbeschäftigte in vollem Maße als 
Arbeitszeit zu werten, unabhängig von der jeweiligen  
Verteilung der Arbeitszeit.

	– �Der Freistellungsanspruch besteht auch für Vor- und Nach
bereitungszeiten sowie für Fahrt-bzw. Reisezeiten.

	– �Der Anspruch auf Weiterbildung ist übertragbar, damit auch 
längere Weiterbildungsphasen möglich werden. 

	– �Bei teilflexiblen Arbeitszeitsystemen sind im entsprechenden  
Umfang Lernzeitkonten (im Sinne von Arbeitszeitkonten) 
auszuweisen. In diese können auch als Lernkredit ausgewiesene 
Zeiten aufgenommen werden.

	– �Um individuell Auszeiten für eine längere Weiterbildung  
(auch Sabbaticals) anzusparen, ist i.d.R. eine Betriebs-/Dienstver-
einbarung zum Aufbau von Langzeitkonten nötig. Beispiel:  
Beschäftigte arbeiten in Vollzeit, erhalten aber nur 75 Prozent ihres  
Entgelts. Ihnen wird dafür im Anschluss die angesparte Frei
stellungsphase unter weiterem Bezug der Entgelthöhe gewährt.

	– �Alle Beschäftigten sind zu informieren, welche Möglichkeiten  
der beruflichen Weiterbildung und (Nach-)Qualifizierung bestehen  
und welche Beratungen sie dafür in Anspruch nehmen könne.  
Bei Beschäftigtengruppen, wo Digitalisierung besonders stark zur 
Entwertung von Fähigkeiten führt und bestehende Angebote  
nicht greifen, sollten zusätzlich gezielt aufsuchende Beratung und 
Multiplikator*innen eingesetzt werden, um Perspektiven durch 
Qualifizierung aufzuzeigen.

	→ Arbeitszeit

	 �TV IT-Dienstleister: »Die kontinuierliche Qualifizierung der Mit-
arbeiter/innen soll diese in die Lage versetzen, ihre individuelle Be-
schäftigungsfähigkeit […] in dem sich ständig verändernden Arbeits-
umfeld sicherzustellen.

Jährliche Skillplanung für Unternehmen und alle Beschäftigten, 
um zukunftsgerichtete Qualifizierungsplanung zu gewährleisten. Be-
rücksichtigt werden hierbei geplante Umstrukturierungen sowie der 
zukünftige Skillbedarf. 

Qualifizierungsplan für jeden einzelnen Beschäftigten. Dessen 
Einhaltung wird Mitte des Jahres im persönlichen Gespräch gecheckt. 
Die Kosten für die Qualifizierung trägt [das Unternehmen].«

Pr
ax

is
 g

es
ta

lt
en

 —
 D

ig
it

al
e 

A
rb

ei
t  5

7



	 �BV Softwareentwicklung: »In einem persönlichen Gespräch infor-
miert die Führungskraft die Mitarbeiter […] über mögliche individuel-
le Perspektiven vor dem Hintergrund des zukünftigen Kompetenzbe-
darfs der [Firma] und nimmt die individuellen Wünsche des Mitarbei-
ters auf (= Perspektivgespräch). An diesem Gespräch kann auf Wunsch 
ein HR-Partner und/oder ein Interessensvertreter beteiligt werden.

In einem Perspektivplan vereinbaren Mitarbeiter und Führungs-
kraft die Entwicklungsschritte und ‑maßnahmen zur Planung der Zu-
kunft des Mitarbeiters. Ziel ist es, die Kompetenzen des Mitarbeiters 
so zu erweitern, dass zukünftig seine interne Einsetzbarkeit verbes-
sert wird bzw. individuelle Wünsche des Mitarbeiters bezüglich einer 
beruflichen Veränderung realisiert werden können und er auf einen 
zukunftssicheren Arbeitsplatz versetzt werden kann.

Das Perspektivgespräch wird in regelmäßigen Abständen fortge-
fühlt Mitarbeiter und Führungskraft sprechen über den aktuellen 
Entwicklungsstand und vereinbaren ggf. nächste Schritte.«

	 �DV Sozialversicherung: »(1) Um zu den geplanten Maßnahmen ein 
Einvernehmen mit dem/der Beschäftigten zu erreichen, ist es seitens 
der [Firma] nicht nur notwendig, umfassend zu informieren und zu 
kommunizieren, sondern auch, die beruflichen Wünsche und rele-
vanten Potenziale der Beschäftigten zu erfragen und zu erfassen.

(2) Zur Feststellung der Interessen und Mitteilung persönlicher Be-
lange ist durch die Beschäftigten ein entsprechender Bogen auszufül-
len. […] Der/Die Beschäftigte entscheidet für sich selbst, was er/sie aus-
füllt, damit seine/ihre Interessen berücksichtigt werden können. […]

(3) Die Koordinierungsstelle berücksichtigt neben den Interessen 
insbesondere auch bekannte und mitgeteilte Angaben des/der Be-
schäftigten zu

	– �dem Gesundheitszustand (Schwerbehinderung, 
Beeinträchtigungen usw.),

	– �der familiären Situation (Kinder, alleinerziehend usw.),
	– �Pflege- und Betreuungsaufgaben,
	– �voraussichtlichem Zeitraum bis zum Rentenbeginn  
bzw. Ruhestand,

	– �der Fahrzeit vom/zum möglichen neuen Beschäftigungsort 
(Entfernung, Dauer usw.).«
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	 �DV Sozialversicherung: »Im Zukunftsgespräch erfolgen Angebote – 
nach Möglichkeit über mehrere – zu besetzende Stellen durch die Ar-
beitgeberin an die Beschäftigten. Die Stellenangebote orientieren sich 
an den Inhalten des Entwicklungsdialogs, insbesondere der einge-
schätzten Stärken und Entwicklungsfelder der Beschäftigten. Im Ge-
spräch […] gilt es, gemeinsam festzustellen, ob die angebotenen Stel-
len den Befähigungen und Neigungen der Beschäftigten entsprechen 
und eine erfolgreiche Einarbeitung erwarten lassen.

Für die strukturierte Gesprächsführung wird ein Gesprächsleitfa-
den genutzt, in dem folgende Punkte thematisiert werden:

	– �bisheriger Werdegang 
	– �bisherige Aufgaben und gezeigte Arbeitsleistung
	– �eingeschätzte Stärken und Entwicklungsfelder
	– �Neigungen und Fähigkeiten
	– �Qualifizierungsbedarf und -bereitschaft
	– �persönliche Situation (z. B. Betreuungs-und Pflegesituation)
	– �Möglichkeit flexibler Arbeitsorganisation (Arbeitszeit,  
Arbeitsort, Arbeitsmodell)

	� Die Ergebnisse des Zukunftsgesprächs werden in einem standardi-
sierten Gesprächsprotokoll festgehalten. Die Beschäftigten erhalten 
eine Kopie hiervon. 

Auf Wunsch der Beschäftigten können der jeweils zuständige ört-
liche Personalrat und die örtliche Schwerbehindertenvertretung am 
Zukunftsgespräch teilnehmen.«

	� Weiterführende gewerkschaftliche Anstöße zur Weiterbildung und 
Empfehlungen zum Thema Qualifizierung gibt es in den Quellen (11).
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Führungskultur
Ob die Beschäftigten bei digitalen Veränderungsprozessen beteiligt 
werden, ob sie Handlungsspielräume haben, die sie tatsächlich für eine 
stärker selbstbestimmte Gestaltung ihrer Arbeit nutzen können, hängt 
stark von der Haltung der jeweiligen Führungskraft und von der im Be-
trieb vorherrschenden Führungskultur ab. Werden Beschäftigte früh-
zeitig eingebunden und aktiv beteiligt, können negative Folgen, wie 
Überforderung, stressbedingte Ausfälle oder fehlende Motivation ver-
hindert werden. Darüber hinaus gilt es, angesichts neuer, zumeist di-
gital gestützter Arbeitsweisen wie agilem und mobilem Arbeiten, ein 
neues Verständnis von Führung, abseits von hierarchischer Kontrolle 
und einer permanenten Anwesenheitskultur, zu entwickeln. Eine er-
folgreiche, gesundheits- und persönlichkeitsfördernde Führung in der 
digitalen Arbeitswelt basiert auf Vertrauen, Dialog auf Augenhöhe, Un-
terstützung und transparenter Kommunikation.

Dafür können in Vereinbarungen Regelungen verankert werden. 
Sie stellen die Verantwortung von Führungskräften und Betriebslei-
tung klar und beschreiben Anforderungen, wie Beschäftigte durch 
ihre Führungskräfte unterstützt werden sollen.

Folgende Ansatzpunkte bieten sich für Regelungen an:

	– �fortlaufende Qualifizierung von Führungskräften in Hinblick  
auf sich verändernde Gegebenheiten, zum Beispiel in partizipati
ver Führung, Kommunikation, im präventiven Arbeits-  
und Gesundheitsschutz sowie im Eingliederungsmanagement

	– �Nutzung von Instrumentarien (z. B. soziales Pflichtenheft) zur  
Begleitung des Veränderungsprozesses, welche die transparente 
Kommunikation und Mitnahme der Beschäftigten mit ihren  
jeweiligen individuellen Voraussetzungen sicherstellen sollen

	– �Unterstützung im Hinblick auf Entwicklungsmöglichkeiten  
und Aufstiegschancen für alle Beschäftigtengruppen

	– �Erfassung der beruflichen Wünsche und relevanten Potenziale  
der Beschäftigten nach dem Prinzip der Freiwilligkeit – zum Beispiel  
durch eine Befragung, bei der Daten durch einen neutralen  
Dritten ausgewertet und Angebotsvorschläge entwickelt werden

	– �Ausschluss von Diskriminierung bei der Einführung und 
Umsetzung neuer digitaler Arbeitsformen 
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	– �Nutzung von Technologien und Veränderung der Arbeits
organisation zugunsten einer besseren Vereinbarung von  
Beruf und privater Lebensführung

	– �gender- und generationensensible Umsetzung von 
Veränderungsprozessen

	– �Motivation und Unterstützung der Beschäftigten im Hin- 
blick auf die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnah- 
men; Abbau von unsichtbaren strukturellen Schranken,  
die Beschäftigtengruppen die Teilnahme erschweren

	 �DV Sozialversicherung: Es ist das Ziel, »eine Führungskultur zu eta-
blieren, die von Vertrauen und Transparenz getragen ist. Die Füh-
rungskräfte sind insbesondere auch aufgrund ihrer Vorbildfunktion 
wesentlicher Initiator und Impulsgeber der digitalen Transformati-
on. Sie nehmen eine proaktive, motivierende und integrative Rolle im 
Veränderungsprozess ein. Die Beschäftigten werden von ihrer Füh-
rungskraft rechtzeitig und umfassend über die anstehenden Verände-
rungen insbesondere hinsichtlich der Arbeitsaufgaben, Inhalte, Me-
thoden und Qualifizierungsbedarfe informiert und aktiv in die Neu-
gestaltung von Prozessen eingebunden.«

	 �DV Sozialversicherung: Das Soziale Pflichtenheft (SPH) »ist ein Ins-
trument zur standardisierten ganzheitlichen Betrachtung von Orga-
nisationsveränderungen. Ziel des SPH ist die gesundheitsförderliche 
Gestaltung von leistungsfähigen Prozessen und die Förderung der 
Arbeitsfähigkeit der Mitarbeiter. Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen und zum Ausgleich von Nachteilen für die Be-
schäftigten sollen möglichst frühzeitig identifiziert werden. Im So-
zialen Pflichtenheft wird für jeden Veränderungsprozess detailliert 
abgefragt, wie sich dieser auf Aufgaben und Arbeitsinhalte, Personal, 
Arbeitsort und Arbeitsmittel sowie auf Kommunikation und Koope-
ration auswirkt. So wird sichergestellt, dass all diese Aspekte im Vor-
feld reflektiert werden und die Betriebsparteien über detaillierte In-
formationen zu den voraussichtlichen Auswirkungen geplanter Ver-
änderungen verfügen.«
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	 �DV Sozialversicherung: »Die Koordinierungsstelle berücksichtigt ne-
ben den Interessen insbesondere auch bekannte und mitgeteilte An-
gaben des/der Beschäftigten zu

	– �dem Gesundheitszustand (Schwerbehinderung, 
Beeinträchtigungen usw.)

	– �der familiären Situation (Kinder, alleinerziehend usw.)
	– �Pflege- und Betreuungsaufgaben
	– �voraussichtlichem Zeitraum bis zum Rentenbeginn  
bzw. Ruhestand

	– �der Fahrzeit vom/zum möglichen neuen Beschäftigungsort 
(Entfernung, Dauer usw.)«

	� Weiterführende Hinweise für eine gesundheitsförderliche Führungs- 
und Unternehmenskultur werden in der ver.di-Broschüre »Gesunde 
Arbeit – Empfehlungen für die tarif- und betriebspolitische Gestal-
tung« dargestellt, siehe Quellen (12).

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Gesundheitsschutz
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Arbeitszeit
Grundlage und Rahmen der Arbeitszeitgestaltung bilden das Arbeits-
zeitgesetz, Tarifverträge und ergänzende Betriebs- oder Dienstverein-
barungen. Durch Veränderungsprozesse können neue Anforderungen 
an die Arbeitszeitgestaltung entstehen. Digitale Arbeitsformen, die 
das orts- und zeitflexible Arbeiten ermöglichen, bieten den Beschäf-
tigten oft mehr zeitliche Spielräume, müssen aber auch gesundheits-
verträglich gestaltet werden. Es besteht die Gefahr, dass die Arbeitszei-
ten im Zuge der Digitalisierung flexibilisiert werden und die Grenzen 
zwischen Arbeit und Privatleben verschwimmen – mit problemati-
schen Folgen für die Gesundheit der Beschäftigten. Dem ist entgegen-
zuwirken.

Der Dauer der Arbeitszeit (wöchentlich, jährlich) kommt in Ver-
änderungsprozessen als Beschäftigungssicherungsinstrument eine 
besondere Rolle zu. Veränderungen der Arbeitsorganisation und Ar-
beitsabläufe, Übernahme ganzer Arbeitsaufgaben durch Automation, 
Robotik etc. können mit massivem Stellenabbau einhergehen. Um in 
dieser Situation viele sozialversicherte und gut ausgestattete Arbeits-
plätze – nicht nur für die derzeit Beschäftigten, sondern auch für zu-
künftige Generationen – zu sichern, ist Arbeitszeitreduzierung mit 
Lohnausgleich ein wichtiges Handlungsfeld. 

Kürzere Arbeitszeiten sind auch ein wichtiges Instrument, um Ge-
sundheit zu fördern. Denn viele Arbeitsprozesse werden, gerade durch 
die Veränderung der Arbeitsorganisation, den Einsatz neuer Verfah-
ren etc., zunehmend komplexer. Der Arbeits- und Leistungsdruck 
steigt, womit die Beschäftigten mehr Regenerationszeiten benötigen, 
um gesund in die Rente zu kommen. Dem gegenüber stehen die durch 
Digitalisierung erzielten Rationalisierungsgewinne, die den Beschäf-
tigten als Zeitwohlstand zugutekommen können. 

Die Reduzierung der Arbeitszeiten kann auch helfen, persönliche 
Bedürfnisse der Beschäftigten zu berücksichtigen und die Vereinbar-
keit von Berufs- und Privatleben zu verbessern. So können Arbeits-
zeitmodelle (Vollzeit/Teilzeit, Zeitanteil mobil/nicht mobil) je nach Le-
bensphase wechseln. Dafür muss die Arbeitszeitsouveränität der Be-
schäftigten gewährleistet sein. Angebote sollen freiwillig in Anspruch 
genommen werden können, und bei Arbeitszeitreduktion soll ein 
Recht auf Rückkehr zur bisherigen Arbeitszeit bestehen. Zudem soll-
ten Teilzeitbeschäftigte einen Anspruch darauf haben, ihre Arbeits-
zeiten aufzustocken, wenn das entsprechende Arbeitsvolumen vor-
handen ist.
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Bei allen Änderungen der Arbeitsorganisation, -aufgaben und -abläufe 
sind Arbeitszeitstandards, die nach gesicherter arbeitswissenschaftli-
cher Erkenntnis als gesundheitsförderlich und gesunderhaltend gel-
ten, zu berücksichtigen. Falls die bisherigen Arbeitszeitregelungen im 
Betrieb die Interessen der Beschäftigten wenig berücksichtigen und 
die Gesundheit eher beeinträchtigen, sind sie im Zusammenhang mit 
den Änderungsprozessen neu auszurichten. 

Folgende Eckpunkte sind bei der Arbeitszeitgestaltung im Zuge von 
Veränderungsprozessen zu berücksichtigen:

	– �vollständige Erfassung und Dokumentation der Arbeitszeit – 
gerade auch bei mobiler und agiler Arbeit zur Früherkennung  
von Belastungen

	– �Durchsetzung der Mindeststandards des Arbeitszeitgesetzes 
(8-Stunden-Arbeitstag, 40 Stunden in einer 5-Tage-Woche, Ruhe-
zeit von täglich mindestens elf Stunden)

	– �keine Regelarbeit an Samstag/Sonntag; wenn im Rahmen der 
Daseinsvorsorge unabwendbar, kurzfristige Ausgleiche schaffen

	– �arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse als Grundlage der 
Arbeitszeitgestaltung

	– �Arbeiten zu sozial wertvollen Zeiten nur als Ausnahme  
und in Kombination mit Ausgleichsmechanismen – besonders 
wichtig angesichts der zunehmend weltweiten Zusammen- 
arbeit über Zeitzonen hinweg

	– �Qualifizierungszeit ist Arbeitszeit
	– �keine Arbeit auf Abruf; Mindestarbeitszeiten zur  

Sicherung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung;  
Abbau von unfreiwilliger Teilzeitarbeit

	– �Sicherung von zusammenhängenden arbeitsfreien Tagen  
(mindestens zwei freie Tage zusammenhängend, möglichst  
am Wochenende)

	– �Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und persönlicher  
Lebensführung

	– �planbare und überschaubare Arbeitszeiten
	– �Festlegung von Rahmenarbeitszeiten, in denen die über- 

wiegende Arbeit zu leisten ist, und Kernarbeitszeiten, welche  
die Kommunikation unter Kollegen*innen und mit Vor- 
gesetzten erleichtern

	– �attraktive Arbeitszeitmodelle, um Fachkräften zu gewinnen  
und zu halten
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	– �Entlastungszeiten im Rahmen von Gesundheitsprävention
	– �Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung: u. a. Arbeitszeit

verkürzung mit Lohnausgleich; Nutzung von Kontenregelungen; 
Vorrang von Mehrarbeitsreduzierung vor Personalabbau

	– �Nichterreichbarkeitsregelungen -- Beschäftigte sind nicht ver-
pflichtet, Anfragen außerhalb der individuellen Arbeitszeit, bei Ur-
laub oder Krankheit entgegenzunehmen bzw. zu beantworten

	� Die ver.di-Positionen zur Arbeitszeit und Anforderungen für die Ar-
beitszeitgestaltung finden sich im tarifpolitischen Programm der ver.di  
sowie in den ver.di-Leitlinien für Gute Arbeitszeitgestaltung, siehe 
Quellen (13).

	 �TV Hafenlogistik – Eckpunkte zum Abbau von Mehrarbeit:
	– �Absenkung der tariflichen Wochenarbeitszeit um bis zu fünf Stun-
den durch die Gewährung sogenannter Arbeitszeitverkürzungsta-
ge. Über den Umfang der Arbeitszeitverkürzung entscheidet eine 
paritätisch besetzte Kommission im Rahmen eines nachhaltigen 
Personalkonzepts. Die Kommission kann auch weitere Modelle 
der Arbeitszeitverkürzung entwickeln.

	– �Schaffung von Teilzeitsystemen mit oder ohne Schichtbezug.  
Die Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit ist für Beschäftigte möglich, 
sofern eine gleichwertige Stelle in Vollzeit zu besetzen ist.

	– �Teilzeit kann bei Bedarf in Kombination mit Qualifizierungs
maßnahmen oder als Job-Sharing erfolgen.

	– �erweiterte Nutzung von Zeitkonten

	 �TV Finanzdienstleistungen: »Soweit aufgrund vorangegangener 
und angeordneter Arbeitseinsätze und der anschließenden elfstün-
digen Ruhezeit während des Arbeitszeitrahmens nicht oder nicht voll-
ständig gearbeitet werden darf, wird die aufgrund der Einhaltung der 
elfstündigen Ruhezeit ausfallende Arbeitszeit in der Zeit von 09:00 
Uhr bis 16:00 Uhr (ohne Pausenabzug) als geleistete Arbeitszeit be-
wertet und […] dem Gleitzeitkonto gutgeschrieben.«

	 �TV Versicherung: »Die Arbeitnehmerin ist nicht verpflichtet, An-
fragen (unabhängig vom Medium) außerhalb der individuellen Ar-
beitszeit, bei Urlaub und bei Krankheit entgegenzunehmen bzw. zu 
beantworten. Davon abweichende Ausnahmen wie Rufbereitschaft 
und angeordnete Mehr- und Sonderarbeit […] müssen ausdrücklich 
in Betriebsvereinbarungen geregelt werden.«
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	 �TV Versicherung: »Reisezeiten sind unabhängig vom Arbeitszeitrah-
men wie Arbeitszeit zu vergüten. Reisezeit ist keine Mehrarbeit. Reise-
zeiten werden auf das Gleitzeitkonto gebucht. Sie können wahlweise 
ausgezahlt oder in das Freizeitkonto übertragen werden, sofern das 
Gleitzeitkonto nach Abzug der Reisezeit einen positiven Saldo auf-
weist. Bei Seminaren werden für den An- bzw. Rückreisetag inklusive 
Reisezeiten maximal zehn Stunden angerechnet.«

	� Ergänzende Hinweise zur Arbeitszeitgestaltung, z. B. bei mobiler Arbeit 
oder in Form von Entlastungstagen, werden in weiteren Broschüren 
der Reihe »Praxis gestalten« gegeben, siehe Quellen (14).

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Gesundheitsschutz
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Gesundheitsschutz
Die Digitalisierung von Arbeitsprozessen kann für Beschäftigte ent-
lastend wirken. In der weit überwiegenden Zahl von Fällen streben 
die Unternehmen allerdings vorrangig nach Kostenvorteilen, und die 
Digitalisierung führt nicht zu einer Arbeitserleichterung, sondern 
zu höherer Arbeitsbelastung. Zeit- und Termindruck, Störungen und 
Unterbrechungen sowie Arbeitsverdichtung treten bei Beschäftigten, 
die mit digitalen Mitteln arbeiten, häufiger als bei Beschäftigten auf, 
die nicht digital arbeiten, so ein Ergebnis des DGB-Index Gute Arbeit 
2016, der sich mit der Verbreitung und den Folgen der Digitalisierung 
in der Arbeitswelt auseinandersetzt. Vor diesem Hintergrund spielen 
der Arbeits- und Gesundheitsschutz und die Verringerung von Belas-
tungen mittels der Gestaltung digitaler Veränderungsprozesse eine 
zentrale Rolle. 

Digitalisierung geht oft mit der Etablierung oder Ausweitung in-
direkter Steuerung einher. Diese Steuerung anhand von Zielen und 
Kennziffern kann zu einer »interessierten Selbstgefährdung« führen, 
wenn Beschäftigte im Interesse der Zielerreichung geltende Arbeits-
schutzbestimmungen unterlaufen. Dieser Gefahr gilt es, durch inno-
vative Regelungen zu begegnen – beispielsweise zur Steuerung und 
Begrenzung der Leistungsmenge oder durch Personalbemessung. Zu-
gleich sind Schulungen und Denkwerkstätten wichtig, um die in der 
Zielführung verborgenen Interessenkonflikte zu erkennen.

Auch wo es darum geht, Beschäftigten mehr Verantwortung im 
Arbeitsprozess zu übertragen, zum Beispiel beim mobilen und agi-
len Arbeiten, bleibt der Arbeitgeber für die Einhaltung und Durch-
führung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes zuständig. Er muss 
durch geeignete Maßnahmen dafür sorgen, dass die Beschäftigten Ar-
beitsschutzregeln kennen und in die Lage versetzt werden, sie einzu-
halten und sich gegebenenfalls Unterstützung zu holen. Hier sind in 
erster Linie Maßnahmen der Verhältnisprävention gefragt, d. h. eine 
gesundheits- und persönlichkeitsförderliche Gestaltung der Arbeits-
bedingungen. Es ist aber auch wichtig, die Gesundheitskompetenz der 
Beschäftigten zu stärken. Sie müssen über die Gefahren entgrenzter 
Arbeit aufgeklärt werden, und selbst Grenzen setzen können, um ihre 
Gesundheit zu schützen. 
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Ein für den Arbeits- und Gesundheitsschutz wichtiges Regelungsthe-
ma ist die Unterweisung der Beschäftigten. Sie wird in § 6 der Arbeits-
stättenverordnung konkretisiert und ist bereits vor Aufnahme der Tä-
tigkeit in einer für die Beschäftigten verständlichen Sprache durch-
zuführen und mindestens einmal pro Jahr zu wiederholen. Sehr weit 
reichende Möglichkeiten haben die Interessenvertretungen durch 
das Instrument der Gefährdungsbeurteilung, die für jeden Arbeits-
platz beteiligungsorientiert durchzuführen ist. Die Veränderung der 
Arbeitsorganisation, der Arbeitsaufgaben etc. verlangt die Durchfüh-
rung einer vorausschauenden Gefährdungsbeurteilung, um bereits 
im Vorfeld die größten Gefahren und Gefährdungen auszuräumen 
und dann die »Feinjustierung« vorzunehmen.

Folgende Anforderungen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
sollten in Vereinbarungen zu Veränderungsprozessen geregelt werden:

	– �Aufstellung und Kommunikation von Gesundheitszielen,  
die im Rahmen von Veränderungsprozessen auf dem Weg zu  
Guter Arbeit leitend sind

	– �Durchführung einer vorausschauenden Gefährdungsbeurtei- 
lung als mitbestimmter und beteiligungsorientierter Prozess: 

	– �Steuerung durch eine paritätische Kommission,  
die Steuerungsgruppe

	– �Festlegung von Methoden, Regelungen zur  
Dokumentation, zu Zeitabständen und Anlässen der  
Wiederholung (zum Beispiel als Erstbeurteilung  
neuer Arbeitsplatze, bei Änderungen der Arbeitsorganisation,  
bei Warnsignalen für gesundheitliche Risiken etc.)

	– �besondere Beachtung der psychischen Belastungsfaktoren
	– �Information über notwendige Abläufe (Befragungen,  

Messungen etc.)
	– �Entwicklung von Maßnahmen durch eine 

Gesundheitskommission 

	– �Gefahrenanzeige (auch: Überlastungsanzeige oder 
Gefährdungsanzeige) als Nothalt bei akuter Überlastung

	– �regelmäßige Unterweisung der Beschäftigten
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	– �Schulung der Führungskräfte – z. B. zu ihrer Verantwortung  
für die Gesundheit der Beschäftigten, ihrer Vorbildfunktion, zur 
Unterstützung der Beschäftigten

	– �Angebote an Beschäftigte: Sozialberatung, Aufstiegs- und 
Weiterbildungsberatung, Arbeitszeitmodelle, Fortbildungen und 
Qualifizierungen etc.

	– �Anwendung ergonomischer Standards und Bereitstellung 
ergonomischer Arbeitsmittel (Technik/Geräte etc.), mit entspre-
chenden Unterweisungen zur Handhabung

	– �Kompensation für unvermeidbare Tätigkeiten unter ergono- 
misch ungünstigen Bedingungen durch mehr bezahlte Pausen,  
bei Beschränkung des Umfangs und der Dauer solcher Arbeit

	– �Versicherungsschutz (für Arbeitsunfälle) und Berücksichtigung 
von Unfallverhütungsvorschriften bei mobiler Arbeit;  
Beschäftigte sind über den Unfallversicherungsschutz aufzuklären

	– �Schutz der Beschäftigten vor Überlastung und überlangen 
Arbeitszeiten

	– �Änderung der Arbeitsorganisation im Zuge von Veränderungs
prozessen, um bestehende Belastungen zu beseitigen oder zu mini- 
mieren und keine neuen Belastungen aufzubauen

	– �Regelungen mit dem Ziel der Begrenzung der Leistungsmenge;  
die Beschäftigten sind zudem für das Problem zu sensibilisieren, ein 
Selbstverständigungsprozess ist einzuleiten, der »Selbstausbeu-
tung« entgegenwirkt

	– �Entwicklung und Regelung von »Zielvereinbarungs- 
führerscheinen«

	– �Ausgleich zwischen Be- und Entlastung durch Arbeitszeit- 
modelle: je höher die Belastungssituation, desto kürzer die 
Arbeitszeit bzw. desto mehr bezahlte Kurzpausen

	� Ausführliche Hinweise zu den Themen Gefährdungsbeurteilung, indi-
rekte Steuerung, Gefahrenanzeige und Zielvereinbarungsführerschein 
sind in den in Quellen (15) zusammengestellt.
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	 �TV Hafenlogistik: »Automatisierung bietet Chancen und Risiken 
hinsichtlich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz. 
Arbeitgeber haben im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung des Ar-
beitsplatzes nach § 5 ArbSchG und der fortlaufenden Gefährdungs-
beurteilung nach § 12 Absatz 1 Satz 4 ArbSchG Arbeitnehmern auch 
Auskunft über die Gefahren, die aus Automatisierungsmaßnahmen 
herrühren, zu geben. Dabei ist der Wechsel in der Tätigkeit und den 
jeweiligen Anforderungen – einschließlich psychischer Beanspru-
chungen – besonders zu berücksichtigen. Dies gilt vor allem für den 
Wechsel von überwiegend körperlicher Tätigkeit hin zu überwachen-
der, steuernder Bildschirmarbeit.«

	 �TV Finanzdienstleistungen: »Bei allen Maßnahmen zur Digitalisie-
rung von Geschäftsprozessen und Arbeitsabläufen müssen die men-
schengerechte Gestaltung der Arbeit und damit zunächst die Vermei-
dung gesundheitlicher Gefährdungen auf allen Stufen der Planung 
und Umsetzung unverzichtbare Ziele sein. Die [Firma] ist bereit, die 
dabei zu beachtenden Kriterien und die dafür notwendigen und wün-
schenswerten Beteiligungsformen der Arbeitnehmer-Vertretungen 
zeitnah betrieblich zu regeln.«

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Führungskultur
	→ Arbeitszeit

Pr
ax

is
 g

es
ta

lt
en

 —
 D

ig
it

al
e 

A
rb

ei
t  7

0



Beschäftigungssicherung
Mit der Digitalisierung finden große Umbrüche in den Unternehmen 
statt, die oftmals massive Auswirkungen auf die Arbeitsorganisation, 
aber auch auf die Arbeitsplatzsicherheit haben. Tätigkeiten fallen weg, 
andere kommen hinzu. Aufgabe der betrieblichen und gewerkschaftli-
chen Interessenvertretung ist es, solche unternehmerischen Entschei-
dungen im Sinne der Beschäftigten zu beeinflussen und zu regulieren. 
Oberstes Ziel ist dabei die Sicherung der Arbeitsplätze und Entgelte. 
Neben der Gestaltung und Verkürzung der Arbeitszeiten stehen dafür 
zahlreiche Instrumente zur Verfügung, die angepasst an die jeweilige 
konkrete Situation genutzt und vereinbart werden können. 

Wann immer möglich, sollte der möglichst langfristige Aus-
schluss betriebsbedingter Kündigungen und eine Entgeltsicherung 
als Grundlage für weitere begleitende Maßnahmen festgeschrieben 
werden. Denn Sicherheit des Arbeitsplatzes ist die Grundlage dafür, 
dass Beschäftigte der Transformation positiv gegenüberstehen und 
diese mitgestalten. 

Die Sicherung von Standorten in Verbindung mit anderen Maß-
nahmen kann ein geeignetes Instrument sein, um Beschäftigten in 
der jeweiligen Region eine Perspektive zu geben. Im Zusammenhang 
mit der Standortsicherung sollten auch konkrete (Mindest-)Beschäf-
tigtenzahlen festgeschrieben werden, damit die betreffenden Standor-
te tatsächlich als bedeutende und funktionsfähige Einheiten erhalten 
bleiben und nicht nur als Briefkästen. Werden Tätigkeiten, die zuvor 
an verschiedenen Standorten ausgeführt wurden, im Zuge der Digi-
talisierung an einem Standort zentralisiert, kann das für Beschäftigte 
extreme Härten mit sich bringen. Insbesondere sehr lange Fahrtzei-
ten können dazu führen, dass sie ihre Stelle »freiwillig« aufgeben. Das 
Angebot alternativer Arbeitsformen kann helfen, das zu verhindern.

Ein Standortkonzept gekoppelt mit einer hybriden Form mobilen 
Arbeitens, bei dem in Coworking Spaces und in einem geringeren Um-
fang im Betrieb selbst gearbeitet wird – letzteres ist wichtig für den Er-
halt sozialer Bindungen –, kann ebenfalls eine Alternative zu Betriebs-
schließung oder -verlagerung sein. Damit können zusätzliche positive 
Effekte wie eingesparte Fahrzeiten und ein verminderter ökologischer 
Fußabdruck verbunden sein.

	→ �Exkurs: Coworking Space als eine Lösung  
bei Standortschließung/-verlagerung
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Das Instrument der Arbeitszeitverkürzung – in Kombination mit Wei-
terbildungszeiten oder ohne diese – ist auch für die Sicherung von 
Beschäftigung ein Schlüssel. Versetzungsketten, vorrangig auf frei-
williger Basis in Verbindung mit Weiterbildungsangeboten, können 
ebenfalls sinnvoll sein, wenn mit den Veränderungsprozessen Orts-
veränderungen verbunden sind.

Fallen Arbeitsplätze infolge digitaler Veränderungsprozesse weg, 
gilt es, für Alternativen zu sorgen – und dafür, dass der Wechsel auf ei-
nen anderen Arbeitsplatz möglichst wenige Nachteile bringt. 

Insgesamt greifen auch im digitalen Veränderungsprozess Maß-
nahmen, die in anderen bekannten Zusammenhängen, z. B. bei Rati-
onalisierungsmaßnahmen und dort durch entsprechende Tarifver-
träge, zur Anwendung kommen. 

Eckpunkte für Regelungen zur Beschäftigungssicherung sind:

	– �Grundlegend ist eine transparente Kommunikation und eine enge 
Einbindung der Beschäftigten und der Interessenvertretungen.

	– �Eine paritätisch besetzte Kommission begleitet den erforderlichen ver- 
änderten Einsatz und schafft Möglichkeiten für individuelle Lösungen. 

	– �Ausschluss betriebsbedingter (Beendigungs-)Kündigungen
	– �Wechsel auf einen anderen gleichwertigen Arbeitsplatz, ggf. mit 

unterstützender Qualifizierung
	– �Wechsel auf einen höherwertigen Arbeitsplatz, mit entsprechen-

den Weiterbildungs- und Personalentwicklungskonzepten
	– �Beim unausweichlichen Wechsel auf einen niedriger bewerteten 

Arbeitsplatz: Entgeltsicherung/Besitzstand
	– �Bei neu eingerichteten oder umgebauten Arbeitsplätzen: 

monotones Arbeiten verhindern, anreichern mit anspruchsvollen  
Tätigkeiten (Mischarbeitsplätze) – dadurch kann eine neue 
Gleichwertigkeit der Tätigkeiten entstehen

	– �Sicherung der Arbeitsplätze durch hybride Arbeitsformen,  
teils mobil, teils betrieblich – auch mit dem Ziel, dass sich Arbeits-
wege nicht verlängern

	– �Zumutbarkeitsregelungen und Abstufungen
	– �Reduzierung von Wegezeiten oder Mobilisierungszuschüsse 

(Ausgleich für verlängerte Wege)
	– �Ausschluss bzw. Begrenzung von Outsourcing, mit dem Ziel,  

die Einheit der Belegschaft zu erhalten und eine Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen zu verhindern; falls es dennoch zum  
Outsourcing kommt, werden der Erhalt des materiellen Besitz-
stands und ein Rückkehrrecht festgeschrieben.

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
	→ Arbeitszeit
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	 �TV Sozialversicherung: »Zur Vermeidung von Entlassungen und zur 
Sicherung der Beschäftigung kann durch freiwillige Betriebsverein-
barung die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit […] für alle Ange-
stellten oder für Gruppen von Angestellten um bis zu 8 Stunden in 
der Woche verkürzt werden; die Bezüge werden entsprechend gekürzt, 
wobei ein Einkommensausgleich von 20 Prozent zu erfolgen hat. Zu-
vor sollen in dem betreffenden Bereich die Möglichkeiten zum Abbau 
von Mehrarbeit und zur Förderung von Teilzeitarbeitsverhältnissen 
genutzt werden.«

	 �DV Sozialversicherung: »Die [Firma] stellt fest, welche Aufgaben zu-
künftig zur Verfügung stehen, die den Beschäftigten übertragen wer-
den können. Dies können die bekannten Stellentypen, aber auch be-
stimmte Arbeitsbündel sein, die unter Berücksichtigung des Ortes der 
Arbeitsdurchführung, der Qualifizierung und der individuellen wö-
chentlichen Arbeitszeit übertragen werden können. Dies wird den be-
troffenen Beschäftigten gemeinsam durch die [Firma] und dem GPR 
im Informationsgespräch transparent kommuniziert. […]

(2) Da die Aufgaben und somit das Stellengefüge mit den Wellen 
im Transformationsprozess variieren können, besteht die Möglich-
keit, Stellen für in der Regel mindestens sechs Monate bzw. Aufgaben 
auch temporär zu übertragen.«

	 �DV Sozialversicherung: »Aufgaben können in verschiedenen Ar-
beitsformen wahrgenommen werden. Zur Klärung, welche Arbeits-
form für die neue Tätigkeit […] geeignet ist, unterbreiten die jeweils 
zuständige Führungskraft und der/die betroffene Beschäftigte der 
Stabsstelle Personal für die Entscheidung einen Vorschlag. 

Als mögliche Arbeitsform kommt auch die Tätigkeit auf einem Sa-
tellitenarbeitsplatz oder in alternierender Telearbeit in Betracht. Auf 
die Dienstvereinbarung (DV Telearbeit) in der jeweils geltenden Fas-
sung wird verwiesen. 

Vor einer abschließenden Entscheidung wird durch die [Firma] 
ebenfalls geprüft, ob ein temporärer Einsatz, z. B. zur Unterstützung 
anderer Bereiche, ausreichend und zweckmäßig ist. Ebenfalls sind 
Möglichkeiten auszuschöpfen, die z. B. die Verlagerung von Arbeit an 
andere Standorte, die temporäre Veränderung der Arbeitszeit, die Zu-
weisung freier gleichartiger bzw. gleichwertiger Stellen und das akti-
ve Bewerben (Jobbörse) sein können.«
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	 �TV Finanzdienstleistungen: »Vorrangiges soziales Ziel im Falle von 
Rationalisierungsmaßnahmen ist die Aufrechterhaltung eines Ar-
beitsverhältnisses im Unternehmen. […] Sofern aufgrund von Maß-
nahmen […] ein Arbeitsplatz in der tariflichen Wertigkeit sinkt oder 
wegfällt, ist dem Arbeitnehmer (ggf. nach einer Qualifizierung) ein Ar-
beitsplatz — soweit vorhanden — in folgender Reihenfolge anzubieten:

	– �ein gleichwertiger und zumutbarer Arbeitsplatz im Betrieb
	– �ein gleichwertiger und zumutbarer Arbeitsplatz in einem  
anderen nahegelegenen Betrieb im Unternehmen

	– �ein geringer bewerteter und zumutbarer Arbeitsplatz im Betrieb
	– �ein geringer bewerteter und zumutbarer Arbeitsplatz in  
einem anderen nahegelegenen Betrieb des Unternehmens

	� Eine Qualifizierung kann Umschulung oder Fortbildung für einen an-
deren Arbeitsplatz einschließen. Die Zumutbarkeit eines Arbeitsplat-
zes wird bestimmt durch

	– �die Art der bisherigen Tätigkeit des Arbeitnehmers
	– �die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit
	– �das Alter und den Gesundheitszustand
	– �die familiären Verhältnisse (z. B. alleinerziehend,  
zu betreuende Angehörige) der betroffenen Arbeitnehmer  
sowie die räumliche Entfernung des neuen Arbeits- 
platzes vom Wohnort des Arbeitnehmers.«

	� In einer Protokollnotiz wird hinzugefügt, dass der Arbeitgeber selbst-
verständlich auch einen höherwertigen Arbeitsplatz anbieten kann.

	 �Eckpunkte TV Sozialversicherung: »Bei Beschäftigung auf einem 
niedriger bewerteten Arbeitsplatz bleibt die bisherige Eingruppie-
rung bestehen. Das gilt auch für Beschäftigte, die eine angebotene 
zumutbare Stelle und/oder eine Qualifizierung für eine entsprechen-
de Stelle aus sozialen/persönlichen Gründen nicht annehmen kön-
nen. Die sozialen bzw. persönlichen Gründe werden in einer Dienst-
vereinbarung konkretisiert.«

	 �TV Sozialversicherung: »Bei Angestellten, deren Arbeitsplatz durch 
Digitalisierungs-/Automatisierungsprojekte des Unternehmens po-
tenziell gefährdet ist, wird ein Qualifizierungsbedarf vorausgesetzt. 
Soweit gemeinsam ein individueller Qualifizierungsbedarf festge-
stellt wird und dieser durch eine berufliche Weiterbildungsmaßnah-
me gedeckt werden kann sowie eine Weiterbeschäftigung im Unter-
nehmen möglich ist, vereinbaren die Parteien die Durchführung von 
Qualifizierungsmaßnahmen zum Zwecke der Abdeckung des beste-
henden Qualifizierungsbedarfes.«
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	 �Eckpunktepapier Versicherung: »Grundsätzlich sollen Outsour-
cing-Maßnahmen bis zum [Zeitpunkt] nur im Rahmen der durch na-
türliche Fluktuation und freiwillige Vereinbarungen freiwerdenden 
oder bereits unbesetzten Stellen durchgeführt werden.«

	 �Eckpunktepapier Versicherung: »Für den Fall, dass einheitliche Ar-
beitspakete auf einen externen Dienstleister übertragen werden sol-
len und dadurch ein Betriebs- oder Betriebsteilübergang ausgelöst 
wird, sagen die Arbeitgeber zu, mit dem Dienstleister den vollständi-
gen Erhalt des materiellen Besitzstandes der übergehenden Beschäf-
tigten zu vereinbaren. Sofern materielle Besitzstände (z. B. bAV) [be-
triebliche Altersvorsorge] beim Betriebserwerber nicht fortgeführt 
werden können, steht ein wertgleicher Ausgleich der vollständigen 
Wahrung des materiellen Besitzstandes gleich. Sollte der Dienstleis-
ter den materiellen Besitzstand nicht vollständig wahren oder wert-
gleich ausgleichen, räumt [das Unternehmen] den Beschäftigten, die 
im Wege des Betriebsübergangs auf den Dienstleister übergegangen 
sind, innerhalb der ersten drei Jahre nach dem Übergang des Arbeits-
verhältnisses ein Rückkehrrecht ein.«

Exkurs: Coworking Space als eine Lösung  
bei Standortschließung/-verlagerung
Unter dem Titel »Homeoffice im Coworking Space?« stellen Prof. 
Dr. Wenzel Matiaske (Helmut-Schmidt-Universität/Uni Bw H) und 
Dr. Hartmut Seifert, selbstständiger Wissenschaftler und Berater 
(ehem. Leiter des WSI), ein Arbeitsmodell vor, das auch für Beschäfti-
gungssicherung von Interesse ist:

»Als neues Arbeitsmodell grenzt es sich gegenüber dem Homeof-
fice durch eine professionelle Büroausstattung, durch eine ruhige 
und nicht durch private Einflüsse gestörte Arbeitsumgebung ab. Zu-
dem besteht die Möglichkeit zum kommunikativen Austausch auch 
über die eigenen betrieblichen und beruflichen Grenzen hinweg, was 
durchaus motivierend sein kann. Arbeitsschutzfragen lassen sich ein-
facher aus der regulatorischen Grauzone auf gesicherten Grund über-
führen. Auch die Informationssicherheit und der Datenschutz lassen 
sich leichter gewährleisten. Durch eine professionelle Arbeitsumge-
bung und die Möglichkeit zum fachlichen und sozialen Austausch 
kommt Coworking dem Büroleben näher, ohne jedoch zusätzliche 
Zeit und Kosten für das Pendeln aufbringen zu müssen. Betriebe spa-
ren Büroraum und in städtischen Regionen hohe Bürokosten. Die ge-
ringere Belastung der Verkehrsinfrastruktur entlastet die öffentlichen 
Haushalte. Und nicht zu guter Letzt profitiert auch die Umwelt, ohne 
dass zusätzliche Kosten anfallen.
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Schließlich lässt sich Vereinbarkeit, das zentrale Thema im Kontext 
der aktuellen Debatten um Homeoffice, neu denken und gestalten. 
Die Kombination von Coworking Space und Kinderbetreuung oder die 
Nutzung vorhandener Betreuungseinrichtungen in räumlicher Nähe 
zum Nachbarschaftsbüro entzerrt Arbeit und Betreuungsaufgaben, 
ohne die belastenden Wegezeiten konventioneller Büroarbeit. Insbe-
sondere für klein- und mittelständische Unternehmen, die kaum be-
triebsinterne Lösungen schaffen können, bieten sich dadurch Chan-
cen, ihre Attraktivität im Sinne familienfreundlicher Arbeitsumge-
bungen zu steigern.

Auch auf dem Land tut sich etwas. Eine Reihe von Bundesländern 
sieht Coworking Spaces als Teil ihrer Digitalstrategien. Einige fokus-
sieren die Pendlerproblematik, rund um die Metropolen. Die Wirt-
schaftsförderer südlich von Hamburg organisieren Coworking Spaces 
beispielsweise auch aus dieser Perspektive. Anders verhält es sich in 
verkehrstechnisch problematischen Regionen innerhalb der Periphe-
rie. Die klein- und mittelständisch geprägte Industrieregion Südwest-
falen hat nicht aufgrund großer Pendlerströme in eine Metropole, son-
dern aufgrund der regionalen Topologie zeitlich lange Wegzeiten zur 
Arbeitsstätte zum Thema. Andere Regionen wie in Mecklenburg-Vor-
pommern setzen u. a. darauf, mit Coworking Spaces Arbeitstouristen 
in idyllischer Lage zu beherbergen. Alle nutzen die Modernisierung 
der Netzinfrastruktur, die insbesondere auch im ländlichen Raum in 
Angriff genommen worden ist. Den Arbeitgebern in der Peripherie 
kann dies bei der Gewinnung und Bindung von Fachkräften nutzen.«
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Sozialverträglicher Ausstieg
Nicht in jedem Fall wird es gelingen, den Abbau von Arbeitsplätzen in-
folge von Digitalisierungsprozessen gänzlich zu verhindern. Dann gilt 
es, den Ausstieg aus dem Unternehmen möglichst sozialverträglich zu 
gestalten, wie es in der Vergangenheit zum Beispiel mit dem Tarifver-
trag Rationalisierungsschutz erfolgte. Bestehen solche Tarifverträge, 
kann hier mit Bezug auf die neuen Gegebenheiten und Herausforde-
rungen angeknüpft werden.

Am leichtesten ist die Sozialverträglichkeit durch den flexiblen 
Übergang älterer Beschäftigter in den Ruhestand zu gewährleisten, 
auch wenn dadurch für das Unternehmen wichtiges Erfahrungswis-
sen verloren geht. Hierfür können neben der Altersteilzeit auch Zeit-
wertkonten genutzt werden, die allerdings frühzeitig tarifvertraglich 
vereinbart werden müssen. Beschäftigte sparen einen Teil ihrer Ar-
beitsleistung an, um eine spätere Freistellung beim Übergang in die 
Rente zu ermöglichen. Dabei sind wichtige Grundsätze zu beachten: 
Unter anderem müssen Zweckbestimmung und Entnahmemöglich-
keiten klar geregelt sein, die Arbeitgeber müssen einen Beitrag zur Fi-
nanzierung leisten, die angesparten Guthaben sind gegen Insolvenz 
zu sichern und die Einrichtung eines Zeitwertkontos sowie die Ein-
zahlungsmodalitäten müssen für Beschäftigte freiwillig sein. Das Po-
sitive an Zeitwertkonten und herkömmlicher Altersteilzeit ist, dass die 
Beschäftigten ihre Anstellung bis zum Renteneintritt behalten und 
ohne Abschläge in Rente gehen können.

	� Regelungsanforderungen zu Zeitwertkonten sind in den Tarifpoliti-
schen Grundsätzen von ver.di beschrieben, siehe Quellen (16).

Bei einem vorgezogenen Renteneintritt werden die Altersbezüge hin-
gegen reduziert. Per Tarifvertrag können Ausgleichszahlungen des Ar-
beitgebers vereinbart werden, um die Verluste zu kompensieren. Zu 
beachten ist allerdings, dass die Rentenzahlung dauerhaft niedriger 
ausfällt, weshalb die Einmalzahlung ausreichend hoch sein muss, um 
die zu erwartenden Einbußen tatsächlich auszugleichen. Bei Tarifver-
trägen im Bereich der Versicherungswirtschaft hat ver.di einen Fak-
tor von 120 vereinbart, mit dem der Abschlagsbetrag der gesetzlichen 
Rente und der betrieblichen Altersversorgung multipliziert wird.
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Sind andere Möglichkeiten ausgeschöpft, kann die Einrichtung ei-
ner Beschäftigungs- bzw. Transfergesellschaft einen wichtigen Be-
standteil der sozialen Abfederung des Arbeitsplatzverlustes darstel-
len. Ziel muss es sein, Möglichkeiten für neue berufliche Perspekti-
ven zu schaffen und für eine Stelle auf dem ersten Arbeitsmarkt zu 
qualifizieren. Die qualifizierungs- und vermittlungszentrierte Aus-
richtung der Transfergesellschaft sollte in der Vereinbarung festge-
schrieben werden, ebenso eine möglichst lange Anspruchsdauer so-
wie die Schaffung von Kontrollorganen, welche die zweckmäßige Ver-
wendung der Mittel im Sinne der Beschäftigten überwachen.

Sollte der Arbeitsplatzverlust unvermeidbar sein, müssen neben 
anderen Maßnahmen auch angemessene Abfindungszahlungen ver-
einbart werden. Selbstverständlich dürfen diese die im Kündigungs-
schutzgesetz enthaltenen Mindeststandards nicht unterschreiten. Zu-
dem dürfen Teilzeit- gegenüber Vollzeitbeschäftigten nicht benach-
teiligt werden, zum Beispiel durch die nur anteilige Berechnung der 
Beschäftigungsjahre. Klar ist aber: Der Erhalt des Arbeitsplatzes soll-
te stets Vorrang vor allen anderen Maßnahmen haben.

Begleitende Instrumente für einen sozialverträglichen Ausstieg 
können u. a. sein:

	– �gestaltbares Arbeitszeitverkürzungsvolumen für Ältere:  
sofortige Nutzung oder Freistellung vor Eintritt in die Rente

	– �Altersteilzeit, gegebenenfalls kombiniert mit einer Nach
wuchsförderung und dem Erhalt von Ausbildungskapazitäten

	– �Ausgleichszahlung für Abschläge bei Eintritt in eine  
vorgezogene Rente

	– �Abfindungsregelungen über das gesetzliche Maß hinaus
	– �Beschäftigungsgesellschaften: Entwicklung neuer beruflicher 

Perspektiven zur Wiedereingliederung in den ersten Arbeits- 
markt; Klärung der Anspruchsdauer, Einrichtung eines Kontroll
organs zur Unterstützung und Überwachung des Mittelein- 
satzes, qualifizierungs- und vermittlungsorientierter Ansatz
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Eckpunkte zur Gestaltung von Altersteilzeit (Empfehlungen):

	– �Grundlage: Altersteilzeitgesetz § 1 Abs. 2 und folgende
	– �mindestens das 55. Lebensjahr vollendet und 

sozialversicherungspflichtig
	– �Anspruch zur Antragstellung – Quoten eher nicht; wenn  

Einschränkung, dann Abhängigkeit von Belastung und  
Beanspruchung; bei Ablehnung Beweislast beim Arbeitgeber

	– �Dauer der Altersteilzeit mindestens/längstens
	– �Klärung ob Block- oder Teilzeitmodell
	– �ggf. Klärung der Übergangsphasen (Personaleinsatz,  

Einarbeitung, Tandembesetzung etc.)
	– �wichtig: Übergang in die abschlagsfreie Rente, alles andere  

nur auf freiwilliger Basis
	– �Beratungsverpflichtung über Wirkungen auf Rente etc.
	– �Vereinbarung zur Höhe der Vergütung während der  

Altersteilzeit
	– �Festlegung der Einkommensbestandteile, die in die  

Berechnung einfließen (Urlaubs-, Weihnachtsgeld); Berück- 
sichtigung von Schichtzuschlägen (steuerpflichtig/ 
steuerfrei)

	– �Aufstockungsbetrag festlegen (einheitlich/einkommens- 
abhängig)

	– �Klärung von Urlaubsansprüchen und Entgeltfortzahlung  
bei Krankheit

	– �Klärung, welche tariflichen Leistungen weiter gewährt  
werden (Jubiläumsgeld, Einzahlung in die freiwillige  
Rentenversicherung etc.)

	– �Regelungen zu Mehrarbeit/Überstunden
	– �eindeutige Regelung zum Insolvenzschutz
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Mitbestim-
mungsrechte 
bei Verän- 
derungspro-
zessen
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Die Arbeitswelt ist in stetigem Wandel. Die Interessenvertretungen 
sollten ihre Mitbestimmungsrechte möglichst effizient nutzen, um 
die Veränderungsprozesse mitzugestalten. Hierfür müssen sie wis-
sen, welche Veränderungsprozesse in Gang gesetzt werden und über 
welche Mitbestimmungsrechte sie darauf Einfluss nehmen können. 
Über die Inhalte der durch das Betriebsverfassungsgesetz bzw. die Per-
sonalvertretungsgesetze gegebenen Mitbestimmungsrechte hinaus 
können Gewerkschaften für Themen, bei denen die gesetzlichen Re-
gelungen keine erzwingbare Mitbestimmung vorsehen (z. B. Beschäf-
tigungssicherung, § 92 a BetrVG), Tarifverträge erzwingen und in die-
sen auch Grundsätze und Ziele festlegen. 

Die Interessenvertretungen sollten gemeinsam mit ihrer Gewerk-
schaft strategisch vorgehen. Dafür müssen sie frühzeitig und umfas-
send über Veränderungsprozesse informiert sein. Und sie müssen die 
Mitbestimmungsrechte auf den jeweiligen Ebenen wirksam im Inter-
esse der Belegschaft einsetzen. Deshalb ist es empfehlenswert, in tarif-
liche Regelungen auch solche aufzunehmen, die eine Stärkung und bes-
sere Beteiligung der betrieblichen Beschäftigtenvertretungen vorsehen.

	→ Voraussetzungen und Grundsätze, Verfahren

Mitbestimmungsrechte nach dem BetrVG
Interessenvertretungen haben im Kontext der Digitalisierung und der 
vom Arbeitgeber geplanten Veränderungsmaßnahmen umfassende 
Beteiligungsrechte. Der Arbeitgeber muss diese Rechte von sich aus 
beachten. Es ist seine Pflicht, die zuständigen Arbeitnehmervertre-
tungen rechtzeitig und umfassend über die Planungen zu informie-
ren. Über die Beratungspflichten mit dem Wirtschaftsausschuss sowie 
dem zuständigen Betriebsrat/Personalrat hinaus besteht unter meh-
reren Aspekten erzwingbare (echte) Mitbestimmung der Arbeitneh-
mervertretungen. 

Kommt in diesen Fällen einer echten Mitbestimmung keine Eini-
gung mit dem Arbeitgeber zustande, können beide Seiten die Eini-
gungsstelle anrufen. Dies führt entweder zu einer Beilegung der Mei-
nungsverschiedenheit oder zu einer streitigen Entscheidung durch 
Spruch (§ 76 Abs. 5 BetrVG).
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Frühzeitige (unaufgeforderte)  
Information durch den Arbeitgeber
Für die interessengerechte Wahrnehmung aller Beteiligungs-, spezi-
ell der Mitbestimmungsrechte ist es unabdingbar, dass die Interes-
senvertretung zu einem möglichst frühen Zeitpunkt vom Arbeitgeber 
über dessen Planungen unterrichtet wird. Der Arbeitgeber informiert 
jedoch die zuständigen Interessenvertretungen oftmals erst zu einem 
relativ späten Zeitpunkt über seine Vorhaben. Insbesondere erst dann, 
wenn er im Planungsprozess etwaige (sozialverträgliche) Alternativen 
bereits verworfen hat. Damit stehen das »Ob« und »Wie« der Maß-
nahmen bereits nahezu abschließend fest. Im dann (zu spät) aufge-
nommenen Beteiligungsverfahren besteht zwischen den Betriebspar-
teien häufig Uneinigkeit darüber, zu welchem Zeitpunkt die Informa-
tion der Interessenvertretungen hätte erfolgen müssen. 

Viele Arbeitgeber haben, obgleich das Gesetz es so vorsieht, kein ge-
steigertes Interesse, den Betriebsrat/Personalrat oder den Wirtschafts-
ausschuss (§§ 106 ff BetrVG) bereits von Anfang an in die Planungen 
einzubeziehen. Auch an dieser Stelle zeigt sich, wie wichtig es ist, in 
Tarifverträgen Aspekte der Beteiligung von Interessenvertretungen 
mit zu regeln, selbst wenn diese im Grunde die bestehende Rechts-
lage widerspiegeln. Ein klares Bekenntnis des Arbeitgebers zur ord-
nungsgemäßen Beteiligung der Interessenvertretungen stärkt die Ar-
beitsgrundlage. 

	 �TV Sozialversicherung: »Die Unterrichtung über beteiligungspflichti-
ge Maßnahmen hat so frühzeitig und so umfassend zu erfolgen, dass 
die Personalvertretung ihre Beteiligungsrechte wahrnehmen kann 
und vor allem die Beratungsergebnisse noch in die Überlegungen vor 
Durchführung der beabsichtigten Maßnahmen einfließen können.« 

Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten
Die Interessenvertretungen können die Umsetzung an verschiede-
nen Stellen über die Ausübung ihrer erzwingbaren Mitbestimmung 
beeinflussen. Insbesondere für die sozialen Angelegenheiten gemäß 
§ 87 BetrVG gilt dies.
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	 �87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG: Mitbestimmung  
bei technischen Einrichtungen
Digitalisierungsvorhaben unterliegen in aller Regel unter mehre-
ren Aspekten der erzwingbaren Mitbestimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG. Dem zuständigen Betriebsrat steht ein Mitbestimmungsrecht 
bei der Einführung und Anwendung von technischen Überwachungs-
einrichtungen zu, die dazu geeignet sind, das Verhalten oder die Leis-
tung der Arbeitnehmer zu überwachen. 

Der Betriebsrat ist bei der Einführung oder Änderung von techni-
schen Einrichtungen (z. B. IT-Systemen) folglich in aller Regel in der 
Mitbestimmung. Denn IT-Systeme sind generell dazu geeignet, das 
Verhalten oder die Leistungen der Beschäftigten zu überwachen. Die 
Mitbestimmung greift auch dann, wenn diese Überwachungsmög-
lichkeiten (zunächst) nicht vom Arbeitgeber genutzt werden sollen.

Hier besteht eine originäre Zuständigkeit des Gesamt- oder Kon-
zernbetriebsrats. IT-Systeme werden in aller Regel unternehmens- 
oder konzernweit einheitlich eingesetzt. Zentrale Fragen der Daten-
verarbeitung und des Datenschutzes können somit objektiv nur ein-
heitlich geregelt werden. 

Sinn und Zweck des Mitbestimmungsrechts nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG ist es, Eingriffe in den Persönlichkeitsbereich der Beschäf-
tigten durch Verwendung technischer Kontrolleinrichtungen nur 
bei gleichberechtigter Mitbestimmung des Betriebsrats zuzulassen. 
Den Gefahren einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts und des 
Rechts der Beschäftigten auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit (§ 75 
BetrVG), die von technischen Überwachungseinrichtungen ausgehen 
können, soll durch eine mitbestimmte Regelung über Einführung und 
Nutzung solcher Einrichtungen begegnet werden. Dem Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrats kommt daher eine Abwehrfunktion bei 
der Einführung solcher technischen Kontrolleinrichtungen zu. Deren 
Einführung ist als solche nicht verboten; deren Anwendung kann un-
ter Berücksichtigung der Interessen der Arbeitnehmer auch sinnvoll 
und geboten sein (BAG, Beschluss vom 28.11.1989 – 1 ABR 97/88).

In der Praxis erweist sich gerade die Mitbestimmung nach § 87 Abs. 
1 Nr. 6 BetrVG als Ansatzpunkt für eine angemessene Berücksichti-
gung der Beschäftigteninteressen. Die Betriebsräte haben an dieser 
Stelle einen starken Hebel, der zur Beeinflussung der Gesamtmaß-
nahme eingesetzt werden kann.
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	 �87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG: Mitbestimmung bei Fragen  
des betrieblichen Gesundheitsschutzes
Digitalisierung kann für die betroffenen Beschäftigten zu vielfältigen 
unmittelbaren und mittelbaren psychischen Belastungen führen. § 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG ermöglicht es dem Betriebsrat, Regelungen für die 
Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie für den 
Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der 
Unfallverhütungsvorschriften zu vereinbaren. 

Werden die Beschäftigten durch Änderungen der Arbeitsplätze, des 
Arbeitsablaufs oder der Arbeitsumgebung, die den gesicherten ar-
beitswissenschaftlichen Erkenntnissen über eine menschengerech-
te Gestaltung der Arbeit offensichtlich widersprechen, in besonderer 
Weise belastet, so kann der Betriebsrat auf Grundlage von § 91 BetrVG 
angemessene Maßnahmen zur Abwendung, Milderung oder zum Aus-
gleich der Belastung verlangen. 

Kommt eine Einigung in einem der beiden Fälle nicht zustande, so 
entscheidet die Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle er-
setzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.

Aufgrund der Gefahr weiterer Arbeitsverdichtung und ständiger 
Kontrolle der Arbeitsleistung, die durch moderne technische Einrich-
tungen regelmäßig gegeben ist, erfahren viele Beschäftigte digitale Ar-
beit als Zunahme von Stress. Damit negative Folgen so weit wie mög-
lich ausgeschlossen werden, müssen Vorschriften zum Schutz der 
Beschäftigten vereinbart werden. Diese Schutzbestimmungen fin-
den dann ausdrücklich auf sämtliche Digitalisierungsmaßnahmen 
Anwendung.

Als wichtiges Instrument zur Ermittlung von Regelungsbedarfen 
ist bereits auf die Gefährdungsbeurteilung verwiesen worden. Der Be-
triebsrat kann hierzu von sich aus initiativ werden und die Durchfüh-
rung einer Gefährdungsbeurteilung verlangen. In der Regel sind die 
örtlichen Betriebsräte dafür zuständig, da grundsätzlich kein zwin-
gendes Erfordernis für eine betriebsübergreifende Regelung besteht.

	→ Gesundheitsschutz

Pr
ax

is
 g

es
ta

lt
en

 —
 D

ig
it

al
e 

A
rb

ei
t  8

4



	 �87 Abs. 1 Nr. 14 BetrVG: Mitbestimmung  
bei der Ausgestaltung mobiler Arbeit
Mit dem Betriebsrätemodernisierungsgesetz wurde im Juni 2021 ein 
neuer Mitbestimmungstatbestand geschaffen, der die Ausgestaltung 
von mobiler Arbeit betrifft. Damit hat der Gesetzgeber ein erzwing-
bares Mitbestimmungsrecht bei regelmäßiger und anlassbezogener 
mobiler Arbeit eingeführt. Allerdings nur dann, wenn die mobile Ar-
beit mithilfe von Informations- und Kommunikationstechnik erbracht 
wird. 

Bedauerlicherweise bezieht sich das Mitbestimmungsrecht nicht 
auf die Einführung der mobilen Arbeit, so dass der Betriebsrat diese 
nicht erzwingen kann. 

	� Für die weiterführende Beschäftigung sei auf die erste Broschüre aus 
der Reihe Praxis gestalten verwiesen sowie auf die fortlaufend aktua-
lisierte Themenseite zu mobiler Arbeit, siehe Quellen (17).

Mitbestimmung bei Qualifizierung 
Besonderes Augenmerk sollten die Interessenvertretungen auf die 
Mitbestimmung bei Schulungs- und Qualifizierungsmodellen legen. 
In vielen tarifvertragliche Regelungen ist ein gemeinsames Bekennt-
nis der Betriebsparteien zur Qualifizierung als erforderlichem Mittel 
zur zukunftsorientierten Beschäftigungssicherung im digitalen Wan-
del enthalten. 

	 �TV Sozialversicherung: »Um im Wandel der Arbeitswelt und in den 
damit verbundenen Veränderungsprozessen die Einsatzfähigkeit zu 
erhalten und Optionen für fortdauernde Beschäftigung zu schaffen, 
halten die Tarifvertragsparteien eine dauerhafte, kontinuierliche Qua-
lifizierung im Sinne eines lebenslangen Lernens für erforderlich und 
gewollt.«

Hier ist es dem Betriebsrat möglich, aktiv Beschäftigung zu sichern. 
Die Vorschriften der §§ 96 und 97 BetrVG regeln Beratungs- und Vor-
schlagsrechte bei Fragen der betrieblichen Berufsbildung. Mit dem 
Betriebsrätemodernisierungsgesetz wurde § 96 um den Absatz 1a er-
weitert.

	→ Qualifizierung und Personalentwicklung
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	 96 Abs. 1a BetrVG 
»Kommt im Rahmen der Beratung nach Absatz 1 eine Einigung über 
Maßnahmen der Berufsbildung nicht zustande, können der Arbeitge-
ber oder der Betriebsrat die Einigungsstelle um Vermittlung anrufen. 
Die Einigungsstelle hat eine Einigung der Parteien zu versuchen.«

Damit ist das allgemeine Initiativrecht des Betriebsrates zur Berufsbil-
dung ausgeweitet. Die Einigungsstelle kann zukünftig angerufen wer-
den, wenn sich die Betriebsparteien nicht über konkrete Maßnahmen 
der Berufsbildung einigen können. Allerdings besteht kein Einigungs-
zwang insofern die Einigungsstelle nicht abschließend entscheiden 
kann. Es ist nur der Versuch notwendig. 

Die Betriebsräte sollten den Blick deshalb auf die in § 97 Abs. 2 
BetrVG geregelte Erhaltungsqualifizierung richten:

	 97 Abs. 2 BetrVG
»Hat der Arbeitgeber Maßnahmen geplant oder durchgeführt, die 
dazu führen, dass sich die Tätigkeit der betroffenen Arbeitnehmer än-
dert und ihre beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, so hat der Betriebsrat bei der 
Einführung von Maßnahmen der betrieblichen Berufsbildung mitzu-
bestimmen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die 
Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.«

In der Regel sind unterstützende Qualifizierungsmaßnahmen für die 
von Digitalisierungsprojekten betroffenen Beschäftigten unerlässlich. 
Diese sind so rechtzeitig durchzuführen, dass die Beschäftigten im 
Veränderungsprozess gerüstet sind und weiter ihrer Tätigkeit nachge-
hen können. Gerade deshalb ist das Thema Qualifizierung ein Kern-
element nicht nur im Sinne einer Beschäftigungssicherung, sondern 
auch um die Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes zu sichern. 

Sollte der Arbeitgeber untätig bleiben, kann der Betriebsrat in den 
Fällen von § 97 Abs. 2 BetrVG (sog. Erhaltungsqualifikation) von sich 
aus tätig werden und sein Mitbestimmungsrecht ggf. mit Hilfe der Ei-
nigungsstelle durchsetzen. 

Plant der Arbeitgeber Qualifizierungsmaßnahmen, besteht ein 
weitreichendes Mitbestimmungsrecht bei allen Fragen der Durch-
führung. Die Mitbestimmung erstreckt sich insbesondere auch auf 
die Frage, welcher Personenkreis, wann, mit welchen Inhalten und 
didaktischen Methoden sowie von welchem Anbieter Schulungen er-
hält. Es muss ein fairer Zugang aller betroffenen Beschäftigten zu den 
Qualifizierungen gewährleistet werden.
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Die Betriebsräte sollten bei den Verhandlungen auch darauf achten, 
dass die Qualifizierungsmaßnahmen nebst ggf. anfallender Reisezei-
ten als Arbeitszeit angerechnet werden, dass die Maßnahmen mög-
lichst während der regelmäßigen Arbeitszeit stattfinden und dass sie 
umfassend vom Arbeitgeber finanziert werden. 

	� Hinweise zu betrieblichen Vereinbarungen für die Weiterbildung und 
zur Ermittlung des betrieblichen Weiterbildungsbedarfs werden im 
Fact-Sheet »Weiterbildung und Digitalisierung« gegeben, siehe Quel-
len (11).

	� 90 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG und § 95 Abs. 2 a BetrVG:  
Erweiterung der Beteiligungsrechte 
Durch das Betriebsrätemodernisierungsgesetz wurde das Mitwir-
kungsrecht des Betriebsrates beim Einsatzes von Künstlicher Intel-
ligenz (KI) erweitert. Danach ist er bei neuen Arbeitsabläufen und 
Arbeitsverfahren einschließlich des Einsatzes von KI zu beteiligen:  
»(1) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat über die Planung […] 3. von Ar-
beitsverfahren und Arbeitsabläufen einschließlich des Einsatzes von 
Künstlicher Intelligenz oder der Arbeitsplätze rechtzeitig unter Vorla-
ge der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten.«

Eine weitere Neuerung durch das Betriebsrätemodernisierungsge-
setz findet sich in § 95 Abs. 2 a BetrVG. Der Betriebsrat hat bei der Auf-
stellung von Auswahlrichtlinien mitzubestimmen, wenn KI zum Ein-
satz kommt. 

	� 92, 92 a BetrVG: Beteiligungsrechte bei Personal- 
planung und Beschäftigungssicherung
Wenn digitale Arbeit eingeführt oder ausgeweitet werden soll, dann 
muss klar sein, in welchem Umfang und in welchen Bereichen, da-
mit die Beschäftigten rechtzeitig für die veränderten Arbeitsformen 
qualifiziert werden. Hier kann sich der Betriebsrat auf bestehende 
Unterrichtungs- und Beratungsrechte bei der Personalplanung (§ 92 
BetrVG) sowie ein Vorschlags- und Beratungsrecht bei der Beschäfti-
gungssicherung gemäß § 92 a BetrVG beziehen.
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	� 106 BetrVG: Beteiligung des Wirtschaftsausschusses
Der Betriebsrat (Gesamtbetriebsrat) ist verpflichtet, ab einer Unter-
nehmensgröße von »in der Regel mehr als einhundert ständig be-
schäftigten Arbeitnehmern« auf Unternehmensebene einen Wirt-
schaftsausschuss zu bilden. Dieser muss vom Unternehmer recht-
zeitig, unaufgefordert und umfassend (anhand von Unterlagen) über 
Planungen zu wirtschaftlichen Angelegenheiten informiert werden. 
Der Wirtschaftsausschuss hat in zeitlicher Hinsicht die am frühesten 
greifenden Beteiligungsrechte. 

Im Katalog der wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne des 
§ 106 BetrVG sind insbesondere folgende Punkte bei Digitalisierungs-
projekten von Bedeutung: 

	– �»3. das Produktions- und Investitionsprogramm« –  
Digitalisierungsvorhaben sind auch als Investitionsvorhaben  
zu beurteilen. In aller Regel wird die Wirtschaftlichkeit des  
Projekts auch durch Investitionsrechnungen analysiert. Durch  
Klärung der Annahmen in diesen Berechnungen können  
grundlegende Auswirkungen auf die Beschäftigten identifiziert 
werden. So sind häufig Einsparungen bei den Personalkosten  
(z. B. durch Stellenabbau) in den Berechnungen enthalten. 

	– �»4. Rationalisierungsvorhaben« – Die Ausweitung der 
Digitalisierung dient häufig auch dem Ziel, die Effizienz zu 
erhöhen, um dadurch die Kosten zu senken. 

	– �»5. Fabrikations- und Arbeitsmethoden« – Die zunehmende  
Digitalisierung hat erhebliche Auswirkungen darauf, wie 
und unter Anwendung welcher neuen Arbeitsmethoden die 
Unternehmen ihre Prozesse gestalten. 

Ungeachtet der Informationspflicht des Arbeitgebers sollte der Wirt-
schaftsausschuss von sich aus auf diesen zugehen und Informationen 
einfordern, sobald er Anhaltspunkte für entsprechende Planungen er-
kennt. Hierbei sollte sich der Wirtschaftsausschuss von externen juris-
tischen, betriebswirtschaftlichen und/oder technischen Sachverstän-
digen unterstützen lassen (§ 80 Abs. 3 BetrVG). Deren Beauftragung 
dürfte in der Regel erforderlich sein, da in den Reihen des Wirtschafts-
ausschusses das benötigte Know-how fehlt. Wenn der Wirtschaftsaus-
schuss über umfassende Informationen verfügt, sind deren Bewer-
tung und das weitere Vorgehen mit dem Betriebsrat abzustimmen, be-
vor die Beratungen mit dem Unternehmer aufgenommen werden (s. u. 
strategisches Vorgehen).
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Wann beginnt die Planungsphase?
Veränderungsprozessen ist immer ein Planungsprozess vorgelagert. 
Wirtschaftsausschuss und Betriebsrat müssen vom Arbeitgeber recht-
zeitig, d. h. zu Beginn der Planungsphase umfassend informiert wer-
den. Immer wieder streitig ist in diesem Zusammenhang der Punkt, ob 
der Planungsprozess bereits begonnen hat oder – wie Arbeitgeber im-
mer wieder gerne behaupten – es sich um bloße Vorüberlegungen han-
delt. Wichtig zu wissen, da hilfreich in der Argumentation gegenüber 
dem Arbeitgeber: Der Planungsprozess beginnt nach der betriebswirt-
schaftlichen Lehre bereits mit dem Setzen von Zielen und nicht erst 
dann, wenn die Planungen sich bereits so konkretisiert haben, dass 
sie nur noch die vom Unternehmen bevorzugte Alternative zum Ge-
genstand haben.

Die Beteiligung muss deshalb spätestens dann erfolgen, wenn die 
Suche nach Maßnahmen zur Zielerreichung beginnt. Nicht mehr 
rechtzeitig erfolgt die Information, wenn der Arbeitgeber sich bereits 
für eine konkrete Alternative entschieden hat und versucht, die Bera-
tungen hierauf zu beschränken.

	 �DV Sozialversicherung: »Rechtzeitig bedeutet, dass die Unterrich-
tung zu einem Zeitpunkt erfolgt, in welchem die personellen Maß-
nahmen noch gestaltbar sind und ausreichend Zeit zur Verfügung 
steht, um die geplanten Auswirkungen der beabsichtigten Maßnah-
men festzustellen.«

	� 111 ff BetrVG: Betriebsänderung
Im Hinblick auf digitale Veränderungsprozesse muss auch geprüft 
werden, ob es sich bei den entsprechenden Planungen des Arbeitge-
bers um eine Betriebsänderung (§ 111 BetrVG) handelt. Gerade wenn 
der Arbeitgeber eine grundlegende, weitreichende bzw. erhebliche Än-
derung der Betriebsorganisation gemäß § 111 Satz 3 Nr. 4 BetrVG plant, 
besteht für die Interessenvertretung erheblicher Handlungsbedarf. 
In diesem Fall greifen weitere Mitbestimmungsrechte, die sowohl die 
Beratung über das »Ob« und »Wie« der Veränderungen (Interessen-
ausgleich), als auch über den Sozialplan, der den Ausgleich oder die 
substanzielle Milderung der den Beschäftigten drohenden wirtschaft-
lichen Nachteile zum Gegenstand hat. Anders als beim Interessenaus-
gleich, bei dem in der Einigungsstelle nach einem »ernsthaften« Ver-
such einer Einigung keine Vereinbarung erzwungen, sondern viel-
mehr der/die Vorsitzende nach eigenem Ermessen nur das Scheitern 
feststellt und im Protokoll vermerkt, ist der Sozialplan ggf. auch durch 
Spruch der Einigungsstelle erzwingbar (§ 112 Abs. 4 BetrVG).
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In der Praxis sind sich Arbeitgeber und Betriebsräte allerdings nicht 
immer einig, ob die Planungen im konkreten Fall tatsächlich so er-
heblich sind, dass sie eine Betriebsänderung darstellen. Eine finale 
Klärung im gerichtlichen Beschlussverfahren (ggf. über mehrere Ins-
tanzen) dauert in aller Regel viel zu lang. Allerdings kann diese Frage 
mit Hilfe der Einigungsstelle (§ 76 BetrVG) erheblich schneller geklärt 
werden. Ruft der Betriebsrat die Einigungsstelle für die Verhandlun-
gen über einen Interessenausgleich und Sozialplan an und bestreitet 
der Arbeitgeber dann in der Einigungsstelle in aller Regel deren Zu-
ständigkeit, da nach seiner Auffassung keine Betriebsänderung vor-
liegt, dann prüft und entscheidet die Einigungsstelle in eigener Zu-
ständigkeit vorab, ob es sich bei den Planungen um eine Betriebsände-
rung handelt. Diese Entscheidung der Einigungsstelle können beide 
Seiten gerichtlich überprüfen lassen. 

Allerdings können die Betriebsparteien auch übereinstimmend 
(z. B. in einer Rahmenbetriebsvereinbarung) festhalten, dass die Aus-
weitung der Digitalisierung zu Veränderungen etwa bei Arbeitsanfor-
derungen oder Funktionsprofilen führt und sämtliche damit im Zu-
sammenhang stehenden Einzelmaßnahmen unwiderlegbar Betriebs-
änderungen nach § 111 BetrVG darstellen. Diese einzelnen Maßnahmen 
müssen dann durch weitere Betriebsvereinbarungen begleitet werden. 

Neben der Beschreibung der geplanten Maßnahme sollten die Be-
triebsräte auch auf generelle Regelungen zum Schutz der betroffenen 
Beschäftigten (Beschäftigungssicherung, § 92 a BetrVG) bestehen, wie 
beispielsweise ein belastbarer Ausschluss betriebsbedingter Kündi-
gungen, Entgeltsicherung oder Grundsätze für Qualifizierungsmaß-
nahmen. 

Zuständigkeit/Koordination 
Nach dem im BetrVG verankerten Grundsatz gilt zunächst, dass der 
örtliche Betriebsrat für alle Angelegenheiten seines Betriebes zustän-
dig ist. Dies ist deshalb sinnvoll, weil dieser Betriebsrat nah an den Be-
schäftigten ist und deren Bedürfnisse kennt. 

Der Gesamtbetriebsrat ist hingegen zuständig für die Behandlung 
von Angelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder mehrere Be-
triebe betreffen und nicht durch die einzelnen Betriebsräte innerhalb 
ihrer Betriebe geregelt werden können; seine Zuständigkeit erstreckt 
sich insoweit auch auf Betriebe ohne Betriebsrat. Gemäß § 50 BetrVG 
leitet sich diese Zuständigkeit daraus ab, dass es objektiv unmöglich 
ist, den Gegenstand auf betrieblicher Ebene zu regeln. Das BAG weist 
ausdrücklich darauf hin, dass reine Zweckmäßigkeitserwägungen 
nicht ausreichen. 
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Der KBR wiederrum ist gemäß § 58 Abs. 1 BetrVG für die Themen zu-
ständig, die mehr als ein Konzernunternehmen betreffen und objek-
tiv nur einheitlich geregelt werden können, beispielsweise bestimm-
te IT-Themen. 

Bei der Einführung oder Änderung von Arbeitsformen kommen re-
gelmäßig mehrere Beteiligungsrechte gleichzeitig in Betracht. Für je-
des Beteiligungsrecht muss die Zuständigkeitsfrage gesondert geklärt 
werden. Dies kann dazu führen, dass einzelne Zuständigkeiten auf un-
terschiedlichen Ebenen und bei verschiedenen Mitbestimmungsor-
ganen liegen. Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn zwischen den 
einzelnen Themen und Beteiligungstatbeständen deutliche Berüh-
rungspunkte bestehen. Häufig versuchen Arbeitgeber auch deshalb, 
alle Aspekte nur mit einem Gremium – in der Regel auf der obersten 
zuständigen Ebene – zu regeln. Daher müssen Zuständigkeiten sorg-
fältig geprüft werden. Das Risiko, mit dem ›falschen‹ Gremium zu ver-
handeln, trägt in jedem Einzelfall der Arbeitgeber. Gleichwohl ist es 
ratsam, dass Betriebsräte von Anfang externe Sachverständige und 
die Gewerkschaft hinzuziehen, die sie auch bei der internen Klärung 
der Zuständigkeitsfrage unterstützen können.

Vielfach kann es sinnvoll sein, wenn sich die einzelnen Mitbestim-
mungsorgane gemeinsam (z. B. auf Klausurtagungen) gründlich mit 
dem Digitalisierungsprojekt des Arbeitgebers befassen und sich im In-
teresse aller Beschäftigten verbindlich auf ein gemeinsames Vorgehen 
verständigen. Durch eine enge Abstimmung der Mitbestimmungsgre-
mien auf Basis einer gemeinsamen Strategie kann in den Verhandlun-
gen meist ein besseres Gesamtergebnis erzielt werden. Dies gilt auch 
im Hinblick auf sog. »Paketlösungen«. Hierbei können vergleichsweise 
schwächere Beteiligungsrechte gestärkt werden, indem diese in einem 
Gesamtpaket mit weiteren Themen, bei denen eine starke, d. h. weitrei-
chende Mitbestimmung besteht, zusammengefasst und gemeinsam 
verhandelt werden.

Strategisches Vorgehen
Eine große Herausforderung für die Interessenvertretung ist, dass Ver-
änderungsprozesse gleichzeitig auf verschiedenen Gremienebenen 
unterschiedliche Mitbestimmungsthemen berühren und infolgedes-
sen komplexe interne und externe Abstimmungsprozesse erforderlich 
sind. Die betroffenen Gremien müssen sich dafür untereinander aus-
tauschen und ihr Vorgehen möglichst gleichgerichtet koordinieren. 
Empfehlenswert ist hierfür eine professionelle eigene Projektsteue-
rung, die den Gesamtüberblick über die Planung und Umsetzung der 
Digitalisierungsmaßnahmen hat und diese Informationen für alle be-
troffene Gremien bereitstellt. 
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Zusätzlich sollte mit dem Arbeitgeber eine flankierende Verfahrens-
vereinbarung (freiwillige Betriebsvereinbarung) getroffen werden, die 
die Beteiligung der Interessenvertretung transparent und verbindlich 
regelt, beginnend mit der Information bis zur Beteiligung in der Um-
setzungsphase nebst konkreten Maßnahmen (z. B. Evaluationen). In 
der Praxis zeigt sich regelmäßig, dass Verfahrensvereinbarungen ein 
erfolgreiches und sicherndes Element bei umfassenden und tiefgrei-
fenden Veränderungsprozessen sind.

	 �TV Versicherung: Die Parteien dieser Vereinbarung beraten, ob und 
wie die strategische Unternehmensentwicklung in Form von »Pro-
jektintegrierter Mitbestimmung« durch eine »übergreifende Ver-
fahrensregelung zur Schrittfolge der betriebs- und unternehmens-
verfassungsrechtlichen Beteiligungen bei der Planung, Entscheidung 
und Umsetzung von Betriebsänderungen […] auf eine noch breitere 
Grundlage gestellt werden kann.«

Sachverständige und Gewerkschaft
Veränderungsprozesse sind vielfach komplex und bedürfen besonde-
ren Sachverstands. Zwar gibt es in den Interessenvertretungen auf vie-
len Gebieten Spezialist*innen, doch es wird oft erforderlich sein, exter-
nen Sachverstand hinzuzuziehen. Das BetrVG sieht die Beauftragung 
von externen Fachleuten vor, die den Betriebsrat bei der Erfüllung der 
ihm vom Gesetz zugewiesenen Aufgaben unterstützen sollen, und un-
terscheidet zwischen dem Sachverständigen (§ 80 Abs. 3 BetrVG) und 
dem Berater (§ 111 Satz 2 BetrVG).

	� 80 Abs. 3 und 4BetrVG
»(3) Der Betriebsrat kann bei der Durchführung seiner Aufgaben nach 
näherer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber Sachverständige hinzu-
ziehen, soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderlich ist. […] 

(4) Für die Geheimhaltungspflicht der Sachverständigen gilt § 79 
entsprechend.«

Ob der Sachverständige erforderlich im Sinne des BetrVG ist, muss 
zusätzlich geklärt werden. Es bedarf einer Vereinbarung mit dem Ar-
beitgeber hinsichtlich Person, Kosten und Thema des Gutachtens. Das 
führt häufig zu Auseinandersetzungen. 
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Durch das Betriebsrätemodernisierungsgesetz wurde neu geregelt, 
dass für den Fall der Einführung von Künstlicher Intelligenz (KI) die 
Hinzuziehung eines Sachverständigen als erforderlich angesehen 
wird. Einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber bedarf es dennoch. Ei-
nen ständigen Sachverständigen für Fragen rund um digital gestützte 
Information und Kommunikation sieht das Gesetz nicht vor. 

Sachverständiger im Sinne von § 80 Abs. 3 BetrVG kann sein, wer 
über die notwendige Sachkenntnis und über entsprechende Sachkun-
de verfügt. Somit kommen Arbeitswissenschaftler, Rechtsanwälte und 
Gewerkschaftssekretäre grundsätzlich in Betracht. 

Um Auskunftspersonen handelt es sich dagegen, wenn sie im Rah-
men ihrer normalen beruflichen Tätigkeit dem Betriebsrat Auskünfte 
erteilen, insbesondere weil ihre berufliche Tätigkeit mit dem Betrieb 
verknüpft ist (z. B. Mitglieder des Gesamtbetriebsrates, Angehörige 
der Betriebskrankenkassen, technische Aufsichtsbeamte, Gewerbe-
aufsichtsbeamte, der Werksarzt). Sie sind zwar sachkundig, aber kei-
ne Sachverständigen im Sinne von § 80 Abs. 3 BetrVG. Ihre Hinzuzie-
hung bedarf keiner Vereinbarung mit dem Arbeitgeber.

Mitbestimmungsrechte und Beteiligung  
nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz
Auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung, in Bund, Ländern und 
Kommunen, schreiten digitale Veränderungsprozesse voran und sind 
durch die Corona-Pandemie noch beschleunigt worden. Allerdings 
bleiben die Beteiligungsrechte der Personalräte nach dem Bundes-
personalvertretungsgesetz hinter denen des Betriebsverfassungs-
rechts zurück. Welche Möglichkeiten haben sie dennoch, auf die Ge-
staltung der digitalen Veränderungsprozesse zugunsten der Beschäf-
tigten hinzuwirken? 

	� 62 Nr. 2 BPersVG: Das Allgemeine Überwachungsrecht
Wie Betriebsräte haben auch Personalräte das Recht und die Pflicht, 
»darüber zu wachen, dass die zugunsten der Beschäftigten geltenden 
Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge […] durchgeführt werden« (§ 62 
Nr. 2 BPersVG). Auch die Personalvertretungsgesetze der Länder ent-
halten dieses Überwachungsrecht. Im Rahmen von Veränderungspro-
zessen ist darauf zu achten, dass zwingende Schutzvorschriften, etwa 
arbeitszeitrechtliche Vorgaben, nicht verletzt werden. Hier gilt es für 
Personalräte auf allen Ebenen wachsam zu sein. 
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	� 80 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BPersVG: Mitbestimmung  
bei Arbeitszeitregelungen 
Der Personalrat hat ein sog. uneingeschränktes Mitbestimmungs-
recht (Letztentscheidung Einigungsstelle) hinsichtlich des Beginns 
und des Endes der täglichen Arbeitszeit sowie der Verteilung der Ar-
beitszeit auf die einzelnen Wochentage (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 BPersVG). 
Nach der – novellierten – Vorschrift des § 80 Abs. 1 Nr. 3 BPersVG er-
streckt sich die Mitbestimmung auf die Einführung, Änderung und 
Aufhebung von Arbeitszeitmodellen. Insbesondere bei projektorien-
tierter Gruppenarbeit ist dieser Mitbestimmungstatbestand wichtig, 
um Mehr- und Überarbeit zu begrenzen und abzubauen. Die Beteili-
gungsreichweite bleibt gem. § 80 Abs. 2 BPersVG allerdings hinter der 
des BetrVG und einiger Personalvertretungsgesetze der Länder (Bbg, 
Brem, M-V, NRW, S-H) zurück: Für die Fälle unregelmäßiger und kurz-
fristiger Festsetzung der Arbeitszeit (insbesondere bei Anordnung von 
Mehrarbeit und Überstunden) aufgrund nicht vorhersehbarer Erfor-
dernisse beschränkt sich die Mitbestimmung auf Grundsatzregelun-
gen für die Dienstplanaufstellung. Die Dienstpläne selbst können in 
solchen Fällen mitbestimmungsfrei erstellt werden. 

	→ Arbeitszeit

	� 80 Abs. 1 Nr. 16 BPersVG: Mitbestimmung  
bei Fragen des Gesundheitsschutzes
Im Zuge der Digitalisierung sind im öffentlichen Dienst nicht anders 
als in der Privatwirtschaft zunehmender Stress durch Arbeitsverdich-
tung, gestiegener Abstimmungsaufwand und permanente Ergebnis-
kontrollen zu verzeichnen. Hier greift das Mitbestimmungsrecht – 
einschließlich Initiativrecht – bei Maßnahmen zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen gem. § 80 
Abs. 1 Nr. 16 BPersVG. Wie im Betriebsverfassungsrecht kann der Per-
sonalrat die Entscheidung der Einigungsstelle erzwingen (allerdings 
ist das Verfahren anders als im BetrVG und in der Regel zeitaufwändi-
ger). Auch dieser Beteiligungstatbestand findet sich in den Personal-
vertretungsgesetzen der Länder wieder.

	→ Gesundheitsschutz
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	� 80 Abs. 1 Nr. 13 BPersVG: Mitbestimmung bei  
Maßnahmen der Familienfreundlichkeit und der  
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf
Mit dem im Zuge der BPersVG-Novellierung neu geschaffenen, breit 
angelegten Mitbestimmungstatbestand des § 80 Abs. 1 Nr. 13 ist dem 
Personalrat ein wirksames Instrument in die Hände gelegt worden, 
um die Vereinbarkeit digitaler Arbeit mit Familie und Pflegeaufga-
ben sicherzustellen und zu fördern. Durch Ausübung seines Initiativ-
rechts kann der Personalrat Verhandlungen zu eigenen Vorschlägen 
verlangen und, falls erforderlich, die Einigungsstelle anrufen. Deren 
Entscheidung hat allerdings nur empfehlenden Charakter.

	� 80 Abs. 1 Nr. 4 und 5 BPersVG: Mitbestimmung  
bei der Gestaltung der Arbeitsplätze
Der Personalrat hat ein Mitbestimmungsrecht bei Fragen der Gestal-
tung der Arbeitsplätze. Die Rechtsprechung versteht dies in einem 
sehr weiten Sinne. Mit § 80 Abs. 1 Nr. 5 BPersVG hat die BPersVG-No-
vellierung die Mitbestimmung auf die Einführung und Änderung mo-
biler Arbeitsformen ausgeweitet.

	� 80 Abs. 1 Nr. 21 BPersVG: Mitbestimmung beim  
Einsatz technischer Einrichtungen, die zur Über- 
wachung geeignet sind
Dieses Mitbestimmungsrecht hat für die Gestaltung von Digitalisie-
rungsprojekten große Bedeutung: Jede Einführung neuer IT-Systeme 
bietet dem Arbeitgeber Möglichkeiten, Leistung und Verhalten der Be-
schäftigten zu überwachen. Durch Dienstvereinbarungen muss das 
Persönlichkeitsrecht der Beschäftigten und der Datenschutz sicherge-
stellt werden. Auch die meisten Personalvertretungsgesetze der Län-
der enthalten diesen Mitbestimmungstatbestand. Bedauerlicher-
weise hat der Gesetzgeber mit der Novellierung des BPersVG diesen 
Mitbestimmungstatbestand von der uneingeschränkten in die einge-
schränkte Mitbestimmung überführt und damit die strategische Po-
sition von Personalräten im Geltungsbereich des BPersVG empfind-
lich geschwächt.
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	� 78 Abs. 1 Nr. 13 BPersVG: Mitbestimmung bei  
der Auswahl der Teilnehmer*innen an Fortbildungs
veranstaltungen
Beschäftigte müssen sich im Rahmen digitaler Veränderungsprozes-
se weiterbilden können, um neue Aufgaben und oft auch größere Ver-
antwortung übernehmen zu können. Nach § 78 Abs. 1 Nr. 13 BPersVG 
und entsprechenden Vorschriften in den Personalvertretungsgeset-
zen der Länder hat der Personalrat ein Mitbestimmungsrecht bei der 
Auswahl der teilnehmenden Beschäftigten. In diesem Zusammen-
hang müssen Personalräte dafür Sorge tragen, dass allen Beschäftig-
ten die Chance auf berufliche Fortbildung eingeräumt wird und keine 
willkürliche Auswahl durch den Arbeitgeber erfolgt. Da diesbezüglich 
die Mitbestimmung nach dem novellierten BPersVG einem abschlie-
ßenden Versagungskatalog (§ 78 Abs. 5 BPersVG) unterworfen ist, gilt 
es auf die Vereinbarung von Dienstvereinbarungen zur Regelung »all-
gemeiner Fragen der Fortbildung der Beschäftigten« (§ 80 Abs. 1 Nr. 10 
BPersVG) zu drängen. 

	� 66 BPersVG: Informationsanspruch des Personalrats
Der Personalrat ist zur Durchführung seiner Aufgaben rechtzeitig und 
umfassend zu informieren. Entsprechende Vorschriften enthalten 
alle Personalvertretungsgesetze der Länder. Diesen Informationsan-
spruch sollten Personalräte vehement und nachdrücklich einfordern. 
Denn »rechtzeitig« bedeutet, dass die Information bereits zu einem 
frühen Planungszeitpunkt der konkreten Maßnahmen zu erfolgen hat 
und nicht erst, wenn die Planung kurz vor dem Abschluss steht oder 
abgeschlossen ist. Nur so können Personalräte gestaltend in Verän-
derungsprozesse eingreifen. Hier gilt es, auf sog. prozessbegleitende 
Beteiligung zu drängen, um bereits in der frühen Planungsphase auf 
»Weichenstellungen« Einfluss nehmen zu können.
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Prozessbegleitende Beteiligung nach Vorschriften  
progressiverer Landespersonalvertretungsgesetze
Bei der »prozessbegleitenden Beteiligung« sind Personalräte im Gel-
tungsbereich einiger Landespersonalvertretungsgesetze besser aufge-
stellt als nach dem BPersVG: § 66 LPVG NRW zum Beispiel erweitert 
den beteiligungsrelevanten Maßnahmenbegriff bereits auf Handlun-
gen und Entscheidungen, die vorbereitender Natur sind. Hier wäre der 
Personalrat zum Beispiel nicht erst zu dem Zeitpunkt zu beteiligen, in 
dem neue Software implementiert werden soll, sondern bereits dann, 
wenn Vertragsverhandlungen mit IT-Dienstleistern beginnen oder be-
absichtigt sind. Landespersonalvertretungsgesetze, nach denen Wirt-
schaftsausschüsse zu bilden sind (z. B. B-W, Nds., NRW) bieten ihren 
Personalräten in aller Regel gute Rahmenbedingungen für die Gestal-
tung und Umsetzung »prozessbegleitender Beteiligung«.
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Leistungssteuerung und Arbeitsintensität. Eine Sonderauswertung  
des DGB-Index Gute Arbeit 2019 für den Dienstleistungssektor, Berlin 
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Arbeitsintensität. Perspektiven, Einschätzungen, Positionen aus  
gewerkschaftlicher Sicht, Berlin (2019) 
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Roth, I.; unter Mitarb. von Müller, N. (2017):  
Digitalisierung und Arbeitsqualität. Eine Sonderauswertung auf Basis  
des DGB-Index Gute Arbeit 2016 für den Dienstleistungssektor, Berlin 
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Projekt diGAP (2021): Gute agile Projektarbeit in der digitalisierten Welt, Nürnberg 
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Czarnetzki, N.; Pläschke, I; Hamborg, J.; Kramer, A. (2017): Handlungs
empfehlungen zur Gestaltung guter digitaler Arbeit im Dienstleistungs- 
bereich, hrsg. v. Bildungswerk ver.di in Niedersachsen e.V., Lüneburg  
(Weitere Bände des Projekts Gute digitale Arbeit in Niedersachsen: »Instru- 
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Zu digitaler Arbeit hat das Institut für Mitbestimmung und Unter- 
nehmensführung (I.M.U.) der Hans-Böckler-Stiftung zahlreiche  
Analysen und Textauszüge in dem Portal »Praxiswissen Betriebsver- 
einbarungen« zugänglich gemacht. 
→ imu-boeckler.de/de/betriebsvereinbarungen-15454.htm

	 (4) 	�Kunkel, K. (2018): Charité: Beteiligung mobilisiert Kräfte, in: Gute Arbeit Extra. 
Arbeitspolitik von unten. 10 Jahre ver.di-Initiative Gute Arbeit, S. 19–22  
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien 

Kunkel, K. (2016): Kampf gegen die Burnout-Gesellschaft in Zeiten der  
Digitalisierung. Der Tarifkonflikt an der Charité um Gesundheitsschutz  
und Mindestbesetzung, in: Schröder, L.; Urban, H.-J. (Hrsg.), Jahrbuch  
Gute Arbeit 2016, Frankfurt/M., S. 253–266 
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/jahrbuch-gute-arbeit 

	 (5) 	�Digitalisierungsprojekte mitbestimmen – Portrait über die »Factory of  
the Future« der Airbus Operations GmbH – Mitbestimmung als Treiber einer 
digitalen Strategieentwicklung 
→ boeckler.de/pdf/mbf_bvd_portrait_factory_of_the_future.pdf
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	 (6) 	�ver.di (2020): Ethische Leitlinien für die Entwicklung und den Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz (KI): Gemeinwohl und Gute Arbeit by Design, Berlin

ver.di Bereich Innovation und Gute Arbeit und Bereich Politik und Planung  
(2019): Künstliche Intelligenz und Gute Arbeit gestalten, Berlin  
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/publikationen

	 (7) 	�Gesunde Arbeit (2020), S. 78–81; Agiles Arbeiten (2020), S. 41 ff;  
Mobile Arbeit (2019), S. 49 ff, s. Quellen (1)

Schröder, L.; Höfers, P. (2021): KI Lagom. Die Balance zwischen künstlicher 
Intelligenz und menschlichen Werten. Praxishandbuch, Frankfurt/M.  
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/publikationen 

Zur prozessorientierten Beteiligung von Beschäftigten und Interessen- 
vertretungen im Sinne von »Privacy by Design« vgl. auch:  
Stowasser, S.; Suchy, O. u. a. (Hrsg., 2020): Einführung von KI-Systemen in  
Unternehmen. Gestaltungsansätze für das Change-Management.  
Whitepaper aus der Plattform Lernende Systeme, München, S. 9 ff 
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit 

Wedde, P. (2020): Automatisierung im Personalmanagement –  
arbeitsrechtliche Aspekte und Beschäftigtendatenschutz, hrsg. von  
Algorithm Watch, Berlin 
→ �bit.ly/31yK9m2

	 (8) 	�Agiles Arbeiten (2020) und Abschlussbroschüre Gute agile Projektarbeit  
in der digitalisierten Welt (2021), s. Quellen (1)

Porschen-Hueck, S.; Rachlitz, K.; Rieger, S.; Ritter, T. (2021): Handreichung  
Agilität in der öffentlichen Verwaltung, ISF München 
→ �isf-muenchen.de/pdf/Handreichung-Agilitaet-in-der-oeffentlichen- 

Verwaltung.pdf

Krause, R. (2021): Agile Arbeit und Betriebsverfassung,  
HSI-Schriftenreihe, Band 37, Frankfurt/M. 
→ boeckler.de/fpdf/HBS-007926/p_hsi_schriften_37.pdf

Baukrowitz, A.; Hageni, K.-H. (2020): Agiles Arbeiten mitgestalten.  
Strategie und Handlungsfelder der Mitbestimmung, hrsg. v. Institut  
für Mitbestimmung und Unternehmensführung (I.M.U.) der  
Hans-Böckler-Stiftung, Mitbestimmungspraxis Nr. 30, Düsseldorf 
→ boeckler.de/pdf/p_mbf_praxis_2020_30.pdf
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	 (9) 	�Zanker, C.; Roth, I.; Hoppe, M. (2019): ver.di-Innovationsbarometer 2019.  
Künstliche Intelligenz, hrsg. v. ver.di Bereich Innovation und Gute Arbeit, Berlin 
→ �innovation-gute-arbeit.verdi.de/innovation/innovationsbarometer/ 

innovationsbarometer-2019

	 (10) 	�Gesunde Arbeit (2020), S. 67–72, s. Quellen (1)

	 (11) 	�Daum, M.; Zanker, C. (2021): Qualifizierung in der digitalisierten Arbeits- 
welt. Status quo und Perspektiven politischer Gestaltung, Stuttgart 
→ �bit.ly/3lOxulF

Lindner, M. (2020): Weiterbildung und Digitalisierung. Gewerkschaft- 
liche Gestaltungsempfehlungen, hrsg. v. ver.di Bereich Innovation und  
Gute Arbeit, Berlin 
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/publikationen 

DGB Bundesvorstand, Abt. Arbeitsmarktpolitik (Hrsg., 2020): Das Arbeit- 
von-morgen-Gesetz. Mit neuen Möglichkeiten der Aus- und Weiter- 
bildungsförderung den Wandel gestalten und Gute Arbeit sichern. Kleiner  
Ratgeber für Betriebs- und Personalräte. Berlin 
→ bit.ly/3075jqD

Bildungswerk ver.di in Niedersachsen (Hrsg., 2017): Handlungsempfeh- 
lungen zur Gestaltung von guter digitaler Arbeit im Dienstleistungsbereich. 
Lüneburg (Kap. 3.3, S. 26–28; Kap. 5.3, S. 110–126)  
→ gutedigitalearbeit.de/download/2416

ver.di, Tarifpolitische Grundsatzabteilung (Hrsg., 2016): Anstöße zur  
Gestaltung von Tarifregelungen bzw. Betriebs- oder Dienstverein- 
barungen zum Thema: Weiterbildung – Lebenslanges Lernen, Berlin 
→ �bit.ly/3Gpq6Fd

	 (12) 	�Gesunde Arbeit (2020), S. 73 ff, s. Quellen (1)

BAuA Web-Dokumentation Führung und Gesundheit (2021)  
→ doku-arbeitswelten.baua.de/kompass-fuhrung#255465

Hünefeld, L.; Steidelmüller, C. (2019): Gesund durch die Restrukturierung –  
das Führungsverhalten ist wichtig, BIBB/BAuA-Faktenblatt 30, Dortmund  
→ baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Fakten/BIBB-BAuA-30.html
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	 (13) 	�ver.di (2021): Leitlinien für Gute Arbeitszeitgestaltung, Berlin  
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/arbeitszeit

ver.di, Tarifpolitische Grundsatzabteilung (Hrsg., 2019):  
Tarifpolitisches Programm. Analyse – Bedingungen – Konsequenzen,  
Berlin, S. 75–88

	 (14) 	�Gesunde Arbeit (2020), S. 50 ff; Mobile Arbeit (2019), S. 38 ff, s. Quellen (1)

ver.di, Tarifpolitische Grundsatzabteilung (Hrsg., 2015): Mehr Zeit  
für mich. Das Konzept der Verfügungszeit. Impulse für eine neue arbeits
zeitpolitische Debatte, Berlin  
→ verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/arbeitszeit-debatte 

ver.di, Tarifpolitische Grundsatzabteilung (Hrsg., 2009): Die Zeiten  
ändern sich – Zeiten im Lebensverlauf, Berlin  
→ verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/arbeitszeit 

	 (15) 	�Gesunde Arbeit (2020), S. 36 ff; Mobile Arbeit (2019), S. 43 ff, s. Quellen (1)

Schröder, L. (Hrsg., 2020): Gute Arbeit – Reader 2020. Arbeitsschutz und 
Digitalisierung – Impulse für eine moderne Arbeitsgestaltung, Frankfurt/M. 
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/jahrbuch-gute-arbeit

ver.di, Tarifpolitische Grundsatzabteilung (Hrsg., 2019): Tarifpolitisches  
Programm. Analyse – Bedingungen – Konsequenzen, Berlin, S. 97 ff

Hummel, D.; Geißler, H. (2013): Mitbestimmungsrechte des  
Betriebsrats und des Personalrats bei der Gefährdungsbeurteilung, in:  
Jahrbuch Gute Arbeit 2013, Frankfurt/M., S. 151–157  
→ innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/jahrbuch-gute-arbeit 

ver.di, Tarifpolitische Grundsatzabteilung (Hrsg., 2010):   
Hauptsache Gesundheit. Tarif- und betriebspolitisches Drehbuch zum  
Arbeits- und Gesundheitsschutz, Berlin 
→ �verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/gesundheitsschutz- 

gesundheitsmanangement 

Pr
ax

is
 g

es
ta

lt
en

 —
 D

ig
it

al
e 

A
rb

ei
t  1

03

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/arbeitszeit/++co++6bf03c86-5c1e-11ec-95d5-001a4a160100
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/arbeitszeit-debatte/++co++b854dc30-5c61-11e5-b77c-5254008a33df
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/arbeitszeit/++co++b20a14ae-cb9d-11e3-a5db-52540059119e
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++aaeed0b6-d3a2-11e9-adcc-525400f67940
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/++file++542953fdaa698e3431000882/download/Hummel_Gei%C3%9Fler.PDF
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/gesundheitsschutz-gesundheitsmanangement
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/gesundheitsschutz-gesundheitsmanangement
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https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/arbeitsintensitaet/++co++d8ca0712-dac8-11e9-9d15-525400423e78
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/++co++8f949ef6-5b8b-11e5-85ad-52540059119e
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/beschluesse-und-positionen
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/digitale-arbeit/beschluesse-und-positionen
https://www.verdi.de/themen/digitalisierung/beschluesse-und-positionen
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Gesunde Arbeit
Empfehlungen für die tarif- und 
betriebspolitische Gestaltung
Digitale Arbeit ist daraufhin zu prüfen, inwie-
fern sie gesunde, d. h. menschengerechte und 
persönlichkeitsförderliche Arbeit ist. Die Ge-
staltung der Arbeitsbedingungen verlangt 
echte Beteiligung der Belegschaften, Mitbe-
stimmung beim digitalen Wandel – und kol-
lektive Regelungen. Viele Beschäftigte sind 
mit dem Druck auf schnelle Arbeitsergebnis-
se und höhere Leistungsziele konfrontiert. Di-
gitale Kommunikation ermöglicht ständige Er-
reichbarkeit, nicht selten fungiert die Software 
als Taktgeber. Die Beschäftigten setzen deshalb 
das klare Signal: »Entlastung, bitte!« Mit dem 
Leitfaden »Gesunde Arbeit« hat die ver.di-AG 
»Gute digitale Arbeit« zusammen mit dem Pro-
jekt TransWork eine Handlungshilfe erarbeitet, 
um die Entlastungspotenziale der modernen 
Arbeitswelt zu erkennen, zu nutzen und zu ge-
stalten – insbesondere durch Tarifverträge so-
wie Betriebs- und Dienstvereinbarungen.

Der Leitfaden ist erhältlich als Print- 
version und zum Download unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
gute-arbeit/materialien-und-studien/ 
handlungsempfehlungen  

Agiles Arbeiten
Empfehlungen für die tarif- und 
betriebspolitische Gestaltung
Die Digitalisierung ermöglicht neue Formen 
des Arbeitens – nicht ohne Arbeitsprozesse, 
Anforderungen an Zusammenarbeit und Or-
ganisationsstrukturen gravierend umzuwäl-
zen. Agiles Arbeiten steht im Rampenlicht und 
bietet für die Beschäftigten die Chance auf 
mehr Selbstorganisation und Beteiligung. Al-
lerdings nur, wenn sie als Gute Arbeit gestaltet 
wird – d. h. Arbeitsbedingungen sind an den 
Ansprüchen der Beschäftigten auszurichten, 
Freiräume abzusichern und Haltelinien gegen 
Gefährdungen zu ziehen. Dazu braucht es kla-
re tarifvertragliche und betriebliche Regelun-
gen und eine starke Mitbestimmung, die gute 
agile Arbeit unterstützt. Hierzu liegt ein Leitfa-
den mit Empfehlungen vor, den die ver.di-Ar-
beitsgruppe »Gute digitale Arbeit – tarif- und 
betriebspolitisch gestalten« in Kooperation 
mit dem Projekt diGAP erarbeitet hat.

Der Leitfaden ist erhältlich als Print- 
version und zum Download unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/ 
digitale-arbeit/publikationen 

Praxis gestalten

Gesunde Arbeit 
Empfehlungen  
für die tarif-  
und betriebs-
politische  
Gestaltung

Innovation und Gute Arbeit 
Tarifpolitische Grundsatzabteilung

Praxis gestalten

Agiles Arbeiten 
Empfehlungen  
für die tarif-  
und betriebs-
politische  
Gestaltung

Innovation und Gute Arbeit 
Tarifpolitische Grundsatzabteilung

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/ueber-uns/forschungsprojekte/transwork/++co++872ea25a-783d-11eb-a6ef-001a4a160119
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/ueber-uns/forschungsprojekte/transwork/++co++872ea25a-783d-11eb-a6ef-001a4a160119
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/ueber-uns/forschungsprojekte/transwork/++co++872ea25a-783d-11eb-a6ef-001a4a160119
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/ueber-uns/forschungsprojekte/digap/++co++ab49eece-4f03-11ea-b334-001a4a160100
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/ueber-uns/forschungsprojekte/digap/++co++ab49eece-4f03-11ea-b334-001a4a160100


Leistungssteuerung und Arbeitsintensität
Eine Sonderauswertung auf Basis  
des DGB-Index Gute Arbeit 2019
Die Studie beleuchtet die Themen Leistungs-
steuerung und Arbeitsintensität sowie deren 
Zusammenhang im Dienstleistungssektor 
insgesamt. Die Auswertung umfasst auch die 
Branchen IKT, Finanzdienstleistungen, Ein-
zelhandel, Alten- und Krankenpflege sowie 
die Berufe Sozialarbeiter*innen und -päda-
gog*innen und wissenschaftliches Personal 
an Hochschulen. Dazu gibt es Statements von 
gesetzlichen Interessenvertreter*innen sowie 
von Gewerkschaftssekretär*innen aus den je-
weiligen Fachbereichen. Zudem werden ge-
werkschaftliche Ansätze zum Thema vorge-
stellt.

Die Studie ist erhältlich als Print- 
version und zum Download unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
themen/arbeitsintensitaet

Arbeitsintensität – Perspektiven, 
Einschätzungen, Positionen  
aus gewerkschaftlicher Sicht
Arbeitsintensität gehört zu den wichtigsten 
stressauslösenden Faktoren in der Arbeits-
welt und damit zu den psychischen Belastun-
gen. Arbeitsstress ist weit verbreitet im Dienst-
leistungssektor. Über die Hälfte aller Beschäf-
tigten ist in hohem Maß Hetze und Zeitdruck 
ausgesetzt. Das ver.di-Handbuch widmet sich 
den Themen und Handlungsfeldern, die im 
Kontext von Arbeitsintensität eine Rolle spie-
len. Diese werden mit Fokus auf die Situati-
on im Dienstleistungssektor aus unterschied-
lichen Blickwinkeln skizziert. Im Anschluss 
werden gewerkschaftliche Ansätze und Po-
sitionen dargestellt. Zu Wort kommen haupt- 
und ehrenamtliche ver.di-Vertreter*innen 
der Branchen, Fach- und Querschnittsberei-
che sowie gewerkschaftsnahe Wissenschaft-
ler*innen.

Die Studie ist erhältlich als Print- 
version und zum Download unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
themen/arbeitsintensitaet 

MATERIALIEN & STUDIEN

Leistungssteuerung  
und Arbeitsintensität
Eine Sonderauswertung 
des DGB-Index  
Gute Arbeit 2019 für den 
Dienstleistungssektor

Arbeits- 
intensität 
 —  
Perspektiven,  
Einschätzungen,  
Positionen aus 
gewerkschaft-
licher Sicht

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/ver-di-studien/++co++cd60023e-6184-11eb-9c86-001a4a160116
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/ver-di-studien/++co++cd60023e-6184-11eb-9c86-001a4a160116
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/arbeitsintensitaet/++co++d8ca0712-dac8-11e9-9d15-525400423e78
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/arbeitsintensitaet/++co++d8ca0712-dac8-11e9-9d15-525400423e78


Jahrbuch Gute Arbeit 2022.  
Arbeitspolitik nach Corona.  
Probleme, Konflikte, Perspektiven
Die Konflikte über die Zukunft der Arbeits-
welt »nach Corona« sind voll entbrannt. Die 
Arbeitgeberverbände holen alte Konzepte der 
Deregulierung und Flexibilisierung aus der 
Schublade. Die Politik verspricht die »Entfes-
selung der Wirtschaft«. Die enormen Kosten 
der Krise und der ökologischen Transforma-
tion sollen die Beschäftigten tragen. Öffentli-
che Daseinsvorsorge hat sich als systemrele-
vant erwiesen, bleibt aber unterbezahlt und 
weiter im Würgegriff der Privatisierung. Für 
Gute Arbeit bleibt in der »neuen Normalität« 
nur Platz, wenn er erstritten wird. Eine Ar-
beitspolitik, die das verstanden hat, muss auf 
mehr Ökologie zielen, auf mehr soziale Ge-
rechtigkeit, auf mehr humane Arbeitsgestal-
tung, auf mehr Demokratie in der Arbeit. Das 
Jahrbuch Gute Arbeit 2022 versammelt dazu 
Debattenbeiträge aus Gewerkschaft, Betrieb 
und Wissenschaft.

Das Jahrbuch ist erhältlich im  
Buchhandel und bestellbar unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
gute-arbeit/materialien-und-studien/ 
jahrbuch-gute-arbeit

Gute Arbeit – Reader 2020. Arbeits- 
schutz und Digitalisierung – Impulse  
für eine moderne Arbeitsgestaltung
Arbeitsschutz und Digitalisierung: Die Digi-
talisierung setzt radikale Umbrüche an den 
Arbeitsplätzen in Gang. Komplexität, Infor-
mationsflut und lebenslanges Lernen prägen 
zunehmend den Arbeitsalltag. Der Arbeits-
schutz ist daher mehr gefordert denn je – mit 
dem Ziel Belastungsabbau. Stattdessen redu-
zieren viele Unternehmen die Kosten, erhöhen 
den Druck und entsichern Arbeitsverhältnis-
se. Das verursacht Stress und kann krank ma-
chen. Die Prävention arbeitsbedingter Erkran-
kungen muss in den Fokus rücken. Der Gute 
Arbeit Reader 2020 nimmt den Gesundheits-
schutz, Persönlichkeitsrechte und die Gestal-
tung guter digitaler Arbeit in den Blick.

Der Reader ist erhältlich im  
Buchhandel und bestellbar unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
gute-arbeit/materialien-und-studien/ 
jahrbuch-gute-arbeit 

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++e67d2522-f91d-11eb-850e-001a4a160100
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++e67d2522-f91d-11eb-850e-001a4a160100
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++e67d2522-f91d-11eb-850e-001a4a160100
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++aaeed0b6-d3a2-11e9-adcc-525400f67940
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++aaeed0b6-d3a2-11e9-adcc-525400f67940
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/jahrbuch-gute-arbeit/++co++aaeed0b6-d3a2-11e9-adcc-525400f67940


Gute Arbeit im Homeoffice.  
Arbeitsbedingungen mit dem  
DGB-Index verbessern
Ob Ausnahmesituation oder »Normalzeit«. 
Wie die Arbeitsbedingungen beschaffen sind, 
ist eine Frage, die nicht über die Köpfe der Be-
schäftigten hinweg entschieden werden darf. 
Seit dem Beginn der Corona-Pandemie ha-
ben sie ganz unterschiedliche Erfahrungen 
gesammelt. Für die einen bedeutet die neue 
Situation Arbeit mit erheblichen Mehrbe-
lastungen im Frontbereich, für die anderen 
Kurzarbeit, für viele Arbeit im Homeoffice. 
Entscheidend ist, dass die Beschäftigten ihre 
Erkenntnisse und Ansprüche an gute Arbeits-
gestaltung einbringen können. Die neue Pub-
likation bietet Leitideen zur Arbeitsgestaltung 
im Homeoffice und einen Pool an Zusatzfra-
gen zum Thema, die in Kombination mit einer 
betrieblichen Befragung mit dem DGB-Index 
Gute Arbeit eingesetzt werden können.

Die Broschüre steht  
zum Download bereit unter: 
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
themen/mobile-arbeit

Kollegialität
So beurteilen die Beschäftigten im 
Dienstleistungssektor die Lage
Wie wertvoll kollegiales Verhalten für die Be-
schäftigten ist, zeigt die neue Arbeitsbericht-
erstattung. 86 Prozent der Beschäftigten im 
Dienstleistungssektor können in starkem 
Maße auf kollegiale Hilfe bauen. Wo diese gut 
entwickelt ist, gibt es weniger Stress und ins-
gesamt bessere Arbeitsbedingungen. Sind die 
Arbeitsbedingungen aber schlecht, ist die Kol-
legialität für viele der einzige Lichtblick. Auch 
darum ist Kollegialität zu pflegen und auszu-
bauen. »Zwar macht gute Kollegialität noch 
keine Gute Arbeit«, schreibt der ver.di-Vorsit-
zende Frank Werneke im Vorwort. »Aber wo 
es an Kollegialität fehlt, gibt es keine Solidari-
tät, gewerkschaftliches Handeln wird unmög-
lich und Gute Arbeit rückt in weite Ferne. Der 
Kampf für mehr Arbeitsqualität beinhaltet da-
rum stets auch den Einsatz für Arbeitsbedin-
gungen, unter denen sich kollegiales Verhal-
ten besser entfalten kann.«

Die Broschüre ist erhältlich als Print- 
version und zum Download unter:
innovation-gute-arbeit.verdi.de/ 
gute-arbeit/materialien-und-studien/ 
ver-di-arbeitsberichterstattung

https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/mobile-arbeit/++co++cefaaab8-5751-11ec-9f3b-001a4a160111
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/themen/mobile-arbeit/++co++cefaaab8-5751-11ec-9f3b-001a4a160111
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/ver-di-arbeitsberichterstattung/++co++53866ae8-3ad3-11eb-bc1c-001a4a16012a
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/ver-di-arbeitsberichterstattung/++co++53866ae8-3ad3-11eb-bc1c-001a4a16012a
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/gute-arbeit/materialien-und-studien/ver-di-arbeitsberichterstattung/++co++53866ae8-3ad3-11eb-bc1c-001a4a16012a


Anforderungen – Bemessung –  
Verdichtung: Leistungsbedingungen  
tarifpolitisch gestalten
Leistungssysteme bestimmen mehr und mehr 
die betriebliche Realität. Das führt zu steigen-
den Leistungsanforderungen und Leistungs-
verdichtung, zum Dauerstreit um die richtige 
Leistungsbemessung und zu gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen, wenn auf der anderen Sei-
te keine entsprechenden Ressourcen vorhan-
den sind. In der Broschüre werden Instrumen-
te vorgestellt, die dazu beitragen können, stär-
ker auf die Leistungsbedingungen Einfluss zu 
nehmen und die Leistungsanforderungen in 
humanen, der Gesundheit zuträglichen Gren-
zen zu halten. Inhalte befassen sich u. a. mit 
Zielvereinbarungen, Leistungsbeurteilungen, 
Kennzahlen, Arbeitszeit und Leistungsbedin-
gungen, Gefahrenanzeigen, Gefährdungsbe-
urteilung.

Einen Bestellschein für die  
Printversion gibt es unter:
verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/ 
themen/leistung

Hauptsache Gesundheit
Tarif- und betriebspolitisches Drehbuch 
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz
Um die Ursachen betrieblicher Gesundheits-
gefährdungen aufzuspüren, zu analysieren 
und abzustellen, ist die aktive Beteiligung der 
Beschäftigten und ihrer betrieblichen Inter-
essenvertretung unverzichtbar. Tarifverträge 
zum Arbeits- und Gesundheitsschutz oder Ge-
sundheitsmanagement, die auf Beteiligung 
setzen, schaffen »Spielregeln« und ermögli-
chen eine effektive Umsetzung des Arbeits-
schutzgesetzes. Das tarif- und betriebspoliti-
sche Drehbuch stellt das nötige »Rüstzeug« 
dafür zur Verfügung: die Widerlegung typi-
scher Arbeitgeberargumente, Kenntnisse der 
gesetzlichen Grundlagen, Empfehlungen für 
die tarifpolitische Gestaltung und ganz kon-
krete Vorschläge für betriebliche Handlungs-
schritte.

Einen Bestellschein für die  
Printversion und Checklisten zum  
Download gibt es unter:
verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/ 
themen/gesundheitsschutz- 
gesundheitsmanangement

https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/leistung/++co++6d8ed808-f7e5-11e4-86aa-52540059119e
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/leistung/++co++6d8ed808-f7e5-11e4-86aa-52540059119e
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/gesundheitsschutz-gesundheitsmanangement/++co++f78ada40-c8bd-11e4-bef0-52540059119e
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/gesundheitsschutz-gesundheitsmanangement/++co++f78ada40-c8bd-11e4-bef0-52540059119e
https://www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik/themen/gesundheitsschutz-gesundheitsmanangement/++co++f78ada40-c8bd-11e4-bef0-52540059119e




www.innovation-gute-arbeit.verdi.de
www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik
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